
Gesetz 

vom 6. J11ni 2000 

über die direkten Kantonssteuern (DStG) 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf den Artikel 15 der Staatsverfassung des Kantons Freiburg 
vom 7. Mai 1857; 

gestützt auf das Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990 über die Harmoni­
sierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden; 

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrates vom 6. Januar 2000; 

auf Antrag dieser Behordc, 

beschliesst: 

ERSTERTITEL 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1. Der Staal erhebt nach diesem Gesetz: 

a) eine Einkommens- und eine Vermogensstcuer von den natürlichcn 
Pcrsoncn*; 

b) cine Gewinn- und cine Kapitalstcucr von den juristischen Personcn 
sowic einc Minimalsteuer auf den Bruttoeinnahmen der Kapitalgc­
sellschaften und Genossenschaften; 

c) eine Quellensteucr auf <lem Einkommen von bestimmten natürlichen 
und juristischen Personen; 

d) eine Grundstückgcwinnsteucr. 

Art. 2. 1 Der Steuerfuss für die direkten Kantonssteuern wird jahrlich 
vom Grossen Rat in Anwendung des Gesetzes über den Finanzhaushalt 
des Staates fcstgcsclzt. 

*Unabhangig da von, ob im cinzelnen weibliche oder mannliche Formulierungen verwendet wer­
den. gelten die personenbezogenen Formulierungen im Steuergesetz rür weibliche uml mannli­
che Personen. ausser wcnn sich aus der Natur der Sache crg1ht. dass ein Begriff ausschliesslich 
aur Angehiirige eincs bestimmten Geschlechts ausgclegt wcrden kann. 

259 

Gegensland 
des Geselzes 

Festsetzung 
des Sleuerfusscs 



Persi:inliche 
Zugehi:irigkeit 

Wirtschaftliche 
Zugchürigkeit 
a) Geschaftsbe­
triebe, Betriebs­
statten und 
Grundstücke 

2 Für die Steuer auf den getrennt besteuerten Kapitalabfindungen sowie 
die Grundstückgcwinnsteuer gelten die in diesem Gesetz vorgesehenen 
festen Satze. 

ZWEITER TITEL 

Steuern der natürlichen Personen 

1.KAPITEL 

SteuerpDicht 

/. ABSCHNITT 

Steuerliche Zugehorigkeit 

Art. 3. 1 Natürliche Personen sind auf Grund personlicher Zugehë>rigkeit 
stcuerpflichtig, wenn sie ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufent­
halt im Kanton haben. 

2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz im Kan ton hat eine Person, wenn sie 
sich hier mit der Absichl dauernden Verbleibens autbalt oder wenn ihr das 
Bundesrechl hier einen besondcren gesetzlichen Wohnsitz zuweist. 

3 Einen steuerrechtlichen Aufenthalt im Kan ton hat eine Persan, wenn sie 
hier ungeachlet vorübergehender Unterbrechung: 

a) wahrend mindestens 30 Tagen verweill und eine Erwerbstatigkeit aus­
übt; 

b) wahrend mindestens 90 Tagen verweilt und keine Erwerbstatigkeit 
ausübt. 

4 Keinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt begründet eine Per­
son, die ihren Wohnsitz in einem anderen Kanton oder im Ausland hat 
und sich im Kanton lediglich zum Besuch einer Lehranstalt oder zur Pfle­
ge in einer Heilstatte autbalt. 

Art. 4. 1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichcn Wohnsitz oder Auf­
enthalt im Kanton sind auf Grund wirtschaftlichcr Zugehürigkeit steucr­
pflichtig, wenn sie: 

a) Inhaber, Teilhaber oder Nutzniesser von Geschaftsbetrieben im Kan­
ton sind; 

b) im Kan ton Betriebsstatten unterhalten; 

c) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche oder diesen wirt­
schaftlich gleichkommende persünliche Nutzungsrechte haben; 

d) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln. 
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2 Ais Bctriebssliitte gilt eine feste Geschaftseinrichlung, in der die Ge­
schaftstatigkeit cines Unternehmcns oder ein freier Beruf ganz oder tcil­
weise ausgeübl wird. Betriebssliillen sind insbesondere Zweigniederlas­
sungen, Fabrikationssliillen, Werksliitlen, Verkaufsslcllen, standige Ver­
tretungen, Bergwerke und andere Statten der Ausbeutung von Boden­
schatzen sowie Bau- oder Montagestellen von mindestens 12 Monaten 
Dauer. 

Art. 5. 1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf- b) Andere 
steuerbare Werte enthalt in der Schweiz sind auf Grund wirlschafllicher Zugehôrigkeit 

steuerpflichtig, wenn sie: 

a) im Kanton eine Erwerbstatigkeil ausüben; 

b) ais Mitglieder der Verwallung oder Geschaftsführung von juristischen 
Personen mit Sitz oder Betriebsstatte im Kanton Tanliemen, Sitzungs­
gelder, fesle Entschiidigungen oder iihnliche Vergülungen beziehen; 

c) Gliiubiger oder Nulzniesser von Forderungen sind, die durch Grund­
oder Faustpfand auf Grundstücken im Kan Ion gesichert sind; 

d) Pensionen, Ruhegehiiller oder andcrc Leislungen erhalten, die auf 
Grund eines früheren offentlich-rechtlichen Arbeitsverhiillnisses von 
einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Silz im Kanlon 
ausgerichtet werden; 

e) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichcn Einrichtungen der 
beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen 
Sclbstvorsorge erhalten; 

f) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder ei­
nes Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn 
oder andere Vergütungen von einem Arbeitgeher mit Sitz odcr Bc­
triebsstatle im Kanton erhalten; 

g) im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln. 
2 Kommen die Vergütungen nicht den genanntcn Personen, sondern Drit­
ten zu. so sind diese hierfür steuerpflichtig. 

2. ABSCHNITT 

Begi11n und Ende der Steuerpflicht 

Art. 6. 1 Bei personlicher Zugehôrigkeil ist die Steuerpllicht unbc- Umfang der 
schriinkt; sie erstreckt sich aber nichl auf Geschiiflsbetriehc, Betriehssliit- Sleuerpllichl 

tcn und Grundstücke ausscrhalb des Kantons. 
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Steuerberech­
nung bei 
bcschrankler 
Steuerpflicht 

Dauer der 
Steuerpflichl 

Nulzniessung 

2 Bei wirtschaftlicher Zugehôrigkeit beschrankt sich die Steuerpflicht auf 
die Teile des Einkommens und Vermogens, für die nach den Artikeln 4 
und 5 eine Steuerpflicht im Kanton besteht. Es ist mindestens das im Kan­
ton erzielte Einkommen und das im Kanton gelegene Vermogen zu ver­
steuern. 

3 Die Abgrenzung der Steuerpflicht für Geschaftsbetriebe, Betriebsstatten 
und Grundstücke erfolgt im Verhaltnis zu anderen Kantonen und zum 
Ausland nach den Grundsatzen des Bundesrechts über das Verbot der in­
terkantonalen Doppelbesteuerung. Wenn ein schweizerisches Unterneh­
men Verluste aus einer auslandischen Betriebsstatte mit im Kanton erziel­
ten Gewinncn verrechnet hat, innert der folgenden 7 Jahre aber aus dieser 
Betriebsstatte Gewinne verzeichnet, so ist im Ausmass der im Betriebs­
stattestaat verrechenbaren Gewinne eine Revision der ursprünglichen 
Veranlagung vorzunehmen; die Verluste aus dieser Betriebsstatte werden 
in diesem Fall im Kanton nachtraglich nur satzbestimmend berücksichtigt. 
In allen übrigen Fallen sind Auslandsverluste ausschliesslich satzbestim­
mend zu berücksichtigen. Vorbehalten bleiben die in Doppelbesteue­
rungsabkommen enthaltenen Regelungen. 

Art. 7. 1 Die natürlichen Pcrsonen, die nur für einen Teil ihres Einkom­
mcns und Vermogens im Kanton steucrpflichtig sind, entrichten die Steu­
er für die im Kanton steuerbaren Werte nach dem Steucrsatz, der ihrem 
gesamten Einkommen und Vermogen entspricht. 

2 Steuerpflichtige mit Wohnsitz im Ausland entrichten die Steuern für Ge­
schiiftsbetriebe, Betriebsstiitten und Grundstücke im Kanton mindestens 
zu dem Steuersatz, der dem im Kan ton erzielten Einkommen und dem im 
Kanton gclegcnen Vcrmogen entspricht. 

Art. 8. 1 Die Steuerptlicht beginnt mit dem Tag, an dem die steuerptlichti­
ge Person im Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nimmt 
oder im Kanton steuerbare Werte erwirbt. 

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Tode oder dem Wegzug der steuer­
pflichtigen Person aus dem Kanton oder mit dem Wegfall der im Kanton 
steuerbaren Werte. 

3 Nicht ais Beendigung der Steuerpflicht gelten die vorübergehende Sitz­
verlegung ins Ausland und die anderen Massnahmen auf Grund der Bun­
dcsgcsetzgebung über die wirtschaftliche Landesversorgung. 

3. ABSCHNITT 

Besondere Verhiiltnisse bei der Einkommens- und Vermogenssteuer 

Art. 9. 1 Ertriige aus einem mil Nutzniessung bclasteten Vermogen wer­
den beim Nutzniesser bcsteuert. 
2 N utzniessungsvermogen wird beim N utzniesser hesteuert. 
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Art. 10. 1 Jeder Erbe oderTeilhaber fügl seinem eigenen steuerpnichtigen 
Einkommen und Vermbgen seinen Anteil am Ertrag und Vermügen der 
Erbengemeinschaft, der einfachen Gesellschaft, der Kollektiv- und Kom­
manditgesellschaft hinzu. 

2 Die Erbengemeinschaft ist ais solche nach den für die natürlichen Perso­
nen geltenden Bestimmungen bloss dann steuerpOiehtig, wenn die Erbcn 
oder ihre Rechte nichl genügend bckannl sind. 

Art. 11. Ausliindische Handelsgesellschaften und andere ausliindische 
Personengesamlheiten ohne juristische Persünlichkeit, die auf Grund 
wirtschaftlicher Zugehürigkeit sleuerpflichtig sind. entrichten ihre Stcu­
ern nach den Bestimmungen für die juristischen Personen. 

Art. 12. 1 Stirbt die steuerptlichtige Person, so lreten ihre Erben in ihrc 
Rechte und POichlen cin. Sie haflcn solidarisch für die vom Erblasser gc­
schuldelen Steuern bis zur Hühc ihrer Erblcile, mil Einschluss der Vor­
empfange. 

2 Der überlebende Ehcgatte haftet mit seincm Erbteil und dem Betrag, 
den er auf Grund ehelichen Gütcrrechts vom Vorschlag odcr Gesamtgut 
über den gesctzlichcn Antcil nach schwcizcrischem Recht hinaus crhiilt. 

Art. 13. 1 Ehegatten, die in rechtlich und tatslichlich ungetrennter Ehe le­
ben, haften solidarisch für die Gesamtsleuer. Jeder Gatte haftct jedoch 
nur für seinen Anteil an der Gcsamtstcuer, wcnn einer von beiden zah­
lungsunflihig ist. Ferner haften sie solidarisch für dcnjcnigcn Teil an der 
Gesamtsteuer, der auf das Einkommen und Vermügen der Kindcr flillt. 

2 Bei rechtlich oder tatsiichlich getrenntcr Ehe enlfiillt die Solidarhaftung 
auch für aile noch offcnen Steuerschuldcn. 

'Mit der steuerpflichtigen Pcrson haflen solidarisch: 

a) die unter ihrer elterlichen Sorge stehenden Kinder bis zum Bctrag des 
auf sie entfallenden Anteils an der Gesamtsteuer; 

b) die in der Schweiz wohnenden Teil ha ber an eincr einfachen Gesell­
schaft, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft bis zum Betrage ihrer 
Gesellschaftsanteile für die Steuern der im Ausland wohnenden Tcil­
haber; 

c) Kaufer und Vcrkiiufer einer im Kanton gelegencn Liegcnschaft bis zu 
20% der Provision für die vom Handler oder Vermittler aus dieser 
Tiitigkeit geschuldclen Steuern, wenn der Handler oder der Vermilller 
in der Schweiz keinen stcuerrcchtlichcn Wohnsitz hat; 
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Erbengemein­
schaften und 
Gesellschaften 

Auslandische 
Handelsgesell­
schaftcn und an­
dcrc ausliindische 
Personengesaml­
heiten ohne 
jurislischc 
Personlichkeil 

Steuernachfolge 

Haflung der 
Ehegatlen und 
M ithaflung für 
die Steuer 



Besteuerung 
nach dem 
Aufwand 

d) die Personen, die Geschaftsbetriebe oder Betriebsstatten im Kanton 
aufli:isen oder im Kanton gelegene Grundstücke oder durch solche ge­
sicherte Forderungcn veraussern oder verwerten, bis zum Betrage des 
Reinerli:ises, wenn die steuerpflichtige Pcrson keinen steuerrechtli­
chen Wohnsitz in der Schweiz hat; 

e) der Eigentümer des mit einer Nutzniessung belasteten Vermi:igens für 
die auf diesen Wert entfallende Steuer. 

4 Mit dem Steuernachfolger haften für die Steuer des Erblassers solida­
risch der Erbschaftsverwalter und der Willcnsvollstrecker bis zum Betrage, 
der nach dem Stand des Nachlassvermê:igens im Zeitpunkt des Todes auf 
die Steuer entfiillt. Die Hartung entfiillt, wenn der Haftende nachweist, 
dass er aile nach den Umstanden gebotene Sorgfalt angewendet bat. 

Art. 14. 1 Natürliche Personen, die erstmals oder nach mindestens zehn­
jahriger Landesabwesenheit in der Schweiz steucrrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt nehmen und hier keine Erwerbstatigkeit ausüben, haben 
das Recht, bis zum Ende der laufenden Steuerperiode anstelle der Ein­
kommens- und Vermi:igensstcuer eine Steuer nach dem Aufwand zu ent­
richten. 

2 Sind diese Personen nicht Schweizer Bürger, so steht ihnen das Recht auf 
Entrichtung der Steuer nach dem Aufwand auch weiterhin zu. 

3 Die Steuer wird nach dem Aufwand der steuerpflichtigen Person und ih­
rer Familie bemessen und nach dem ordentlichen Steuertarif berechnet. 
Sie muss aber mindestens gleich hach angesetzt werden wie die nach dem 
ordentlichen Tarif berechnete Steuer vom gesamten Bruttobetrag: 

a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermi:igens und von des­
sen Einkünften; 

b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkünften; 

c) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermi:igens, mit 
Einschluss der grundpfündlich gesichcrten Forderungen, und von des­
sen Einkünften; 

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ahnlichen 
Rechte und von deren Einkünften; 

e) der Ruhegehalter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen 
Quellen fliessen; 

f) der Einkünfte, für welche die steucrpflichtigc Person auf Grund eines 
von der Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Vcrmeidung der 
Doppelbesteuerung ganzliche oder teilweise Entlastung von auslandi­
schen Steuern beansprucht. 
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4 Der Staatsrat erlasst die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand er­
fordcrlichen Vorschriften. Er kann eine von Absatz 3 abweichende Stcu­
erbemessung und Steuerberechnung vorsehen, wenn dies erforderlich ist, 
um den Steuerpllichligen nach den Absiitzen 1 und 2 die Entlastung von 
den Stcuern eines auslandischen Staates zu ermoglichen, mit dem die 
Schweiz ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbestcuerung abgc­
schlossen hat. 

4. ABSCHNITT 

Ausnahmen von der Ste11erpfficht 

Art. 15. 1 Steuererleichterungen künnen den Unternehmen, die neu erüff­
net werdcn und dem wirtschaftlichen lnteresse des Kantons dienen, für 
die Steuern auf dem Einkommen und Vermogen für das Gründungsjahr 
und für die 9 folgenden Jahre gewahrt werden. Eine wesentliche Ânde­
rung der betrieblichen Tatigkeit ist einer Ncugründung gleichgestellt. 

2 Der Staatsrat entscheidet nach Anhüren der Gemeinde endgültig über 
Steuercrleichterungsgesuche. 

Steuer­
erlcichterungen 

Art. 16. 1 Die Angehorigen der bci der Eidgenossenschafl beglaubigten Steucrbefreiung 

diplomatischen und konsularischen Vertretungen sowie die Angehürigen 
der in der Schweiz niedergelassenen intcrnationalen Organisationen und 
der bei ihnen bcstehenden Vcrtretungen werdcn insoweit nicht besteuert, 
ais das Bundesrecht eine Steuerbefreiung vorsicht. 

2 Bei teilweiser Steuerpflicht gilt Artikel 7 Abs. 1. 

2.KAPITEL 

Einkommenssteuer 

1. ABSCHNITT 

Steuerhare Einkiinfte 

Art. 17. 1 Der Einkommenssteuer unterliegen aile wiederkchrenden und Allgemeines 

einmaligen Einkünfte. 
2 Ais Einkommcn gelten auch Naturalbezüge jeder Art, insbesondere freie 
Verpllcgung und Untcrkunft sowie der Wert sclbstvcrbrauchter Erzcug­
nissc und Waren des eigenen Betriebes; sie wcrden nach ihrcm Marktwert 
bemessen. 
3 Die Kapitalgewinne aus der Veriiusserung von Privatvermügen sind steu­
erfrei. Die getrennte Bestcuerung der Grundstückgcwinnc blcibt vorbe­
hallen. 
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Unselbststandige Art. 18. 1 Steuerbar sind aile Einkünfte aus privatrechtlichem oder offent­
ErwerbSlatigkeit Iich-rechtlichem Arbeitsverhaltnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie 

Entschadigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstal­
ters- und Jubilaumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen 
und andere geldwerte Vorteile. 

Selbststandige 
Erwerbstatigkeit 
a) Grundsatz 

b) Umwandlun­
gen, Zusammen­
schlüsse, Teilun­
gcn 

2 Kapitalabfindungen aus einer mit dem Arbeitsverhaltnis verbundcnen 
Vorsorgeeinrichtung oder gleichartige Kapitalabfindungcn des Arbeitge­
bers werden nach Artikel 39 besteuert. 

Art. 19. 1 Steuerbar sind aile Einkünfte aus einem Handels-, Industrie-, 
Gèwcrbe-, Land- und Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freicn Beruf so­
wie aus jedcr andcrcn selbststandigen Erwerbstatigkeit. 

2 Zu den Einkünften aus selbststandiger Erwerbstatigkeit zahlen auch aile 
Kapitalgewinne aus Verausserung, Verwertung oder buchmassiger Auf­
wertung von Geschaftsvermogen. Der Verausserung gleichgestellt ist die 
Überführung von Geschaftsvermogen in das Privatvermogen oder in aus­
Hindische Betricbe oder Betriebsstiitten. Ais Geschaftsvermôgen gelten 
aile Vermogenswerte, die ganz oder vorwiegend der selbststandigen Er­
werbstatigkeit dienen; gleiches gilt für Beteiligungen von mindestens 20% 
am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgcsellschaft oder Genossen­
schaft, sofern der Eigentümer sie im Zeitpunkt des Erwerbs zum Ge­
schaftsvermogen erklart. 

3 Für Steuerpflichtige, die eine ordnungsgemasse Buchhaltung führen, gilt 
Artikel 100 sinngemass. 

~ Die Gewinne aus der Verausserung von land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücken werden den steuerbaren Einkünften nur bis zur Hôhe der 
Anlagekosten zugerechnet. Die getrennte Besteucrung der Grundstück­
gewinne bleibt vorbehalten. 

Art. 20. 1 Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzelfirma, Per­
sonengesellschaft) werden nichl besteuert, wenn die Steuerpflicht in der 
Schweiz fortbesteht und die bisher für die Einkommenssteuer massgebli­
chen Werte übernommen wcrden, bei: 

a) Umwandlung in eine andere Personenunternehmung oder in eine juris­
tische Person, wenn der Geschaftsbetrieb unverandert weilergeführt 
wird und die Beteiligungsverhaltnisse grundsatzlich gleich bleiben; 

b) Unternehmenszusammenschluss durch Übertragung samtlicher Akti­
vcn und Passiven au[ einc andcre Pcrsonenuntcrnehmung oder auf 
einc juristischc Person; 

c) Auftcilung einer Personcnunternehmung durch Übertragung von in 
sich geschlossenen Betriebsteilen auf andere Personenunternehmun­
gen oder auf juristische Personen, wenn die übernommenen Ge­
schaftsbetriebe unverandert weitergeführt werden. 
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2 Die Besteuerung von buchmassigen Aufwertungen und von Ausgleichs­
leistungen bleibt vorbehalten. 

3 Die Absatze 1 und 2 gelten sinngemass für Unternehmen, die im Ge­
samthandverhaltnis betrieben werden. 

Art. 21. 1 Steuerbar sind die Ertrage aus beweglichem Vermogen, insbe- Ertrage aus 
sondere: beweglichem 

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Ertriige aus rück­
kaufsfühigen Kapitalversicherungen mit Einmalpramie im Erlebens­
fall oder bei Rückkaur, ausser wenn diese Kapitalversicherungen der 
Vorsorge dienen. Ais der Vorsorge dienend gilt die Auszahlung der 
Versicherungsleistung ab dem vollendeten 60. Altersjahr des Versi­
cherten auf Grund eines mindestens fünfjahrigen Vertragsverhaltnis­
ses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet wurde. In die­
sem Fall ist die Leistung steuerfrei; 

b) Einkünfte aus der Verausserung oder Rückzahlung von Obligationen 
mit überwiegender Einmalvcrzinsung (globalverzinsliche Obligatio­
nen, Diskontobligationen), die dem Inhabcr anfallen; 

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und gcldwerte 
Vorteile aus Beteiligungen aller Art ( einschliesslich Gratisaktien, Gra­
tisnennwerterhohungen u. dg!.). Ein bei der Rückgabe von Beteili­
gungsrechten im Sinne von Artikel 4a des Bundesgesctzes vom 13. Ok­
tober 1965 über die Verrechnungssteuer an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzieltcr Liquidationsüberschuss gilt in dem Jah­
re ais realisiert. in dem die Verrechnungssteuerforderung cntsteht 
(Art. 12 Abs. 1 und 1 bis des Bundesgesetzcs vom 13. Oktober 1965 über 
die Verrechnungsstcuer); 

d) Einkünfte aus Vermictung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger 
Nutzung beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte; 

e) Einkünfte aus Anteilen an Anlagefonds ( Art. 90 Abs. 2), soweit die Ge­
samtertrage des Anlagefonds die Ertrage aus direktem Grundbesitz 
übersteigen; 

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern. 
2 Der Erlos aus Bczugsrechten gilt nicht ais Vcrmügensertrag, sofern sie 
zum Privatvermügen der steuerpflichtigen Person gehôren. 

Art. 22. 1 Stcuerbar sind die Ertrage aus unbeweglichem Vermügen, ins­
be-sondcre: 

a) aile Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sons­
tiger Nutzung; 
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Vermogen 

Ertrage aus 
unbcweglichem 
Vermogen 



Einkünfte 
a us Vorsorge 

Übrige 
Einkünfte 

b) der Mietwert von Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen, die der 
steuerpllichtigen Person auf Grund von Eigentum oder eines unent­
geltlichen Nutzungsrcchts für den Eigengebrauch zur Verfügung ste­
hen; 

c) Einkünfte aus Baurechtsvertragen; 

d) Einkünfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und anderen Bestand-
teilen des Bodens. 

2 Der Staatsrat erlasst die notigen Vorschriften für die Bestimmung der Ei­
genmietwerte unter besonderer Berücksichtigung der ortlichen und regio­
nalen Verhaltnisse des Wohnungsmarktes, wobei der Zugang zum priva­
ten Wohneigentum gefürdert und erhallen werden soli. 

Art. 23. 1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus der Allers-, Hinterlassenen­
und lnvalidenversicherung, aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge 
und aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge, mit Ein­
schluss der Kapitalabfindungen und Rückzahlungen von Einlagen, Prami­
en und Beitragen. 

2 Ais Einkünfte aus der beruflichen Vorsorge gelten insbesondere Leistun­
gen aus Vorsorgekassen, aus Spar- und Gruppenversicherungen sowie aus 
Freizügigkeilspolicen. 

3 Leibrenten sowie Einkünfte aus Verpfründung sind zu 40% sleuerbar. 

4 Artikel 25 Bst. b über die rückkaufsfahigen steuerfreien Kapitalversiche­
rungen bleibt vorbehallen. 

Art. 24. Steuerbar sind auch: 

a) aile anderen Einkünfte, die an die Stelle des Einkommens aus Erwerbs­
tatigkeit treten; 

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungcn bei Tod sowie für bleiben-
de kôrperliche oder gesundhcitliche Nachteile; 

c) Entschadigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einerTatigkeit; 

d) Entschadigungen für die Nichtausübung eines Rechtes; 

e) Einkünfte aus Lotterien und lotterieahnlichen Veranstaltungen; 

f) Unterhaltsbeitrage, die eine steuerpflichtige Person bei Scheidung, ge­
richtlicher oder tatsachlicher Trennung für sich erhalt, sowie Unter­
haltsbeitrage, die ein Eltcrnteil für die unter seiner elterlichen Sorge 
stehenden Kinder erhalt. 
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2. ABSCHNITT 

Steuerfreie Einkiinfte 

Art. 25. Steuerfrei sind: 

a) der Vermôgensanfall infolge Erbschaft, Vermiichtnis, Schenkung oder 
güterrechtlicher Auseinandersetzung; 

b) der Vermôgcnsanfall aus rückkaufsfiihiger priva ter Kapitalversiche­
rung, ausgenommen aus FFeizügigkeitspolicen. Artikel 21 Abs. 1 Bst. a 
über die Besteuerung von Ertragen aus rückkaufsfiihigen Kapitalver­
sicherungen mit Einmalpriimie, die nicht der Vorsorge dienen, bleibt 
vorbehalten; 

c) die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vorn Arbeitgeber oder 
von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, 
wenn sie der Empfanger innert Jahresfrist zurn Einkauf in eine Ein­
richtung der beruflichen Vorsorge oder zurn Erwerb einer Freizügig­
kcitspolice verwehdet; 

d) die Unterstützungen aus ôffentlichen odcr privatcn Mitteln; 

e) die Leistungen in Erfüllung farnilienrechtlicher Verpllichtungen, aus­
gcnornrnen die Unterhaltsbeitrage nach Artikel 24 Bst. f; 

f) der Sold für Militiir- und Schutzdienst sowie das Taschengeld für Zivil­
dienst; 

g) die Zahlung von Genugtuungssurnrncn; 

h) die Einkünfte auf Grund der Bundesgesetzgebung über Ergiinzungs­
leistungen zur Allers-, Hinterlassencn- und lnvalidenversicherung; 

i) die bei Glücksspielen in Spielbanken irn Sinne des Bundcsgesctzes 
vom 18. Dezernber 1998 über Glücksspielc und Spielbanken erzicltcn 
Gewinnc. 

3. ABSCHNITT 

Abziige 

Art. 26. Zur Errnittlung des Reineinkornrnens werdcn von den gesarnten 
steuerbarcn Einkünften die Aufwcndungcn und allgcrneinen Abzüge 
nach den Artikeln 27-34 abgczogcn. 

Art. 27. 1 Ais Berufskosten werdcn abgezogen: 

a) die notwcndigcn Kosten für Fahrtcn zwischcn Wohn- und Arbeitsstiit­
tc; 

b) die notwcndigcn Mchrkosten für Vcrpflegung ausserhalb der Wohn­
stiittc und bei Schichtarbeit; 
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Grundsatz 

lJ nselbststandige 
Erwerbstiitigkeit 



Selbststandige 
Erwerbstatigkeit 
a) Allgemeines 

b) Abschrei­
bungen 

c) Rück­
stellungen 

c) die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten; 

d) die mit dem Beruf zusammenhiingenden Weiterbildungs- und Um-
schulungskosten. 

2 Die Finanzdirektion setzt für die Berufskosten nach Absatz 1 Bst. a-c 
Pauschalansiitze fest; im Falle von Absatz 1 Bst. a und c steht der sleuer­
pflichtigen Persan der Nachweis hôherer Kosten offen. 

Art. 28. 1 Bei selbststiindiger Erwerbstiitigkeit werden die geschiifts- oder 
berufsmiissig begründeten Kosten abgezogen. 

2 Dazu gehôren insbesondere: 

a) die Abschreibungen und Rückstellungcn nach den Artikeln 29 und 30; 

b) die eingetretencn und vcrhuchten Verlus le auf Gcschaftsvermôgen; 

c) die Zuwendungcn an Vorsorgeeinrichtungen zugunstcn des eigenen 
Personals, sofem jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 

d) Zinsen au[ Geschaftsschulden sowic Zinsen, die auf Beteiligungen 
nach Artikel 19 Abs. 2 entfallen. 

3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldem im Sinne des 
schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtstrager. 

Art. 29. 1 Geschaftsmassig begründete Abschreibungen von Aktivcn sind 
zuliissig, sowcit sie buchmassig oder, wcnn eine kaufmannische Buchhal­
tung fchlt, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind. 

2 In der Regel werden die Abschreibungen nach dem tatsachlichen Wert 
der einzelnen Vermôgensteile berechnet oder nach ihrer voraussichtli­
chen Gebrauchsdauer angemessen verteilt. 

3 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten aufge­
wertet wurden, kônnen nur vorgcnommen werdcn, wenn die Aufwertun­
gen handelsrechtlich zulassig waren und die Verluste im Zeitpunkt der 
Abschreibung nach Artikel 32 Abs. 1 verrechenbar gewesen waren. 

Art. 30. 1 Rückstellungen zu Lasten der Erfolgsrechnung sind zuliissig für: 

a) im Geschaftsjahr bestehende Verpflichtungen, deren Hôhe noch unbe­
slimmt ist; 

b) Verlustrisiken, die mit Aktiven des Umlaufvermôgens, insbesondere 
mit Waren und Debitoren, verbunden sind; 

c) andere unmittelbar drohende Verlustrisiken, die im Geschaftsjahr be­
stehen; 

d) künftige Forschungs- und Entwicklungsauftrage an Dritte bis zu 10% 
des steuerbaren Geschaftsertrages, insgesamt jedoch hôchstens bis zu 1 
Million Franken. 
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2 Bisherige Rückstellungen werden dem steuerharen Geschaftsertrag zu­
gerechnel, sowcil sic nicht mehr hegründct sind. 

Art. 31. 1 Beim Ersatz von belriehsnotwendigcn Anlagevermogen kon­
nen die stillen Reserven auf ein Ersalzohjekt mit gleicher Funktion über­
tragen werden; ausgeschlossen ist die Übertragung auf Vermogen ausser­
halb der Schweiz. 

2 Findet die Ersatzbeschaffung nichl im gleichcn Geschiiflsjahr statt, so 
kann im Umfange der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet wer­
den. Diese Rückstellung ist innert angemessener Frist zur Abschreibung 
auf dcm Ersatzobjekt zu verwenden oder zugunsten der Erfolgsrechnung 
aufzulüsen. 

3 Ais helriehsnolwendig gilt nur Anlagcvermügcn, das dem Betrieb unmit­
telhar dicnt; ausgeschlosscn sind inshcsondcrc Vermügensteile, die dcm 
Untemehmen nur ais Vermogensanlage oder nur durch ihren Ertrag die­
nen. 

d) Ersalz­
beschaffungen 

Art. 32. 1 Verluste aus den 7 der Steucrpcriodc vorangcgangcnen Ge- e) Verluste 

schaftsjahren künnen ahgezogen werden, soweit sic bei der Berechnung 
des steuerbaren Einkommens dieser Jahre nicht herücksichtigl werden 
konnten. 
2 Mit Leistungcn Driller, die zum Ausglcich einer Unlerbilanz im Rahmen 
ciner Sanicrung erbracht wcrdcn, künnen auch Verlustc verrcchnet wcr­
den, die in frühcrcn Geschiiftsjahren entstandcn und noch nicht mit Ein­
kommen verrechnet werden konnlen, soweit diese nicht Kapilaleinlagcn 
gemass Arlikel 102 Bsl. a hilden. 
3 Bei Zuzug aus einem anderen Kant on gehüren zu den ahziehharen Ver­
lustüherschüssen auch solche, die vor dcm Zuzug in den Kanton Freihurg 
realisicrt wordcn sind. 

Art. 33. 1 Bei heweglichem Privatvermügen künncn die Kosten der Ver- Privatvennogen 

waltung durch Dritte und die wedcr rückforderharen noch anrcchcnharcn 
auslandischen Quellensteucrn ahgezogen werden. 
2 Bei Licgenschaften im Privatvermügen künnen die Unterhaltskosten, 
die Versicherungspriimien und die Kostcn der Verwaltung durch Drille 
abgezogen werden. Ferner künnen lnveslitionen, die dem Energiesparen 
und dem Umweltschutz dienen, in Ahzug gehracht wcrden, soweit sic hei 
der direklen Bundessteuer abziehhar sind. 
3 Ahziehbar sind ferner die nichl durch Suhvcntioncn gcdcckten Kosten 
für die Restaurationsarbeilcn an unbcweglichen Kulturgütern, die die 
steuerpflichtige Person auf Grund gcsetzlicher Vorschriften im Einvcr­
nehmen mit den Behürden oder auf dcren Anordnung hin vorgcnommen 
hat. 

271 



Allgemeine 
Abzüge 

4 Die steuerpflichtige Person kann für Grundstücke des Privatvermogens 
anstelle der tatsachlichen Kosten und Pramien einen Pauschalabzug gel­
tend machen; dessen Salze und Bedingungen werden von der Finanzdi­
rektion bestimmt. 

Art. 34. 1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

a) die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den Artikeln 21 und 22 
steuerbarcn Vermogensertrage und weiterer 50000 Franken. Nicht ab­
zugsfahig sind Schuldzinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft 
einer an ihrem Kapital massgeblich beteiligten oder ihr sonstwie nahe­
stehenden natürlichen Person zu Bedingungen gewiihrt, die erheblich 
von den im Geschaftsverkehr unter Dritten üblichen Bedingungen ab­
weichen; 

b) die dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten; 

c) die Unterhaltsbeitriige an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsiich­
lich getrennt lebenden Ehegatten sowie die Unterhaltsbeitriige an ei­
nen Elternteil für die un Ier dessen elterlicher Sorge stehenden Kinder, 
nicht jedoch Leistungen in Erfüllung anderer familienrechtlicher Un­
terhalts- oder Unterstützungspflichten; 

d) die gemass Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Pra­
mien und Beitriige zum Erwerb von Ansprüchen aus der Alters-, Hin­
terlassenen- und Invalidenversicherung und aus Einrichtungen der be­
ruflichen Vorsorge; 

e) Einlagen, Priimien und Beitriige zum Erwerb von vertraglichen An­
sprüchen aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge bis 
zur Hohe der Beitrage, die der Bundesrat in Anwendung des Bundes­
gesetzes über die berufliche Vorsorge festlegt; 

f) die Pramien und Beitrage für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeits­
losenversicherung und die obligatorische Unfallversicherung; 

g) die Einlagen, Pramien und Beitriige für die Lebens-, die Kranken- und 
die nicht unter Buchstabe f fallende Unfallvcrsicherung sowie die Zin­
sen von Sparkapitalien der steuerpllichtigen Person und der von ihr 
unterhaltenen Personen. Der Slaatsrat bestimmt für jede Steuerperi­
ode den abziehbaren Maximalbetrag, innerhalb dessen hôchstens zu­
gelassen werden: 
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- die vom Staatsrat für jedc Versicherungskategoric pauschal festge­
legten Grundpramien der Kranken- und Unfallversichcrung untcr 
Abzug der Priimienverbilligung, die der Kantonalen Steuerverwal­
tung von der Kantonalcn Sozialversicherungsanstalt mitgeteilt wur­
den; 



- die Beitriige für die Lebensversicherungen bis zu 1500 Franken für 
verheiratete Personcn, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter 
Ehe leben, und bis zu 750 Franken für die übrigen Steuerpflichtigen; 

- die Zinsen von Sparkapitalien bis zu 300 Franken für verheiratcte 
Personen, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe lebcn, 
und bis zu 150 Franken für die übrigcn Steucrpflichtigen; 

Unter den verschiedcnen Abzügen ist keine Vcrrechnung moglich; 

h) die Krankheits-, Unfall- und lnvaliditatskosten der steuerpflichtigen 
Person und der von ihr untcrhaltenen Personen, soweit die steuer­
pflichtigc Persan die Kosten selber triigt und diesc 5% der um die Auf­
wendungen nach den Artikcln 27-34 vcrminderten steuerbaren Ein­
künfte übersteigen; 

i) die freiwilligen Geldleistungen an juristische Personen mit Sitz in der 
Schweiz, die im Hinblick auf offentliche oder auf ausschliesslich ge­
meinnützige Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, für den Teil, 
der 500 Franken übcrsteigt, aber hochstens bis zu insgesaml 5% des 
rcinen Jahreseinkommens. Diescr Prozentsatz kann bis auf 15% er­
hüht werden für Zuwendungen an den Staal, an die Gemeinden oder 
an die kirchlichen Kürperschaften sowie an Institutionen, die vom 
Staal oder von Gemeinden in wesentlichem Masse unterstützt wer­
dcn. Besteht ein erhebliches ôffentliches Interesse, so kann der Staats­
rat einen hôheren Abzug bewilligen; sein Entscheid ist endgültig. 

2 Leben Ehegattcn in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe, so wer­
den vom Erwerhseinkommen, das ein Ehegattc unahhiingig vom Beruf, 
Geschiift oder Gewerhe des andern Ehegatten erzielt, 500 Franken abge­
zogen; ein gleicher Abzug ist zuliissig bei erheblicher Mitarbeit eines Ehe­
gatten im Beruf, Geschiift oder Gewerbe des andern Ehegatten. 

Art. 35. Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, ins­
besondere: 

a) die Aufwendungen für den Unterhalt der steuerpflichtigen Person und 
ihrer Familie sowie der durch die berufliche Stellung der steuerpflich­
Ligen Person bedingte Privataufwand; 

b) die Aushildungskosten; 

c) die Aufwendungen für Schuldenlilgung; 

d) die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertver­
mehrung von Vermügensgegenstiinden; 

e) Einkommens-, Grundstückgewinn- und Vcrmügenssteuern von Bund, 
Kantonen, Gemeinden, kirchlichen Kürperschaften und der Schul­
kreise sowie gleichartige ausliindische Stcuern. 
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Nicht abziehbare 
Kosten und 
Aufwcndungen 



Sozialabzüge Art. 36. 1 Yom Reineinkommen werden abgezogen: 

a) 4700 Franken für jedes Kind, das minderjahrig ist oder sich in der Leh­
re oder im Studium befindet, wenn das Kind ausschliesslich von der 
steuerpflichtigen Persan unterhalten wird. Dieser Abzug belragt für 
das drille und jedes weitere Kind 5700 Franken; 

b) 4700 Franken vom Einkommen des Vollwaisen, der minderjahrig ist 
oder sich in Lehre oder Studium befindet; 

c) 700 Franken für jede andere erwerbsunfühige Persan, für deren Un­
terhall die sleuerpflichtige Persan hauptsachlich aufkomml; 

d) 1500 Franken vom Lohn der steuerpflichtigen Persan, die sich in der 
Lehre oder im Studium befindet, bis zu deren erfülltem 25. Altersjahr; 

e) 2000 Franken für jede erwerbstatige steuerpflichtige Persan im Roll­
stuhl, die keine AHV/IV-Rente bezieht; 

f) 2000 Franken für die durch die Hilflosigkeit der steuerpflichtigen Per­
san oder einer von ihr unterhaltenen Persan verursachten Kosten, so­
weit die steucrpflichtige Persan die Kosten selber tragt; 

g) ein Betrag bis zu 2000 Franken auf dem Einkommen der in rechtlich 
und talsachlich ungetrennler Ehe lebenden Ehegatten, wenn beide ei­
ner Erwerbstaligkeil nachgehen, für nachgewiesene Betreuungskos­
ten eines jeden Kindes unter 12 Jahren. Der gleiche Abzug steht der er­
werbstatigen alleinstehenden Persan zu für jedes unterhaltene und im 
gleichen Haushalt lebende Kind. Der Bezug einer IV-Rente ist für das 
Anrechl auf diesen Abzug einer Erwerbstatigkeit gleichgestelll; 

h) der Anteil der den Grundpensionspreis übersteigenden Pflegekoslen 
zu Lasten der steuerpflichtigen Persan, die sich dauernd in einem 
Heim des Kantons, in dem sie Anspruch auf Erganzungsleistungen 
hatte, aufhalt; 

i) ein Belrag, der dem nach den Abzügen der Buchstaben a-h verblei­
benden Einkommen entspricht, wird der steuerpflichligen Persan, die 
sich dauernd in einem Heim des Kan tons, in dem sie Anspruch auf Er­
ganzungsleistungen halte, aufhalt, gewahrt, wenn: 
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- das Gesamteinkommen, über welches die steuerpflichtige Persan 
verfügt, einschliesslich der Ergiinzungsleislungen und des Abzugs 
der Pflegekoslen, nichl den Betrag übersteigl, welcher den Heimbe­
wohnern im Sinne der kantonalen Gesetzgebung über die Ergan­
zungsleistungen für personliche Auslagen überlassen bleibt, und 

- die steuerpflichtige Persan über ein Reinvermogen verfügt, das den 
anrechenbaren Betrag für eine alleinstehende Persan im Sinne der 
eidgenossischen Gesetzgebung über die Ergiinzungsleistungen nichl 
übersteigt. 



2 Zusalzlich wenlen abgczogen: 

a) ein Bctrag von 2200 Franken für jede steuerpllichtige Person ohne 
Unterhaltslast, mit Ausnahme der Empfiinger von AHV/IV-Leistun­
gen, deren Einkommen, nach Abzug der Betrage nach Absatz 1, 10 300 
Franken nicht übersteigt. Der Abzug wird um 185 Franken für jedes 
zusatzliche Einkommen von 1000 Franken gekürzt; 

b) ein Betrag von 4400 Franken für jede steuerpllichtige Person mit Un­
terhaltslast, mit Ausnahme der Empfünger von AHV/IV-Leistungen, 
deren Einkommen, nach Abzug der Betrage nach Absatz 1, 20 600 
Franken nicht übersteigt. Der Abzug wird um 185 Franken für jedes 
zusatzliche Einkommen von 1000 Franken gekürzt; 

c) ein Bctrag von 7700 Franken für jeden Empfünger von AHV/IV-Leis­
tungen ohne Unterhaltslast, dessen Einkommen, nach Abzug der Be­
tragc nach Absatz 1, 20600 Franken nicht übersteigt. Der Abzug wird 
um 280 Franken für jedes zusatzliehe Einkommen von 1000 Franken 
gekürzl; 

d) ein Betrag von 9900 Franken für jedcn Empfanger von AHV/IV-Leis­
tungen mit Unterhaltslast, dessen Einkommen, nach Abzug der Betra­
gc nach Absatz 1, 25 000 Franken nicht übersteigt. Der Abzug wird um 
375 Franken für jedes zusatzliche Einkommen von 1000 Franken 
gekürzt. 

3 Wird der Unterhalt von mehreren steuerptlichtigen Pcrsonen bestritten, 
so wird der Abzug für Kinder und unterhaltsbedürflige Personen verhalt­
nismassig aufgeteilt. 
4 Die Sozialabzüge wcrden nach den Verhültnissen der stcuerpllichtigen 
Person am Ende der Steuerperiode (Art. 63) odcr der Steuerpflicht fest­
gelegt. 
5 Besteht die Steuerpflicht nur wahrend eines Teils der Steuerperiode, so 
werden die Sozialabzüge anteilsmassig gewahrt; für die Satzhestimmung 
werden sic voll angerechnet. 
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Steuersatze 

4. ABSCHNITT 

Steuerberechnung 

Art. 37. t Die Einkommenssteuer wird für jede Einkommensklasse 
gemass einer detaillierten, von der Kantonalen Steuerverwaltung verof-
fentlichten Tabelle nach folgenden Satzen berechnet: 

Fr. Fr. 

von 1,0000 % bis 4,1524 % für 4 700 bis 15 899 
von 4,1685 % bis 6,1971 % für 15 900 bis 28 599 
von 6,2091 % bis 8,0451 % für 28600 bis 43 999 
von 8,0526 % bis 9,1026 % für 44000 bis 58 099 
von 9,1095 % bis 10,0065 % für 58100 bis 71 199 
von 10,0I03 % bis 12,5145 % für 71200 bis 137 199 
von 12,5168 % bis 13,1240 % für 137 200 bis 163 699 
von 13,1255 % bis 13,4990 % für 163 700 bis 188 699 

13,5000 % für 188 700 und mehr. 

2 Für die Steuerperioden 2001 und 2002 jedoch wird die Einkommenssteu­
er für jede Einkommensklasse gemass einer detaillierten, von der Kanto­
nalen Steuerverwaltung erstellten Tabelle nach folgenden Satzen berech­
net: 

Fr. Fr. 

von 1,0000 % bis 4,1828 % für 4600 bis 15599 
von 4,1990 % bis 6,1916 % für 15600 bis 27999 
von 6,2039 % bis 8,0489 % für 28000 bis 43099 
von 8,0565 % bis 9,1053 % für 43100 bis 56999 
von 9,1123 % bis 10,0013 % für 57000 bis 69799 
von 10,0052 % bis 12,5246 % für 69800 bis 134499 
von 12,5269 % bis 13,1226 % für 134500 bis 160499 
von 13,1241 % bis 13,4991 % für 160500 bis 185599 

13,5000 % für 185600 und mehr. 

3 Das steuerbare Gesamteinkommen für Ehegatten, die in rechtlich und 
tatsachlich ungetrennter Ehe leben, sowie für verwitwete, gerichtlich oder 
tatsachlich getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige, die 
mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen im gleichen Haus­
halt zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten, 
wird zum Steuersatz besteuert, der 60% dieses Einkommcns entspricht. 
Der Minimalsteuersatz bleibt anwcndbar. 

4 Einkommensbruchteile werden auf den nachst tieferen Betrag von 100 
Franken abgerundet. 
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5 Die steuerpflichtige Persan. die infolge der Abzüge nach Artikel 36 von 
der Einkommenssteuer nicht betroffen wird, hat eine Mindeststeuer von 
40 Franken zu entrichten. Diese Bestimmung ist nichl anwendbar für die 
steuerpllichtige Persan, der der Abzug gemiiss Artikel 36 Abs. 1 Bst. i ge­
wiihrt wird. 

6 Wenn Grundstücke in das Privatvermogen überführt werden, werden die 
auf diese Grundstücke entfallenden Steuern um 50% herahgesetzt, wenn 
sie nicht innert 5 Jahren veriiussert werden. Andernfalls wird eine Nach­
steuer im Sinne der Artikel 192 ff. erhoben. 

Art. 38. Gehoren zu den Einkünften Kapitalabfindungen für wiederkeh­
rende Leistungen, so wird die Einkommensstcuer unter Bcrücksichtigung 
der übrigen Einkünflc zu dem Steuersatz berechnet, der sich crgiibe, wcnn 
anstelle der einmaligen Leistung eine entsprechende jiihrliche Leistung 
ausgerichtet würde. 

Art. 39. 1 Kapitalleistungcn nach Artikel 23 sowie Zahlungen bei Tod und 
für bleibende kürperliche oder gesundheitlichc Nachteile werden geson­
dert besteuert. Sie unterliegen stets einer vollen Jahressteuer. 

2 Die Steuer betri.igt: 

- 2% für die crsten 30 000 Franken; 
- 3% für die ni.ichsten 30 000 Franken; 
- 4°/4, für die nilchsten 40 000 Franken; 
- 5% für die ni.ichsten 50 000 Franken; 
- 6% für die übrigen Betri.ige. 

~ Die Sozialabzügc nach Artikel 36 werden nichl gewi.ihrt. 
4 Alle Kapitalleistungen, deren Ausrichlung innerhalh eines glcichen Zi­
viljahrcs erfolgt, wcrden zusammengerechnet. Kapitalleistungen, die ge­
samthaft jiihrlich unter 5000 Franken liegen, werden nicht besteuert. 
5 Eine Ermi.issigung von 50% wird für die Stcuer auf der Kapitalleistung 
aus Erwerbsausfall im Falle von Invaliditat gewi.ihrt. 

Art. 40. 1 Die Auswirkungen der kalten Progression auf das Einkommen 
der natürlichcn Personen müssen periodisch ganz oder zum Teil ausgegli­
chcn wcrden durch einc Anpassung der Tarifstufen und der Sozialahzügc. 
2 Der Staalsrat unterbreitet dcm Grossen Rat Bericht und Antrag zu Be­
ginn des Kalenderjahres var einer Steuerperiode, wenn der Landesindex 
der Konsumentenpreise seit dem 1. Januar des Jahres, das dem Inkrafttre­
ten dieses Gesetzes vorangeht, oder seit der letzten Anpassung um mindes­
tens 8% gestiegen ist. Massgeblich ist der lndexstand ein Jahr vor Beginn 
der Stcuerperiode. 
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Gegensland 
der Steuer 

Verausserungen 
a) Steuer­
begründende 
Verausserungen 

b) Steuer­
aufschiebende 
Veriiusserungen 

3.KAPITEL 

Grundstückgewinnsteuer 

Art. 41. Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen: 

a) Gewinne, die sich bei Verausserung eines Grundstückes des Privatver­
mogens oder von Anteilen daran ergeben; 

b) Gewinne, die sich bei Verausserung eines land- oder forstwirtschaftli­
chen Grundstückes oder von Anteilen daran ergeben, soweil der Erlos 
die Anlagekoslen übersteigt; 

c) Gewinne aus Verausserung von Grundstücken oder Anteilen daran 
von jurislischen Personen, die gemiiss Arlikel 97 Abs. 1 Bst. d-h von 
der Steuerpflicht befreit sind. 

Art. 42. 1 Die Steuerpflicht wird durch jede Veriiusserung begründet, mit 
der Eigentum an einem Grundslück übertragen wird. 

2 Den Verausserungen sind gleichgestellt: 

a) die Rechtsgeschafte, die in Bezug auf die Verfügungsgewalt über ein 
Grundstück wirtschaftlich wie eine Verausserung wirken; 

b) die Überführung eines Grundstückes sowie von Anteilen daran vom 
Privatvermôgen in das Geschiiftsvermogen der steuerpflichtigen Per­
san; 

c) die Belastung eines Grundstückes mit privatrechtlichen Dienstbarkei­
ten oder offentlich-rechtlichen Eigentumsbeschriinkungen, wenn diese 
die unbeschriinkte Bewirtschaftung oder den Verausserungswert des 
Grundstückes dauernd und wesentlich beeintriichligen und dafür ein 
Entgelt entrichtet wird; 

d) Tausch; 

e) die Übertragung eines Ferienhauses oder einer iihnlichen Fahrnisbau­
te auf fremdem Baden. 

Art. 43. Die Besteuerung wird aufgeschoben bei: 

a) Eigentumswechsel durch Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermacht­
nis), Erbvorbezug oder Schenkung; 

b) Eigentumswechsel un ter Ehegatten im Zusammenhang mit dem Gü­
terrecht sowie zur Abgellung ausserordentlicher Beitrage eines Ehe­
gatten an den Unterhalt der Familie (Art. 165 ZGB) und scheidungs­
rechtlicher Ansprüche, sofern beide Ehegatten einverstanden sind; 

c) Landumlegungen zwecks Güterzusammenlegung, Quartierplanung, 
Grenzbereinigung, Abrundung Iandwirtschaftlicher Heimwesen sowie 
bei Landumlegung im Enteignungsvcrfahren oder bei drohender Ent­
eignung; 
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d) vollstandiger oder teilweiser Vcrausscrung cincs land- odcr forstwirl­
schaftlichen Grundstückcs, soweit der Verausserungserlüs innert ange­
messener Frisl zum Erwerb eines selbslhewirlschaflelcn Ersalzgrund­
stückes oder zur Verhesserung der eigenen, selbstbewirtschaflelen 
land- oder forsl wirlschafllichen Grundstücke verwendel wird; 

e) Verausserung einer dauernd und ausschliesslich selhstgenutzlen 
Wohnliegenschaft (Einfamilienhaus oder Eigentumswohnung), soweit 
der dabei erzielle Erlüs innerl einem Jahr vor odcr nach der Verausse­
rung zum Erwerh oder zum Bau eincr gleichgenutzlen Ersalzliegen­
schaft in der Schweiz verwendet winJ. 

Art. 44. 1 Steuerpllichlig ist der Verausserer. 

2Mehrere Veriiusserer haften solidarisch his zur Hühe ihres Gewinnanleils. 

3 Die Ehegattin und die Kinder werden für Grundstückgewinne selhsl­
sliindig hesteuert. 

Art. 45. Die Grundstückgewinnsleuer wird nicht erhoben, wenn der Vcr­
iiusscrcr eine juristische Person ist. Die Ausnahmen werdcn in Artikcl 41 
Bst. c geregelt. 

Stcuersubjckt 

Ausnahmcn von 
der Stcuerpflicht 

Art. 46. 1 Der Veriiusserungsgewinn enlsprichl dem Betrag, um den der Steuerobjekt 

Erlüs die Anlagekosten (Erwerhspreis und Aufwendungen) übersteigt. a) Yerausse-
rungsgewinn 

2 Bei Erwerb durch steueraufschiehende Verüusserung nach Artikel 43 
Bst. a und b wird für die Berechnung der Anlagekosten auf die lctzte steu­
erbegründende Verausserung abgestellt. 

3 Bei Erwerb durch steucraufschiebende Verausserung nach Artikel 43 
Bst. c-e wird für die Bcrcchnung der Anlagckostcn auf den Erwerb der 
bei diesen Verausserungen ahgclrelencn oder verüussertcn Grundstücke 
abgeslcllt. 

4 Die Grundslückgewinnsleuer wird nicht erhohen hei Wiederverüusse­
rung eines Grundstücks, das der Glauhiger oder Bürge eincr Hypolhekar­
schuld im Zwangsverwerlungsverfahren erwerhen mussle, soweil der Ge­
winn den Forderungsverlusl nicht ühersteigt; isl der Gewinn hüher ais der 
Fordcrungsverlust, so isl nur die Differenz stcuerhar. 

Art. 47. 1 Ais Verausserungserli:is gelten aile Leislungen des Erwerbers. 
2 Bei Tausch von Grundstücken gilt mangels anderer Elemente, die die 
Preishcstimmung ermoglichen, der Verkehrswert ais Verausserungserlüs. 
3 Bci Üherführung von Grundstückcn und Anleilcn an solchen aus dem 
Privatvcrmogen in das Geschaftsvcrmügen gill ais Erlôs der Wcrt, zu dcm 
das Vcrmügensohjekt im Unlernehmen akliviert wird. 
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c) Anlagekosten, 
Erwerbspreis 

Art. 48. 1 Ais Erwerbspreis gilt der Kaufpreis mit Einschluss aller weiteren 
Leistungen des Erwerbers. 

2 Liegt der Erwerb im Falle eines Tausches weniger ais 15 Jahre zurück und 
ist der Erwerbspreis nicht feststellbar, so gilt ais solcher der Verkehrswert 
im Zeitpunkt des Erwerbs durch den Verausserer oder den Rechtsvorgan­
ger. 

3 Liegt der Erwerb mehr ais 15 Jahre zurück, kann die steuerpflichtige Per­
san ais Anlagekosten (Erwerbspreis erhoht um die Aufwendungen) den 
wenigstens 4 Jahre vor der Verausserung bestimmten Steuerwcrt geltend 
machen. In diesem Fall werdcn die Aufwendungen der Ietzten 4 Jahre 
berücksichtigt. Vorbehalten bleibt die Berücksichtigung des wicder ange­
legten Gewinnes. 

Aufwendungen Art. 49. 1 Ais Aufwendungen sind anrechenbar: 

Abzug 
von Verlusten 

a) Kosten für Bauten, Umbauten und andere dauernde Verbesserungen, 
die eine Werterhohung des Grundstückes bewirkt haben; 

b) Grundeigentümerbeitrage für Bau und Korrektion von Strassen, Bo­
denverbesserungen, Werklcitungen und für den Wasserbau; 

c) Kosten und Abgaben, die mit dem Erwerb und der Verausserung des 
Grundstückes verbunden sind, mit Einschluss der üblichen Provisio­
nen und Vermittlungsgebühren. 

2 Aufwendungen, die bci der Einkommenssteuer ais Abzüge berücksich­
tigt worden sind, und der Wert eigener Arbeit, der nicht ais Einkommen 
versteuert worden ist, konnen nicht geltend gemacht werden. 

3 Versicherungsleistungen, Beitrage von Bund, Kanton oder Gemeinden 
sowie Leistungen von Drittpcrsonen, für die der Verausserer nicht ersatz­
oder rückerstattungspflichtig ist, werden von den Anlagckosten abgezo­
gen. 

4 Bei Verausserung eines Grundstückes, bei dessen Erwerb oder Verbesse­
rung die Besteuerung im Sinne von Artikel 43 Bst. c-e aufgeschoben wur­
de, wird der wieder angclegte Gewinn von den Anlagekosten abgezogcn. 

Art. 50. 1 Die steuerpflichtige Persan kann von den wahrend des Steuer­
jahres erzielten Grundstückgewinnen die bei der Verausserung von 
Grundstücken im gleichen Jahr erlittenen Verluste oder den Verlustüber­
schuss, der im Vorjahr nicht ausgeglichen werden konnte, abziehen. 

2 Nur die bei Grundstückverausserungen im Kanton erlittenen Verluste 
këmnen abgezogen werden. 

3 Die Verluste bestimmen sich in gleicher Weise wie der Gewinn. 

280 



Art. 51. 1 Die Grundstückgewinnsteuer wird nach folgendcm Stcuersatz Stcuer-
erhoben: bcrcchnung 

- 22% bei einer Eigentumsdauer bis zu 2 Jahren; 
- 20% bei einer Dauer bis zu 4 Jahren; 
- 18% bei einer Dauer bis zu 6 Jahren; 
- 16% bei einer Dauer bis zu 8 Jahren; 
- 14% bei einer Dauer bis zu 10 Jahren; 
- 12% bei einer Dauer bis zu 15 Jahren; 
- 10% bei einer Dauer über 15 Jahre. 

2 Übersteigen die Gewinne aus dem Verkauf von Grundslilcken, die weni­
ger ais 5 Jahre im Eigentum waren, insgesaml 400000 Franken im Kalen­
der_jahr, so wird die Steuer auf dem Gcwinn, der über diesem Bctrag liegt, 
um 40% erhoht. 

3 Grundstückgewinne unter 6000 Franken für aile im Verlauf des Kalen­
derjahres vorgenommenen Grundstückverausserungen werden nichl be­
steuerl. Für die Berechnung dieses Betrages isl der Gesamtgewinn mass­
gebend ohne Rücksicht auf die Zahl der Gewinnbeteiligten und die Form. 

4.KAPITEL 

Vermogenssteuer 

l. ABSCHNITT 

Ste11erobjekt 

Art. 52. Der Vcrmügcnssleuer unterliegl das gcsamte Rcinvcrmügen. 

2. ABSCHN/TT 

Aktive11 

Art. 53. 1 Alle bcwcglichcn und unbcwcglichcn Vermügcnswcrte sind Allgemeines 

steuerbar. 
2 Das Vermogen wird zum Verkehrswert bewertcl, soweil die nachfolgen­
den Beslimmungen nichls anderes vorsehen. 
3 Der Staatsrat erliissl die nütigen Vorschriflen für die Bewertung der 
Grundslücke. 

Art. 54. 1 Nichllandwirtschaflliche Grundstücke werden zum Steuerwert Grundstücke 

besteuerl. Dieser enlsprichl dem Verkehrswert des Bodens und der Bau- a) Nichtland-
wirtschaftliche 

len unter enlsprechender Bcrücksichligung des Ertragswcrtes. Grundstücke 

2 Der Verkehrswcrt entspricht dern un ter normalcn Verhaltnissen erzicl-
baren Verkaufspreis ohne Rücksicht auf ungewühnliche oder persünliche 
Verhiiltnisse. 
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b) Landwirl­
schaftliche 
Grundslücke 

Bewegliches 
Vermogen 

Forderungen, 
Beteiligungen 
und Anteile an 
A ni age fonds 

lmmalerielle 
Güler 

Ansprüche 
gegenüber 
Vorsorge­
einrichtungen 

3 Der Ertragswert entspricht dem kapitalisierten jahrlichen Mietwert. Für 
vermietete Grundstücke entspricht der Ertragswert dem Mieterspiegel, 
d.h. dcm Nettomietzins (Mietzins ohnc Nebenkostcn) der Wohnungen, 
Lokale und anderen Teilen des Grundstückcs. 

Art. 55. Land- und forstwirtschaftliche Grundstücke sowie die für den 
Betrieb unentbehrlichen Gebaude werden zum Ertragswert besteuert, so­
lange diese Nutzung andauert. 

Art. 56. 1 Bewegliches Vermêigen, das zum Geschaftsvermêigen der steu­
erpflichtigen Person gehêirt, wird zu dem für die Einkommenssteuer mass­
geblichen Wert bewertet. 

2 Hausrat und persêinliche Gebrauchsgegenstande werden nicht besteuert. 

Art. 57. 1 Der Verkehrswert von kotierten Fordcrungen und Beteiligun­
gen entspricht dem Kurswert. 

2 Für den Verkehrswert von nicht kotierten Forderungen und Beteiligun­
gen erfolgt eine Bewertung, wobei für Beteiligungsrechte der Ertrags- und 
Substanzwert des Unternehmens angemessen zu berücksichtigen sind. 

3 Bei der Bewertung bestrittcncr oder unsicherer Rechte oder Forderun­
gen ist dem Grad der Verlustwahrscheinlichkeit Rechnung zu tragen. 

4 Bei Anteilen an Anlagefonds im Sinne von Artikel 90 Abs. 2 ist die Wert­
differenz zwischcn den Gesamtaktiven des Anlagefonds und dessen di­
rektem Grundbesitz steuerbar. 

Art. 58. 1 Immaterielle Güter (wie Autorenrechte, Rcchte an Patenten, 
Mustern, Modellen) wcrdcn zum Verkehrswert bewertet; wurden sic ent­
geltlich erworben, entspricht der Verkchrswert grundsatzlich dem Kauf­
preis. 

2 Immaterielle Güter, die zum Geschaftsvermogen des Steuerpflichtigen 
gehüren, werden zu dern für die Einkornmenssteuer rnassgeblichern Wcrt 
bewertet. 

Art. 59. 1 Kapitalversicherungen unterliegen der Vermogenssteuer mit 
ihrem Rückkaufswert. Ihnen gleichgestellt sind rückkaufsfühige Renten­
versicherungen, solange der Bczug der Rente aufgeschoben ist. 
2 In beruflichen Vorsorgeeinrichtungen angelegtc Vermogenswerte in an­
erkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge odcr bci Versiche­
rungs- oder Spareinrichtungen werden nicht der Vermogenssteuer unter­
stellt, solange die steuerpllichtige Person nicht darüber verfügen kann. 
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3.ABSCHNITT 

Passiven 

Art. 60. Schulden, für die die steuerpllichtige Persan allein haftet, werden Ahzug 
von Schuldcn voll ahgezogen; andere Schulden, wie Solidar- und Bürgschaftsschulden, 

nur insoweit, ais sie von der steuerpOichtigen Person getragen werdcn 
müsscn. 

Art. 61. 1 Für Verheiratete, die in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Sozialahzüge 

Ehe lehen, sowie für verwitwete, gerichtlich oder tatsiichlich getrennt lc-
bende, gcschiedcne und ledige Steuerpflichtige, die mit Kindern oder un­
terstützungsbedürftigen Personen im gleichen Haushalt zusammenlehen 
und dercn Unterhalt zur Hauptsache bcstreitcn, wird ein Betrag von 
60000 Franken abgczogen, wenn das Reinvermügen nicht 100000 Fran-
ken ühersteigt. Dieser Abzug wird für jedes zusiitzliche Reinvermügen 
von 20000 Franken um 20000 Franken gekürzl. 

2 Für allcinstchende Personen wird ein Betrag von 30 000 Franken abge­
zogen, wenn das Reinvermôgen nicht 70 000 Franken ühersteigt. Dieser 
Abzug wird für jedes zusiitzliche Reinvcrmügcn von 15 000 Franken um 
10 000 Franken gekürzt. 

3 Die Stcuerpllicht beginnt hei einem stcuerbaren Vermügen von 15 000 
Franken für die steuerpllichtige Pcrson und hei einem solchen von 25 000 
Franken für das Ehepaar oder eine stcucrpflichtige Person mit Familien­
unterhaltslast. 
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4. ABSCHNITT 

Steuerberechnung 

Art. 62. 1 Die Vermogenssteuer wird gemiiss nachstehender Abstufung 
berechnet, wobei sich der Steuersatz nach dem gesamten steuerbaren Ver­
mogen richtet: 

Fr. Fr. 

15000.- bis 20099.- 1,00 %a 
20100.- bis 30099.- 1,25 %a 
30100.- bis 50099.- 1,50 %a 
50100.- bis 75099.- 1,75 %a 
75100.- bis 100099.- 2,00 %a 

100 LOO.- bis 150099.- 2,25 %a 
150100.- bis 200099.- 2,50 %a 
200100.- bis 300099.- 2,60 %a 
300100.- bis 400099.- 2,70%0 
400100.- bis 500099.- 2,80 %a 
500100.- bis 600099.- 3,00 %a 
600100.- bis 700099.- 3,10 %a 
700100.- bis 800099.- 3,20 %a 
800100.- bis 900099.- 3,30 %a 
900100.- bis 1000099.- 3,40 %a 

l 000100.- 3,50 %a 

2 Vermogensbruchteile werden auf den nachst tieferen Betrag von 100 
Franken abgerundet. 

S.KAPITEL 

Zeitliche Bemessung 

/. ABSCHNITT 

Steuerperiode, Steuerjahr 

Art. 63. 1 Die Steuern auf dem Einkommen und dem Vermogen werden • 
für jede Steuerperiode festgesetzt und erhoben. 

2 Ais Steuerperiode gilt das Kalenderjahr. 

3 Besteht die Steuerpflicht nur wiihrend eines Teils der Steuerperiode, wird 
die Steuer auf den in diesem Zcitraum erzielten Einkünften erhoben. Da­
bei bestimmt sich der Steuersatz für regelmassig fliessende Einkünfte 
nach dem auf 12 Monate berechneten Einkommen; die Umrechnung die­
ser Einkünfte erfolgt auf Grund der Daucr der Steuerpflicht. Nicht regel­
miissig tliessende Einkünfte unterliegen vollumfiinglich eincr Jahressteuer, 
werden aber nicht in ein Jahreseinkommen für die Satzbestimmung umge­
rechnct. Artikel 39 über Kapitalleistungen aus Vorsorge bleibt vorbehal­
ten. 
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4 Für die Abzüge gilt Absatz 3 sinngemiiss. 

2. ABSCHNITT 

Bemessung des Einkommens 

Art. 64. 1 Das steuerbare Einkommen bemisst sich nach den Einkünften in Bemessungs-
periode ' der Steuerperiode. 

2 Für die Ermittlung des Einkommens aus selbststiindiger Erwerbstiitig­
keit ist das Ergebnis der in die Steuerperiode fallenden Geschaftsab­
sehlüssc massgebend. 

3 Das gilt aueh bei Aufnahrne oder Aufgabe der ErwerbsUitigkeit oder bei 
neuer Festlegung des Zeitpunktes für den Geschiiftsabschluss, wenn das 
daraus resultierende Geschaftsjahr mehr oder weniger ais 12 Monate um­
fasst. 

4 Das Ergebnis des Geschaftsabschlusses wird in seinem tatsachlichen Urn­
fang für die Bernessung des für die Steuerperiode massgeblichen Einkom­
mens hcrangezogen. 
5 Bei ganzjahriger Steuerpflicht ist für die Satzbestirnmung das Ergebnis 
des Geschaftsabschlusses ohne Umrechnung heranzuziehen. Bei unter­
jahriger Steuerpflicht und unterjahrigem Geschiiftsjahr werden die or­
dentlichen Gewinne für die Satzbestirnmung auf 12 Monate urngerechnet; 
die Urnrechnung erfolgt auf Grund der Dauer der Steuerpllicht. Über­
steigt jedoch die Daucr des unterjahrigen Geschiiftsjahres jene der unter­
jahrigcn Steuerpflicht, kônnen die ordentlichen Gewinne für die Satzbe­
stirnrnung nur auf Grund der Dauer des Geschiiftsjahres auf 12 Monate 
urngerechnet werden. 
6 Die ordentlichen Gewinne eines Gesehiiftsjahres, das 12 oder rnehr Mo­
nate urnfasst, werden für die Satzbestirnrnung auch bei untcrjahriger Steu­
erpilicht nicht umgerechnet. 
7 Die ausserordentlichen Faktoren (narnentlich Kapitalgcwinne und 
buchrniissig realisierte Wertvermehrungen) werdcn für die Satzbestim­
mung nie umgerechnet. 

Art. 65. 1 Steuerpflichtige mit selbststiindigcr Erwerbstatigkeit müssen in 
jeder Steuerperiodc cincn Geschiiftsabschluss erstcllen. Kein Gcschafts­
abschluss rnuss erstellt werden, wenn die Erwerbstatigkcil erst im letzten 
Quartai der Steuerperiode aufgenornmen wird. 
2 Ein Geschaftsabschluss muss ferner eingcreicht werden, wenn die Steu­
erpflicht auf Grund persônlicher oder wirtschaftlieher Zugehôrigkeit cr­
lischt, in jedem Fall aber bei Aufgabc der selbststiindigen Erwerbstiitig­
keit. 
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Ehegatten; 
Kinder unter 
elterlicher Sorge 

3 Beim ganzlichen oder teilweisen Wegfall der Steuerpflicht oder der Auf­
gabe der selbststandigen Erwerbstatigkeit müssen aile davon betroffenen, 
bishcr unversteuert gebliebenen stillen Reserven zusammen mit dem 
Reingewinn des betreffenden Geschaftsjahres versteucrt werden. 

Art. 66. 1 Einkommen der Ehegatten, die in rechtlich und tatsachlich un­
getrennter Ehe leben, werden ohne Rücksicht auf den Güterstand zusam­
mengerechnet. 

2 Bei Heirat werden die Ehegatten für die ganze Steuerperiode gemein­
sam besteuert. 

3 Bei Tod eines Ehegatten werden die Ehegatten bis zum Todestag ge­
meinsam besteuert. Der Tod gilt ais Beendigung der Steuerptlicht beider 
Ehegatten und ais Beginn der Steuerpllicht des überlebenden Ehegatten. 

4 Bei Scheidung und bei rechtlicher oder tatsachlicherTrennung wird jeder 
Ehegatte für die ganze Steuerperiode getrennt besteuert. 

5 Einkommen und Vermôgen von Kindern un ter elterlicher Sorge werden 
bis zum Ende des dem Eintritt der Mündigkeit vorangehenden Jahres 
dem Inhaber der elterlichen Sorge zugerechnet. Vorbehallen bleibt das 
Erwerbseinkommen, für welches das unmündige Kind selbststandig be­
steuert wird. 

3.ABSCHNITT 

Bemessung des Vermogens 

lm Allgemeinen Art. 67. 1 Das steuerbare Vermôgen bemisst sich nach dem Stand am Ende 
der Steuerperiode oder der Steuerptlicht. 

2 Bestcht die Steuerpflicht nur wahrend eines Teils der Steuerperiode, wird 
die diesem Zeitraum entsprechende Steuer erhoben. 

lm Besonderen Art. 68. 1 Kotierte Wertpapiere, die in der Schweiz gehandelt werden, 
werden nach dem durchschnittlichen Kurswert des Monats am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht bcwertet. 

2 Für Steuerpflichtige mit selbststandiger Erwerbstatigkeit und Geschafts­
jahren, die nicht mit dem Kalenderjahr übereinstimmen, bestimmt sich 
das steuerbare Geschaftsvermôgen nach dem Eigenkapital am Ende des in 
der Steuerperiode abgeschlossenen Geschaftsjahres. 

3 Erbt die steuerpflichtige Person wahrend der Steuerperiode Vermôgen 
oder entfüllt die wirtschaftliche Zugehôrigkeit wahrend der Steuerperi­
ode, gilt Artikel 67 Abs. 2 sinngemass. 
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4.ABSCHNITT 

Steuersatz 1111d Veran/ag1111g der Grundstiickgewinnsteuer 

Art. 69. Für die Steuern auf dem Einkommen und dem Vermogen sind 
die Steuersatze am Ende der Sleuerperiode massgebend. 

Art. 70. Die Grundstückgewinnsteuer wird für die Steuerperiode festge­
setzt, in der die Gewinne erzielt wurden. 

DRITIER TITEL 

Quellensteuern für natürliche und juristische Personen 

1.KAPITEL 

Natürliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aurenthalt im 
Kanton 

Art. 71. 1 Auslandische Arbeitnehmer, die die fremdenpolizeiliche Nie­
derlassungsbewilligung nicht besitzen, im Kanton jedoch steuerrechtli­
chen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, werden für ihr Einkommen aus un­
selbstsliindiger Erwerbstatigkeit einem Steuerabzug an der Quelle unter­
worfen. 

2 Ehegatten, die in rechtlich und latsachlich ungetrennter Ehe le ben, wer­
den im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn einer der Ehegalten das 
Schweizer Bürgerrecht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt. 

Art. 72. 1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften berechnet. 

2 Steucrhar sind insbesondere: 

a) aile Einkünfte aus Arbcitsvcrhaltnis, wie die Gchaltcr und Arbeitslüh­
ne mil samllichen Zulagen, die Sportcln und aile weiteren Leistungen, 
die sich aus dcm Arbeitsverhaltnis crgeben, sowic die Nehenbezüge, 
Gratifikationen, Provisionen, Kommissionen, Trinkgelder, Tantiemen, 
Dienstaltersgeschenke, Treuepramien und Entschadigungen für Son­
derlcistungen; 

b) aile an die St elle des Erwerhseinkommens tretenden Ersatzeinkünfte 
aus Arheitsverhallnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Ar­
beitslosenversicherung; dazu gehoren insbesondere Taggclder, Enl­
schadigungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende Kapitalleistun­
gen. 

'Naturalleistungen und Trinkgclder werden in der Regel nach den für die 
eidgenüssische Allers- und Hinterlassenenversicherung geltenden Ansal­
zen bewertet. 
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Grundlage 
der Steuenarife 

Ausgestaltun~ 
der Steuertanfe 

Abgegoltene 
Steuern 

Pflichten 
des Schuldners 
der steuerbaren 
Leistung 

Art. 73. 1 Der Staatsrat setzt die Quellcnsteuertarife entsprechend den 
für die Einkommenssteuer natürlicher Personen geltenden Steuersiilzen 
fest und erHisst die notwendigen Vorschriften. 

2 Diese Tarife umfassen die Kantons-, Gemeinde- und Kirchensteuern so­
wie die direkte Bundessteuer. 

3 Die Gemeinde- und Kirchensteuern entsprechen der durchschnittlichen 
Steuerbelastung der Gemeinden und Pfarreien (Kirchgemeinden) des 
Kan tons; es werden im ganzen Kanton dieselben Tarife angewan~t. 

Art. 74. 1 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen für Be­
rufskosten und Versicherungsprilmien, Abzüge für Familienlasten und bei 
Erwerbstatigkeit beider Ehegatten berücksichtigt. 

2 Der Steuerabzug für die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe le­
benden Ehegatten, die heide erwerhstiitig sind, richtet sich nach Tarifen, 
die ihrem Gesamteinkommen Rechnung tragen und die Pauschalen und 
Abzüge nach Absatz 1 berücksichtigen. 

Art. 75. Der Quellensteuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen 
Verfahren zu veranlagenden Kantons-, Gemeinde- und Kirchensteuern; 
er erhüht sich um die entsprechenden Ansiitze für die direkte Bundes­
steuer. Die Besteuerung im ordentlichen Verfahren nach Artikel 78 bleibt 
vorhehalten. 

Art. 76. 1 Der Schuldner der steuerharen Leistung ist verpflichtet, samtli­
che zur richtigen Steuererhebung notwendigen Massnahmen zu treffen, 
insbesondere: 

a) vor Auszahlung der steuerbaren Leistung die Quellcnsteuerpflicht 
und den anwendharen Tarif festzustellen; 

b) bei Falligkeit, ungeachtet allfalliger Einwande oder Lohnpfandungen, 
bei Geldleistungen die geschuldete Steuer zurückzubehalten und bei 
anderen Leistungen (namentlich Naturalleistungen und Trinkgeldern) 
die geschuldete Steuer von der steuerpllichtigen Person einzufordern; 

c) mit der Kantonalen Stcuerverwaltung über die der Qucllensteuer un­
terworfenen Personen periodisch ahzurechnen und die Quellensteu­
ern fristgerecht ahzuliefern; der Staatsrat selzt die Abrechnungsfristen 
fest; 

d) der steuerpllichtigen Person einen Lohnausweis, eine Aufstellung oder 
eine Bestatigung über die Hôhe des Steuerahzuges auszustcllen und 
ihr aile zweckdienlichen Auskünftc, die sic verlangt oder die notwendig 
sind, auszuhiindigen; 
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e) Steuerpflichtige, die der nachtraglichen ordentlichen Veranlagung un­
terlicgen, der Kantonalen Steuerverwaltung alljahrlich unaufgefordert 
zu melden. 

2Der Steuerahzug isl auch dann vorzunehmen, wenn die steuerpflichtige 
Person in einem anderen Kanton steuerpflichtig ist. 

3 Der Schuldner der steuerbaren Leistung haftet für die Entrichtung der 
Quellensteuer. 

4 Der Schuldner der steuerharen Leistung erhalt für seine Mitwirkung 
eine Bezugsprovision, deren Satz der Staatsrat festlegt. Verletzt der 
Schuldncr der stcucrbaren Leistung seine Verfahrenspilichten, so kann 
die Kantonale Steuerverwaltung die Bezugsprovision herabsetzen. Muss 
die Kantonale Steuerverwaltung eine Schatzung vornehmen, da der 
Schuldner keine Abrechnung eingereicht hat, so entfallt die Bezugsprovi­
sion. 

Art. 77. Die Kantonale Steuerverwaltung erstellt jedes Jahr die Abrech- Abrcchnung 

nung der Bundes-, Kantons-, Gemeinde- und Pfarreianteile. 

Art. 78. 1 Die der Quellensteuer unterliegenden Personen werden für ihr 
Einkommen, das dem Steuerahzug an der Quelle nicht unterworfen ist, 
sowie für ihr Verméigcn im ordentlichen Verfahren veranlagt. Der an­
wendhare Stcucrsatz richtet sich nach dem gesamten Einkommcn und 
Vermügcn der stcuerplliehtigcn Pcrson. 

2 Betragen die dem Steuerabzug an der Quelle unterworfenen Bruttoein­
künfte der steuerpflichtigen Person oder ihres Ehegatten, die in rechtlich 
und tatsachlich ungetrennter Ehe lebt und im Kanton Wohnsitz oder Auf­
enthall hat, in einem Kalender_jahr mehr ais den vom Staatsrat festgclegten 
Betrag, so wird eine nachtragliche Veranlagung für das gesamte Einkom­
men und Vermügen durchgeführt. Die an der Quelle ahgezogcnc Stcuer 
wird dabei zinslos angerechnet. 

2.KAPITEL 

Natürliche und juristische Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz 
oder Aufenthalt in der Schweiz 

Yorbehalt 
der ordcntlichen 
Yeranlagung 

Art. 79. Ais im Ausland wohnhafte Steuerpllichtige gelten natürliche Begriffs­

Personen ohne steucrrechtlichen Wohnsitz oder Aufenlhalt in der beSlimmung 

Schweiz und juristische Personen ohne Sitz odcr tatsachliche Verwaltung 
in der Schweiz. 
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Arbeitnehmer 

Künstler, 
Sportler 
und Referenten 

üq~ane 
junstischer 
Personen 

Art. 80. lm Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die im Kanton für kurze 
Dauer, ais Grenzganger oder Wochenaufenthalter oder ais leitende Ange­
stellte für einen Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstatte im Kanton 
erwerbstatig sind, unterliegen für ihr Einkommen aus unselbststandiger 
Erwerbstatigkeit sowie für die an desscn Stelle trctenden Ersatzeinkünfte 
einem Steuerabzug an der Quelle nach Massgabe der Bestimmungen über 
die Quellensteuer für natürliche Personen mit steuerrechtlichem Wohn­
sitz oder Aufenthalt im Kanton. 

Art. 81. 1 lm Ausland wohnhafte Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rund­
funk- oder Fernsehkünstler, Musiker und Artisten, Sportler, Referenten, 
sowie Personen, die diese beschaftigen, unlerliegen für Einkünfte aus ihrer 
im Kanton ausgeübten personlichen Tatigkeit einem Steuerabzug an der 
Quelle. Dies gilt auch für Einkünfte und Entschadigungen, die nicht dem 
Künstler, Sportler oder Referenten selber, sondern einem Dritten zullies­
sen, der seine Tatigkeit organisiert hat. 

2 Die Steuer betragt: Fr. 

- 9% bei Tageseinkünften bis 
- 13% bei Tageseinkünften von 
- 18% bei Tageseinkünften von 
- 22% bei Tageseinkünften über 

200.-
201.- bis 1000.-

1001.- bis 3000.-
3000.-

3 Ais Tageseinkünfte gclten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich aller Zula­
gen und Nebcnbezüge, nach Abzug der Gewinnungskosten. 

4 Der mit der Organisation der Darbietung beauflragte Veranstalter ist für 
die Steuer solidarisch haflbar. 

Art. 82. 1 lm Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Ge­
schaftsführung: 

a) von juristischen Personcn mit Sitz oder tatsachlicher Verwaltung im 
Kanton, 

b} von auslandischen Unternehmen, die im Kanlon Betriebsstatten un-
terhalten, 

unterliegen für die ihncn ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen 
Entschadigungen und ahnlichen Vergütungen einem Steuerabzug an der 
Quelle. 

2 Ais steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich aller 
Zulagen und Nebenbezüge. Dazu gehoren auch die Entschadigungen, die 
nicht der steuerpflichtigen Person selber, sondern einem Dritten zul1ies­
sen. 

3 Die Steuer betragt 20% der steuerbaren Einkünfte. 
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Art. 83. 1 lm Ausland wohnhafte Glaubiger oder Nutzniesser von Forde­
rungen, die durch Grund- odcr Faustpfand auf Grundstücken im Kanton 
gesichcrt sind, unterliegen für die ihncn ausgerichleten Zinsen cinem 
Steuerabzug an der Quelle. 

2 Ais steuerbare Einkünfle gellen die Bruttoeinkünfte. Dazu gehoren 
auch die Zinsen, die nicht der steuerpflichtigen Person selbcr, sondern ei­
nem Dritten zufliessen. 

3 Die Stcuer betragt 18 % der steuerbaren Einkünfte. 

Art. 84. 1 lm Ausland wohnhafte Personen, die: 

a) von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgckasse mit Sitz im Kanton 
Pensioncn, Ruhegchalter oder andcre Vcrgütungen auf Grund eines 
früheren üffentlich-rechtlichen Arbeitsverhallnisses erhalten; 

b) aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der berullichen 
Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvor­
sorge mit Sitz oder Betriebsstatte im Kanlon Renten, Kapitalleistun­
gen oder andere Vergütungen erhallen, 

unterlicgen für dicse Leistungen einem Steuerabzug an der Quelle. 
2 Ais steuerbare Einkünfte gellen die Bruttoeinkünfte. 
3 Die Steuer betragt bei Renten 9% der steuerbaren Einkünfte. Bei Kapi­
talleistungen betragl die Steuer: 

- 4% für die ersten 30 000 Franken 
- 6% für die nachsten 30 000 Franken 
- 8% für die nachsten 40 000 Franken 
- 10% für die nachsten 50 000 Franken 
- 12% für die übrigen Betrage. 
4 Der Staatsrat sctzt die Bedingungen für die Rückerstattung der Steuer 
fest, wcnn ein Doppelbesteuerungsabkommen die Bcfugnis zur Besteue­
rung der Personen nach Absatz 1 dem Ansassigkeitsstaat zuweist. 

Art. 85. lm Ausland wohnhafte Arbeitnehmer, die für Arbeit im interna­
tionalcn Verkehr an Bord eines Schiffcs odcr cines Luftfahrzeuges oder 
bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungcn von ei­
nem Arbeilgeber mit Sitz oder Bctriebsstattc im Kanlon erhalten, unter­
liegen für diese Leislungen und für die an dercn Stelle trelenden Ersatz­
einkünfte einem Steuerabzug an der Quelle nach Massgabe der Bestim­
mungcn über die Quellensteuer für natürliche Personen mit stcuerrechlli­
chem Wohnsitz oder Aufcnthalt im Kanton. 
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Hypothekar­
glaubiger 

Empfanger 
von Vorsorge­
leistungcn 

Arbeitnehmer 
bei internationa­
len li·ansportcn 



Liegenschafts­
vermittler 

Abgegoltene 
Steuer 

Pllichten 
des Schuldners 
der steuerbaren 
Leistung 

Abrechnung 

Art. 86. 1 lm Ausland wohnhafte Personen, die ais Vermittler in Liegen­
schaftsgeschiiften von im Kanlon gelegenen Liegenschaften tiitig sind, un­
terliegen der Quellensteuer für die Provisionen und die anderen Entschii­
digungen, die sie erhalten. 

2 Die Steuer betragt 20% der steucrbarcn Einkünfte. 

Art. 87. Der Quellensteuerahzug tritt an die Stelle der im ordentlichen 
Verfahren zu veranlagenden Kantons-, Gemeinde- und Kirchensteuern; 
er crhôht sich um die entsprechenden Salze für die direkte Bundessteuer. 

Art. 88. Der mit der Organisation der Darhietung eines Künstlers, Sport­
Jcrs oder Rcferenten in der Schweiz beauftragtc Veranstalter haftet soli­
darisch für die Entrichtung der Quellensteuer. Zudem gilt Artikel 76 sinn­
gemiiss. 

Art. 89. Die Kantonale Steuerverwaltung erstellt jedes Jahr die Ahrech­
nung der Bundes-, Kantons-, Gemeinde- und Pfarreianteile. 

VIERTER TITEL 

Besteuerung der juristischen Personen 

1.KAPITEL 

Steuerpnicht für die Gewinn-, Kapital- und Minimalsteuer 

Steuerpflichtige Art. 90. 1 Ais juristische Personen werden hesteuert: 

Steuerliche 
Zugchtirigkeit 
a) Personliche 
Zugehtirigkeit 

a) die Kapitalgesellschaften ( Aktiengesellschaften, Kommanditaktienge­
sellschaften, Gesellschaften mit heschriinkter Haftung) und die Ge­
nossenschaften; 

b) die Vereine, die Stiftungen und die ührigen juristischcn Pcrsoncn. 

2 Den übrigen juristischen Personen gleichgestellt sind die Anlagefonds 
mit direktem Grundbesitz im Sinne von Artikel 31 Abs. 2 Bst. a des Bun­
desgesetzes vom 1. Juli 1966 über die Anlagefonds. 

3 Auslandische juristische Personen sowie • auslandische Handelsgesell­
schaften und Personengesamtheiten, die auf Grund wirtschaftlicher Zu­
gehorigkeit steuerpflichtig sind, werden den inliindischen juristischen Per­
sonen gleichgestellt, denen sie rechtlich oder tatsiichlich am ahnlichsten 
sind. 

Art. 91. Juristischc Pcrsonen sind auf Grund pcrsônlichcr Zugehürigkeit 
steuerpflichtig, wenn sich ihr Sitz oder ihre tatsiichliche Verwaltung im 
Kanton hefindet. 
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Art. 92. 1 Juristische Personen, die wedcr ihren Sitz noch die tatsiichliche 
Verwaltung im Kanton ha ben, sind auf Grund wirtschaftlicher Zugehorig­
keit steuerptlichtig, wenn sie: 

a) Teilhaber an Geschaftsbetrieben im Kanton sind; 

b) im Kan Ion Bctriebssliilten unterhallen; 

c) an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche oder diesen wirt-
schaftlich gleichkommende pcrsônlichc N utzungsrechte ha ben; 

d) mit im Kanton gelegenen Liegenschaflen handeln. 

2 Juristische Personen mit Sitz und tatsiichlicher Verwaltung im Ausland 
sind ausserdem stcucrpfiichtig, wenn sic: 

a) Gliiubigcr oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund­
pfand auf Grundstückcn im Kanton gesichert sind; 

b) im Kan ton gelcgene Grundstückc vermitteln; 

c) Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschiidigungen oder andere Ent­
schiidigungcn ais Mitglieder der Verwallung, der Geschiiftsführung 
odcr Kontrollorgane von juristischcn Personcn mit Sitz im Kanlon be­
zichen. 

J Ais Betriebsstiitte gilt eine feste Geschiiflseinrichtung, in der die Ge­
schiiftsliitigkeit eines Unternehmens ganz oder leilweise ausgeühl wird. 
Betriehsstiitten sind inshesondere Zwcignicderlassungen, Fahrikations­
stiitten. Werkstiitten, Verkaufsstellcn, stiindige Vcrtrctungcn, Bergwerke 
und andere Sliittcn der Aushcutung von Bodenschi:itzcn sowic Bau- oder 
Montageslellen von mindestens 12 Monalen Dauer. 

h)Wirl­
schaftliche 
Zugehorigkeit 

Art. 93. 1 Bei persônlicher Zugchôrigkeit ist die Steuerpllicht unhe- Umfang 
schriinkt; sie crstrcckt sich aher nicht auf Geschiiftshctrichc, Bctriebsstal- der Sleucrpflicht 

ten und Grundstücke ausserhalb des Kantons. 
2 Bei wirtschaftlicher Zugchorigkeit heschriinkt sich die Steuerpflicht auf 
die Tcile des Gewinns und Kapitals, für die nach Artikel 92 eine Steuer­
pllicht im Kanton hestehl. 
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Steuer­
berechnung 
bei teilweiser 
Steuerpflicht 

Beginn 
und Ende der 
Stcucrpflicht 

Mithaftung 

3 Die Abgrenzung der Steuerpflicht für Geschiiflsbetriebe, Betriebsstiitten 
und Grundstücke erfolgt im Verhiiltnis zum Ausland nach den Grundsiit­
zen des Bundesrechts über das Verbot der interkantonalen Doppelbe­
steuerung. Ein schweizerisches Unternehmen kann Verluste aus einer aus­
liindischen Betriebsstiitte mit inliindischen Gewinnen verrechnen, soweit 
diese Verluste im Betriebsstiittenstaat nicht bereits berücksichtigt wur­
den. Verzeichnet diese Betriebsstiitte innert der folgenden 7 Geschiiftsjah­
re Gewinne, so erfolgt in diesen Geschiiftsjahren im Ausmass der im Be­
triebsstiittenstaat verrechneten Verlustvortriige eine Besteuerung. Verluste 
aus ausliindischen Liegenschaften kônnen nur dann berücksichtigl wer­
den, wenn im betreffenden Land auch eine Betriebsstiitte unterhalten 
wird. Vorbehalten bleiben die in Doppelbesteuerungsabkommen enthal­
tenen Regelungen. 

Art. 94. 1 Juristische Personen, die nur für einen Teil ihres Gewinns und 
Kapitals im Kanton steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern für die im 
Kanton steuerbaren Werte nach dem Steuersatz, der ihrem gesamlen Ge­
winn und Kapital entsprichl. 

2 Steuerpflichtige mit Sitz und tatsiichlicher Verwaltung im Ausland ent­
richten die Steuern für Geschiiftsbetriebe, Bctriebsstiitten und Grund­
stücke im Kanlon mindestens zu dem Steuersatz, der dem im Kanton er­
zielten Gewinn und dem im Kanton gclegenen Kapital entspricht. 

Art. 95. 1 Die Steuerpflichl beginnt mit der Gründung der juristischen 
Person, mit der Verlegung ihres Sitzes oder ihrer tatsiichlichen Verwaltung 
in den Kanton oder mit dem Erwerb von im Kanton steuerbaren Werten. 
Der Artikel 236 bleibt vorbehalten. 

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Abschluss der Liquidation, mit der Ver­
legung des Sitzes oder der tatsiichlichen Verwaltung aus dem Kanlon oder 
mit dem Wegfall der im Kanton steucrbaren Werte. Der Arlikel 236 bleibt 
vorbehalten. 

3 Übertriigt eine juristische Person Aktiven und Passiven auf cine andere 
juristische Person, so sind die von ihr geschuldeten Steuern von der über­
nehmenden juristischen Person zu entrichten. 

Art. 96. 1 Endet die SteuerpOicht einer juristischen Person, so haflen die 
mit ihrer Verwaltung und die mit ihrer Liquidation betraulen Personen 
solidarisch für die von ihr geschuldeten Steuern bis zum Betrag des Liqui­
dationsergebnisses oder, falls die juristische Person ihren Sitz oder ihre 
tatsiichliche Verwallung aus dem Kanton verlegl, bis zum Betrag des 
Reinvermôgens der juristischen Person. 
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2 Für die Steuern einer auf Grund wirtschaftlicher Zugehürigkeit steuer­
pflichtigen juristischen Person haften solidarisch his zum Betrag des Rein­
erloses Personen, die: 

a) Geschiiftshetriehe oder Betriehssliitten im Kanton auflosen; 

b) Grundstücke im Kanton oder durch solche Grundstücke gesicherte 
Forderungen veraussern oder verwerlen. 

3 Kaufer und Verkiiufer ciner im Kanton gelegenen Liegenschaft haften 
für die aus der Vermittlungstatigkeit geschuldete Steuer solidarisch bis zu 
20% der Provision, wenn die die Liegenschaft vermiltelnde juristische 
Persan in der Schweiz weder ihren Sitz noch ihre tatsachliehe Verwaltung 
hat. 

4 Für die Steuern auslandischer Handclsgesellschaften und anderer aus­
liindischer Personengesamtheiten ohnc juristische Personlichkeit haften 
die Teilhaber solidarisch. 

Art. 97. 1 Von der Steuerpflicht sind nur befreit: 

a) der Bund und seine Anstalten nach Massgabe des Bundesrechts; 

b) der Kan ton, die Gemeinden und ihre Anstalten nach Massgabe des 
kantonalen Rechts; 

c) die kirchlichen Korperschaflen und die anderen Gehietskürperschaf­
ten des Kantons und ihre Anstalten nach Massgabe des kantonalen 
Rechts; 

d) konzessionierte Verkehrsunternehmen, die von verkehrspolitischer 
Bedeutung sind und im Steuerjahr kcinen Reingewinn erzielt oder im 
Steuerjahr und den 2 vorangegangenen Jahren keinc Dividenden oder 
ahnliehen Gewinnanteile ausgerichtet ha ben; 

e) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Untemehmen mit Wohn­
sitz, Sitz oder Betriebssliitte in der Schweiz und von ihnen nahestchen­
den Unternehmen, sofern die Mittel der Einrichtung dauernd und aus­
sehliesslich der Personalvorsorge dienen; 

f) inliindische Sozialversicherungs- und Ausglcichskassen, insbesondere 
Arheitslosen-, Krankenversicherungs-, Allers-, Invaliden- und Hinter­
lassenenversicherungskassen, mit Ausnahme der konzessionicrten 
Versicherungsgesellschaften; 
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Steuer­
erleichterungen 

Grundsatz 

Berechnung des 
Reingewinns 
a) Allgemeines 

g) juristische Personen, die i:iffentliche oder gemeinnützige Zwecke ver­
folgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und unwi­
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind. Unternehmerische Zwecke 
sind grundsiitzlich nichl gemeinnülzig. Der Erwerb und die Verwal­
tung von wesentlichen Kapitalbeteiligungen an Unternehmen geltcn 
ais gemeinnützig, wenn das Interesse an der Unternehmenserhaltung 
dem gemeinnützigen Zweck untergeordnet ist und keine geschiiftslei­
tenden Tiitigkeilen ausgeübt werden; 

h) juristische Personcn, die kantonal oder gcsamtschweizerisch Kultus­
zwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich 
und unwiderru11ich diesen Zwecken gewidmel sind; 

i) die auslandischen Slaalen für ihre inliindischen, ausschliesslich dem 
unmiltelbaren Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Ver­
tretungen bestimmten Liegenschaften, unter Vorbehalt des Gegen­
rechts. 

2 Die in Absatz l Bst. d-h genannten juristischen Personen unterliegen in je­
dem Fall der Grundstückgewinnsteuer. 

Art. 98. 1 Steuererleichterungen ki:innen den Unlernehmen,die neu eri:iff­
net wurdcn und dcm wirtschaftlichen Interesse des Kantons dicnen, für 
die Steuern auf dem Gewinn und Kapital für das Gründungsjahr und für 
die 9 folgenden Jahre gewiihrt werden. Eine wesenlliche Anderung der 
betrieblichcn Tiitigkeil ist einer Neugründung gleichgestellt. 

2 Der Staatsrat entscheidet nach Anhi:iren der Gemeinde endgültig über 
Steuererlcichterungsgesuche. 

2.KAPITEL 

Gewinnsteuer 

/. ABSCHNITT 

Steuerobjekt 

Art. 99. Gegënstand der Gewinnsteuer ist der Reingewinn. 

Art. 100. 1 Der steucrbare Reingewinn setzt sich zusammen aus: 

a) dem Saldo der Erfolgsrechnung unter Berücksichtigung des Saldovor­
trages des Vorjahres; 

b) allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschiede­
nen Teilen des Geschiiftsergebnisses, die nicht zur Deckung von ge­
schiiftsmiissig begründetem Aufwand verwcndet werden, wie insbe­
sondere: 

296 

- Kosten für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von 
Gegenstiinden des Anlagevermügens; 



- geschiiftsmassig nicht begründete Abschreibungen und Rückstel­
lungen; 

- Einlagen in die Reserven; 

- Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen Per-
son, soweit sic nicht aus ais Gewinn versteuerten Reserven erfolgen; 

- offene und verdccktc Gcwinnausschüttungen und gcschaftsmiissig 
nicht begründete Zuwendungen an Drille; 

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Ertriigen, mit Ein­
schluss der Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne, vor­
behiiltlich Ersatzbeschaffungen. Der Liquidation ist die Verlegung des 
Sitzes, der Verwaltung, eines Geschaftsbetricbes oder einer Bctriebs­
stattc ins Ausland gleichgestcllt. 

2 Leistungen, welche gemischtwirtschaflliche, im üffent lichen Intcresse 
tiitige Unternehmen überwiegend an nahestchende Personen erbringen, 
sind zum jeweiligen Marktpreis, zu den jcweiligen Gestehungskostcn zu­
züglich eincs angemesscnen Aufschlages oder zum jeweiligcn Endvcr­
kaufsprcis abzüglich einer angemessencn Gewinnmarge zu bcwerten; das 
Ergebnis eines jeden Untcrnehmens ist entsprechend zu berichtigen. 

Art. 101. 1 Zum geschiiftsmassig bcgründeten Aufwand gchüren auch: 

a) die eidgenossischen und kantonalen Steuern sowie die Gemcinde- und 
Kirchensteuern, nicht aber die Steuerbussen; 

b) die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen 
Personals, sofern jede zweckwidrige Verwcndung ausgcschlossen ist; 

c) die freiwilligen Geldleistungen an juristische Personen mit Sitz in der 
Schweiz, die im Hinblick auf offentlichc odcr auf ausschliesslich ge­
meinnützige Zwccke von der Stcuerpllicht befreit sind, für den Teil, 
der 500 Franken übersteigt, aber hüchslens bis zu insgesaml 5% des 
Reingewinns; dieser Prozcntsatz kann bis auf 15°/4, erhüht werden für 
Zuwendungen an den Staal, an Gemeinden odcr kirchliche Kürper­
schaften sowie an Institutionen, die vom Staal oder von Gemeinden in 
wcsentlichem Masse unterstützt wen.lcn. Besteht ein erhebliches ôf­
fentliches Intercsse, so kann der Staatsrat einen hüheren Abzug bewil­
ligen; sein Entscheid ist endgültig; 

d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf 
dem Entgelt für Lieferungen und Leislungcn sowie zur Verteilung an 
die Vcrsicherten bestimmte Überschüsse von Versichcrungs­
gescllschaften. 

2 Nicht zum geschiiftsmiissig bcgründctcn Aufwand gehüren Zahlungen 
von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an 
schweizcrische oder fremde Arntstrager. 
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b) Geschiifts­
miissig 
begründeter 
Aufwand 



c) Erfolgs­
neutrale 
Vorgange 

d) Umwandlun­
gen, Zusammen­
schlüsse, Teilun­
gen 

e)Ab­
schreibungen 

Art. 102. Kein steuerbarer Gewinn entsteht durch: 

a) Kapitaleinlagen von Mitgliedern von Kapitalgesellschaften und Ge­
nossenschaften, einschliesslich Aufgelder und Leistungen à fonds per­
du; 

b) vorhandene stille Reserven bei Verlegung des Sitzes, der Verwaltung, 
eines Geschaftsbetriebes oder einer Betriebsstatte in einen anderen 
Kan ton, soweit keine Verausserungen odcr buchmassigen Aufwertun­
gen vorgenommen werden; 

c) Kapitalzuwachs aus Erbschaft, Vermachtnis oder Schenkung. 

Art. 103. 1 Stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder einer Genossen­
schaft werden nicht besteuert, wenn die Steuerpflicht in der Schweiz fort­
besteht und die bisher für die Gewinnsteuer massgeblichen Werte über­
nommen werden, bei: 

a) Umwandlung in eine andere Kapitalgesellschaft oder Gcnossenschaft, 
wenn der Gcschaftsbetrieb unverandert weitergeführt wird und die 
Beteiligungsverhaltnisse grundsatzlich gleichbleiben; 

b) U nternehmenzusammenschluss durch Übertragung samtlicher Akti­
ven und Passiven auf eine andere Kapitalgesellschaft oder Genossen­
schaft (Fusion nach Art. 748-750 OR oder Geschaftsübernahme nach 
Art.181 OR); 

c) Aufteilung eines Unternehmens durch Übertragung von in sich ge­
schlossenen Betriebsteilen auf andere Kapitalgesellschaften oder Ge­
nossenschaften, wenn die übernommenen Geschaftsbetriebe unverlin­
dert weitergeführt werden. 

2 Übertragt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die nicht un ter 
die Artikel 127 und 128 füllt, eine Beteiligung auf eine auslandische Kon­
zerngescllschaft, so wird für die Differenz zwischcn dcm Gcwinnsteuer­
wert und dem Verkehrswert der Beteiligung die Besteuerung aufgescho­
ben. Der Sleueraufschub entfülll, wenn die übertragene Beleiligung an ei­
nen konzernfremden Dritten veraussert wird, wenn die Gcsellschaft, deren 
Beteiligungsrechte übertragen wurden, ihre Aktiven und Passiven in we­
sentlichem Umfang veraussert oder wenn sie liquidiert wird. 

3 Entsteht durch die Übernahme der Aktiven und Passiven einer Kapital­
gesellschaft oder einer Genossenschaft, deren Beteiligungsrechte der 
übernehmenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft gehoren, ein 
Buchverlust auf der Beteiligung, so kann dieser stcuerlich nicht abgczo­
gen werden; ein allfülliger Buchgewinn auf der Beteiligung wird besteuert. 

Art. 104. 1 Geschaftsmassig begründete Abschreibungen von Akliven 
sind zulassig, soweit sie buchmassig oder, wenn cine kaufmannische Buch­
haltung fehlt, in besonderen Abschreibungstabellen ausgewiesen sind. 
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2 In der Regel werden die Ahschreihungcn nach dcm tatstichlichen Wert 
der einzelnen Vermogensteile hcrechnet oder nach iluer voraussichtli­
chen Gehrauchsdauer angemessen vcrteilt. 

3 Abschrcihungen auf Aktiven, die zum Ausglcich von Verlusten hühcr he­
werlet wurdcn, künncn nur vorgenommen wcrden, wenn die Aufwertun­
gen handclsrechtlich zulassig warcn und die Verluste im Zeilpunkt der 
Abschreihung verrcchenhar gewcscn wtircn. 

4 Wertberichtigungen sowie Ahschreihungcn auf den Gestehungskoslen 
von Beteiligungen von mindestens 20% werden <lem steuerharen Gewinn 
zugerechnet, soweit sie nicht mehr hegründet sind. 

Art. 105. 1 Rückstellungen zu Lasten der Erfolgsrechnung sind zultissig f) Rück-
für: slellungen 

a) im Gcschaftsjahr bestehende Verpflichlungen, deren Hühe noch unbe­
stimmt ist; 

b) Verlustrisiken, die mit Aktivcn des Umlaufvermügens, inshesondere 
mit Waren und Debitoren, verbunden sind; 

c) andere unmittelbar drohende Verlustrisiken, die im Geschiiftsjahr he­
stehcn; 

d) künftige Forschungs- und Entwicklungsauflrage an Drille his zu 10% 
des steuerbaren Gewinns, insgcsamt jedoch hüchstcns his zu I Million 
Franken. 

2 Bisherige Rückstellungen werden dem steuerbarcn Gewinn zugcrech­
net, soweil sie nicht mchr hegründet sind. 

Art. 106. 1 Beim Ersatz von Gcgenstiinden des betricbsnolwendigcn An­
lagevermügens künncn die stillen Reserven auf ein Ersatzohjckt mit glei­
cher Funktion übertragen werdcn; ausgcschlosscn ist die Ühertragung auf 
Vermügen ausserhalh der Schweiz. 

2 Findet die Ersatzheschaffung nicht im gleichen Geschaftsjahr statt, so 
kann im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet werden. 
Diese Rückstellung ist innert angemessencr Frist zur Abschreibung auf 
dcm Ersatzobjekt zu verwendcn odcr zu Gunsten der Erfolgsrechnung 
aufzulüscn. 

3 Ais betriebsnotwendig gilt nur Anlagevermügen, das dem Betricb unmit­
telbar dicnl; ausgeschlossen sind inshesonderc Vermügensohjckte, die 
<lem Untcrnehmen nur ais Vcrmügensanlagc oder nur durch ihrcn Ertrag 
dienen. 

299 

g) Ersatz­
heschaffungen 



h) Zinsen auf 
verdecklem 
Eigenkapital 

i) Gewinne von 
Vereinen, 
Stiftungen und 
Anlagefonds 

j) Verluste 

Kapitalgesell­
schaflen und 
Genossen­
schaften 

Ermassigung für 
Beteiligungen 
a) Grundsalz 

Art. 107. Zum steuerbaren Gewinn der Kapitalgesellschaften und Ge­
nossenschaften gehoren auch die Schuldzinsen, die auf denjenigen Teil des 
Fremdkapitals entfallen, der nach den Bestimmungen über das verdeckte 
Eigenkapital zum Eigenkapital zu rechnen ist. 

Art. 108. 1 Die Mitgliederbeitrage an die Vereine und die Einlagen in das 
Vermêigen der Stiftungen werden nicht zum steuerbaren Gewinn gerech­
net. 

2 Von den steuerbaren Ertragen der Vereine konnen die zur Erzielung die­
ser Ertrage erforderlichen Aufwendungen in vollem Umfang abgezogen 
werden, andere Aufwendungen nur insowcil, ais sic die Mitgliederbeitrage 
übersteigen. 

3 Die Anlagefonds untcrliegen der Gewinnsteuer für den Ertrag aus direk­
tem Grundbesitz. 

Art. 109. 1 Yom Reingewinn der Steuerperiode këmnen Verluste aus 7 der 
Steuerperiode vorangegangenen Geschaftsjahren abgezogcn werdcn, so­
weit sie bei der Berechnung des steuerbaren Rcingcwinnes dicser Jahre 
nicht berücksichtigt wcrden konnten. 

2 Mit Leistungen zum Ausgleich .einer Unterbilanz im Rahmen einer Sa­
nierung, die nicht Kapitaleinlagen nach Artikel 102 Bst. a sind, konnen 
auch Verluste verrechnet werden, die in früheren Geschiiftsjahren ent­
standen und noch nicht mit Gewinnen verrechnet werden konnten. 

3 Bei Zuzug aus einem anderen Kan ton gehoren zu den abziehbaren Ver­
lustübcrschüssen auch solche, die vor dem Zuzug in den Kanton Freiburg 
realisicrt worden sind. 

2. ABSCHNITT 

Steuerberechnung 

Art. 110. 1 Die Gewinnsteucr der Kapitalgesellschaften und Genossen­
schaften betragt 10% des Reingewinns. 

2 Übersteigt der gesamte Reingewinn 50 000 Franken nicht, so werden die 
ersten 25 000 Franken zum Satz von 5 % und die nachsten 25 000 Franken 
zum Satz von 15% veranlagt. 

Art. 111. 1st eine Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft zu mindes­
tens 20% am Grund- oder Stammkapital anderer Gesellschaften beteiligt 
oder macht ihre Beteiligung an solchem Kapital einen Verkehrswert von 
mindestens 2 Millionen Franken aus, so ermassigt sich die Gewinnsteuer 
im Verhaltnis des Nettoertrages aus diesen Beteiligungen zum gesamten 
Reingewinn. 
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Art. 112. 1 Der Ncttoertrag aus Beteiligungcn entspricht dem Ertrag die­
ser Beteiligungen ahzüglich des darauf entfallenden Finanzierungsauf­
wandes und eines Beitrages von 5% zur Deckung des Vcrwaltungsauf­
wandcs; der Nachweis des effektiven Verwaltungsaufwandes bleiht vorhe­
halten. Ais Finanzierungsaufwand gelten Schuldzinsen sowie weilerer 
Aufwand, der wirtschaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen ist. 

2 Zum Ertrag aus Bcteiligungen gehüren auch die Kapitalgewinne auf die­
sen Beteiligungen sowie die Erlüse aus dazugehorigen Bczugsrechten. 
Der Artikel 244 bleiht vorbehalten. 

3 Keine Beteiligungsertriige sind: 

a) Ertriige, die bei der lcistenden Kapitalgesellschaft odcr Genossen-
schafl geschiiftsmiissig begründeten Aufwand darslellen; 

b) Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen. 

4 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der Ermiissi­
gung nur herücksichtigt, soweit auf der glcichen Bcteiligung zu Lasten des 
steucrbarcn Rcingewinns keine Abschreihung vorgenommcn wird, die 
mit diesem Ertrag im Zusammenhang stcht. 

5 Kapitalgewinne werden bei der Berechnung der Ermiissigung nur 
berücksichtigt: 

a) soweit der Veriiusserungserlüs die Gestehungskosten übersteigt; 

b) sofern die veriiusserte Beteiligung mindestcns 20% des Grund- oder 
Stammkapitals der anderen Gesellschaft ausmachl und ais solchc 
wiihrend mindcstens eines Jahres im Besitze der Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft war. 

6 Transaktionen, die im Konzern eine ungerechtfertigte Steuerersparnis 
bewirkcn, führen zu eincr Berichtigung des steucrbaren Reingewinns 
oder zu einer Kürzung der Ermiissigung. Eine ungerechtfertigtc Steucrer­
sparnis liegt vor, wenn Kapitalgewinne und Kapitalverluste oder Ab­
schreibungen auf Betciligungen im Sinne der Artikel 104, 1 J 1 und 112 in 
kausalem Zusammenhang slehen. 

Art. 113. 1 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen und ührigen juristi­
schen Personen betriigt 10% des Reingewinns. 

2 Übersteigt der gesamte Reingewinn 50000 Franken nicht, so werden die 
ersten 25000 Franken zum Satz von 5% und die niichsten 25000 Franken 
zum Satz von 15% veranlagt. 

3 Gewinne un ter 5000 Franken werden nicht besteucrt. 
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Anlagefonds 

Grundsatz 

Kapilalgesell­
schaflen und Ge­
nossenschaflen 
a) Allgemeines 

4 Gewinne, die ein Sport- oder kultureller Verein mit idealem Zweck 
durch gelegentliche Organisation einer Veranstaltung erzielt, werden zum 
Satz von l % besteuert. Zudem kann eine ausserordcntliche Abschreibung 
oder eine Rückstellung für einc ausserordentliche Abschreibung zugelas­
sen werden. 

Art. 114. Die Gewinnsteuer der Anlagefonds wird nach dem Tarif der 
Einkommenssteuer berechnet. 

3.KAPITEL 

Kapitalsteuer 

/. ABSCHNITT 

Steuerobjekt 

Art. 115. Gegcnstand der Kapitalsteuer ist das Eigenkapital. 

Art. 116. 1 Das steuerbare Eigenkapital der Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammka­
pital, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten stillen 
Reserven. 

2 Steuerbar ist mindestcns das einbezahlte Grund- oder Stammkapital. 

b) Holdinggesell- Art.117. Das steuerbare Eigenkapital der juristischen Personen nach den 
schaften, Domi-
zilgesellschaflen Artikeln 127 und 128 besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stamm-
und S1iftungen kapital, den offenen Reserven und jenem Teil der stillen Reserven, der im 

c) Verdeckles 
Eigenkapital 

d) Kapitalgesell­
schaflen und Ge­
nossenschaften 
in Liquidation 

Vereine, 
Stiftun~en u!ld 
übnge 1uns11sche 
Pcrsoncn 

Faite der Gewinnbesteuerung aus versteuertem Gcwinn gebildet wordcn 
ware. 

Art. 118. Das steuerbare Eigenkapital von Kapitalgesellschaften und Ge­
nosscnschaften wird um den Teil des Fremdkapitals erhoht, dem wirt­
schaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. 

Art. 119. 1 Ais steuerbares Eigenkapital von Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften, die sich am Ende einer Steuerperiode in Liquidation 
befinden, gilt das Reinvermogen. 
2 Die Ermittlung des Reinvermogens richtet sich nach den für die natürli­
chen Personen geltenden Vorschriften. 

Art. 120. Ais steuerbares Eigenkapital der Vereine, Stiftungl!n und übri­
gen juristischen Personen gilt das Reinvermogen, das nach den für die 
natürlichcn Personen gehenden Vorschriften ermittelt wird. 
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2. ABSCHNITT 

Steuerberech111111g 

Art. 121. Die Kapitalsteuer wird zum unveranderlichen Satz von 1,9 %a Kapitalgesell-
berechnel. schaften und Gc­

nossenschaften 

Art. 122. 1 Die Kapitalsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristi­
schen Personen wird zum unveranderlichen Satz von 3%o berechnet. 

2 Eigenkapital un ter 100 000 Franken wird nicht besteuert. 

4.KAPITEL 

Minimalsteuer 

Art. 123. Die Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die ein Un­
ternehmen betreiben, entrichten eine Minimalsteuer auf ihren Bruttoein­
nahmen, wenn diese hüher ist ais die ordentliche Stcuer auf dcm Reingc­
winn und dcm Kapital (Art. 90, 99 ff. und 115 Il). 

Art. 124. 1 Ncugcgründete Gcsellschaften, die nicht aus Umwandlungen 
hervorgcgangen sind, entrichten für das Gründungsjahr und die 2 folgen­
dcn Jahre die Minimalstcucr nicht. 

2 Kapitalgcsellschaften und Gcnosscnschaftcn künncn die in der vorhcr­
gchcnden Stcucrperiodc entrichteten ordcntlichcn Steucrn von der Mini­
malstcuer der Stcucrpcriodc so wcit abzichcn, ais dicse die kalkulicrtc 
Minimalstcuer der Vorpcriodc übersteigen. Sic cntrichten indcssen jcdcn­
falls die ordcntlichc Stcucr auf dem Rcingewinn und dem Kapital. 

1 Befinden sich diese Gcsellschaften in ernsthaften finanzicllen Schwicrig­
kciten, so sind sic von der Minimalsteucr bcfreit; sic entrichten aber je­
denfalls die ordcntlichc Stcucr auf dem Reingewinn und dem Kapital. 

Art. 125. Die stcuerbaren Bruttoeinnahmen umfasscn aile Einnahmen 
aus der Tatigkcit der Unternchmung mit Einschluss der Kapitalertrage 
und vermindert um die Skonti, Rabatte, Rückvergütungen und Warenum­
satzsteuern. 

2 Kapital- und Liquidationsgewinne und andcrc ahnliche, ausscrordentli­
che Einnahmen gelten nicht ais Bruttocinnahmcn. 

1 Bei Versichcrungsgcsellschaften zahlen nur drei Viertel der aus Lebens­
vcrsicherungen stammendcn Pramien ais Bruttoeinnahmcn. 

~ Zu den Bruttoeinnahmcn der Banken gchürcn insbesonderc auch die 
Aktivzinsen, die Provisionen, die Maklergebühren und die aus Wechscln 
und Wertpapiercn hcrrührendcn Ertragc. 
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Stcuersalz 

Holding­
gesellschaften 

Domizilgesell­
schaftcn und 
Stiflungen 

Art. 126. 1 Die Minimalsteuer betragt 0,5 %0 für die steuerbaren Brutto­
einnahmen aus Engroshandel und für jene von Fabrikationsunterneh­
mungen und 1,4 %0 für aile übrigen Bruttoeinnahmen. 

2 Für die Berechnung der Minimalsteuer werden die Bruttoeinnahmen 
nur für den 500 000 Franken überstcigenden Betrag berücksichtigt. 

5.KAPITEL 

Steuern der Holding- und Domizilgesellschaften 

Art. 127. 1 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, dcren statutari­
scher Zweck zur Hauptsache in der dauernden Verwaltung von Bctcili­
gungcn bcsteht und die in der Schwciz kcine Geschaftstatigkcit ausüben, 
entrichten, untcr Vorbehalt von Absatz 3, auf dcm Reingcwinn keine 
Steuer, sofern die Beteiligungen oder die Ertrage aus den Beteiligungen 
langerfristig mindestens zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Ertrage 
ausmachen. 

2 Die Unterscheidung zwischen den Ertragen aus Beteiligungen und den 
übrigen Einkünften erfolgt im Sinne von Artikel 112 über den Nettoertrag 
aus Beteiligungcn. 

3 Ertrage aus schweizerischem Grundeigentum solcher Gesellschaften 
und Genossenschaften werden zum ordentlichen Tarif besteuert. Dabei 
werden die einer üblichen hypothekarischen Belastung entsprechenden 
Abzügc gewahrt. 

4 Vorbehalten bleibt die Erhebung der Steuer auf den Liegenschaftsge­
winnen. 

Art. 128. 1 Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen, die in 
der Schweiz eine Verwaltungstatigkeit, aber keine Geschaftstatigkeit aus­
üben, entrichten die Gewinnsteuer wie folgt: 

a) Ertrage aus Beteiligungen nach den Artikeln 111 und 112 Abs. 1 sowie 
Kapital- und Aufwertungsgewinne auf solchen Beteiligungen sind 
steuerfrei. 

b) Die übrigen Einkünfte aus der Schweiz werden zum ordentlichen Tarif 
besteuert. 

c) Die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden nach der Bedeutung 
der Verwaltungstatigkeit in der Schweiz zum ordentlichen Tarif be­
steuert. 

d) Der geschaftsmassig begründete Aufwand, der mit bestimmten Ertra­
gen und Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang steht, wird 
vorher abgezogen. Verluste auf Beteiligungen im Sinne von Buchstabe 
a konnen nur mit Ertragen gemilss Buchstabe a vcrrechnet werden. 
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2 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Geschiiftstiitigkei­
ten überwiegend auslandbezogen ist und die in der Schweiz nur eine un­
tergeordnete Geschiiftstatigkeit ausüben, entrichten die Gewinnsteuer 
gemiiss Absatz 1. Die übrigen Einkünfte aus dem Ausland gemass Absatz 
1 Bsl. c werden nach Massgabe des Umfangs der Geschaftstatigkeit in der 
Schweiz besteuert. 

Art. 129. Von der Ermiissigung der Gewinnstcuer nach den Artikeln 127 
und 128 sind Einkünfte und Ertriige ausgeschlossen, wenn hierfür eine 
Entlastung von auslandischen Quellensteuern beansprucht wird und der 
Staatsverlrag die ordentliche Besteuerung in der Schweiz vorausselzl. 

Art. 130. Die Kapitalsteucr der j uristischen Personcn im Sinne der Artikcl 
127 und 128 wird zum Satz von 0,2 %0 erhobcn, betriigt jedoch mindcstens 
170 Franken. Für den Teil des Kapitals, der 500 Millionen Franken über­
sleigt, liegt der Satz bei 0,1 %o. 

6.KAPITEL 

Zeitliche Bemessung 

Doppelbesteue­
rungsabkommen 

Tarif 

Art. 131. 1 Die Steuern vom Reingewinn und vom Eigenkapilal werden Steuerperiode 

für jede Steuerperiode festgesclzl und erhohcn. 

2 Ais Steuerpcriodc gilt das Geschiiftsjahr. 

3 In jedem Kalenderjahr, ausgenommen im Gründungsjahr, muss ein Ge­
schaftsahschluss mit Bilanz und Erfolgsrechnung erstellt wcrden. Ausser­
dem ist ein Geschiiflsabschluss erforderlich bci Verlegung des Sitzes, der 
Verwaltung, eines Geschaftsbelriebes oder einer Betriebsstatte in einen 
anderen Kanton sowie bei Abschluss der Liquidation. 

Art. 132. 1 Der steuerbarc Reingewinn hemissl sich nach dem Ergebnis 
der Steuerperiode. 

2 Umfassl ein Geschiiftsjahr mehr odcr weniger ais 12 Monate, so be­
stimmt sich der Steuersatz nach dem auf 12 Monale berechneten Reinge­
winn. 

3 Wird eine juristische Person aufgcltist odcr verlegt sic ihrcn Sitz, die Ver­
waltung, eincn Geschiiftshetrieh oder cinc Bclriebssliilte ins Ausland, so 
werden die aus nicht versteuertem Gewinn gcbildeten slillen Reserven 
zusammen mit dem Reingewinn des letzten Geschiiftsjahres besteuert. 

Art. 133. Das steucrbarc Eigcnkapital bcmisst sich nach dem Stand am 
Ende der Steuerperiode. 

Art. 134. Anwendhar sind die am Ende der Steuerperiode geltenden 
Steuersiilze. 
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Aufsichls­
hehiirden 

Veranlagungs­
hehiirde 
a) Bezeichnung 

h) Befugnisse 

Ptlicht der 
Veranlagungs­
hehiirde 

Geheimhaltungs­
pflicht 

FÜNFfER TITEL 

Verfahrensrecht 

1.KAPITEL 

Steuerbehorden 

Art. 135. 1 Der Staatsrat übt die Oberaufsicht über das Steuerwesen aus. 

2 Die Steuerverwaltung obliegt der Finanzdirektion, die für ihre Organisa­
tion im Rahmen des Gesctzes sorgt und den mit der Anwendung des Ge­
setzes beauftragten Verwaltungsbehorden die notwendigen Weisungen er­
teilt. 

Art. 136. Die Kantonale Steuerverwaltung ist Veranlagungsbehêirde für 
die durch dieses Gesetz eingeführten Steuern. 

Art. 137. 1 Die Kantonale Steuerverwaltung sorgt für gerechte und ein­
heitliche Steuerveranlagungen und trifft die dazu erforderlichen Anord­
nungen. 

2 Sie erstellt und führt in Zusammenarbeit mit jeder Gemeinde das Regis­
tcr der steuerpflichtigen Personen. Die Gemeinde übermittelt ihr dazu die 
Daten, über die sie zur Einführung der Einwohnerkontrolle nach Artikel 
7 des Gesetzes vom 23. Mai 1987 über die Einwohnerkontrolle verfügt. 

2.KAPITEL 

Allgemeine Verfahrensgrundsatze 

1. ABSCHNITT 

Amtspflichten 

Art. 138. Die Veranlagungsbehorde trifft von Amies wegen die für die Ver­
anlagung der einzelnen steuerpflichtigen Person geeigneten Massnahmen. 

Art. 139. 1 Wer mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt ist oder dazu 
beigezogen wird, muss über Tatsachen, die ihm in Ausübung seines Am tes 
bekannt werden, und über die Verhandlungen in den Behorden Still­
schweigen bewahren und Dritten den Einblick in amtliche Akten verwei­
gern. 

2 Eine Auskunftserteilung an Dritte ist nur zulassig, wenn hierfür: 

a) die steuerpflichtige Persan eine schriftliche Einwilligung erteilt; Ehe­
gatten, die in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe le ben, müssen 
heide ihre Einwilligung gehen; 

b) eine gesetzliche Grundlage im Bundesrecht oder im kantonalen Recht 
besteht; 
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c) eine Strafbehorde es verlangt; 

d) ein von der Finanzdireklion anerkanntes überwiegendes offenlliches 
Interesse dies verlangt. 

Art. 140. 1 Die Register der ordentlichen Steuern, die den Stcuerbetrag 
des Einkommens und des Vermügens enlhalten, werden in den Gemein­
den aufgelegt, wo sie wahrend 2 Monalen pro Jahr von jeder im Kanlon 
einkommens- und vermogenssteuerpflichtigen Person eingesehen werden 
konnen. 

2 Die Konsullalion der Steuerregisler kann weder schrifllich noch lelefo­
nisch erfolgcn. 

3 Die Vcrüffentlichung der Namen der steuerpflichtigcn Personen, die mit 
der Steuerzahlung im Rückstand sind, ist unlersagt. 

4 Die Gemeinden erheben für jedes eingeschene Steuerkapitel eine Ge­
bühr. 

'Die Gemeinden führen ein êiffcntliches Regislcr der Personen, welche 
die Einkommens- und Vermogenssteucrregister cingeschen haben. 

6 Der Staalsral selzl die übrigen Bestimmungen für die Einsichtnahme 
und die erhobene Gcbühr fest. 

Art. 141. 1 Die mit dem Vollzug dicses Geselzcs belrauten Steuerbehêir­
den untcrstützen sich gegenseitig in der Erfüllung ihrcr Aufgabe. Sie ertei­
len den Steuerbehorden der andern Kantonc kostenlos die benêitigten 
Auskünfle und gewahren ihnen auf Verlangen Einsicht in die amtliehen 
Akten. Die in Anwendung dieser Vorschrift gemeldcten oder festgestellten 
Tatsachen unterliegen der Geheimhaltung nach Artikel 139. 

21st eine Person mil Wohnsitz oder Silz im Kanlon auf Grund der Steuer­
erklarung auch in einem andern Kanton steuerpflichlig, so gibl die Vcran­
lagungsbehorde der Steuerbehürde des andern Kantons Kenntnis von der 
Steuererklarung und von der Veranlagung. 

3 Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behorden erteilen auf 
Ersuchen der zustandigen Behürden die für den Vollzug anderer kantona­
ler Steuerbestimmungen erforderlichen Auskünfte. Sie künnen cbcnfalls 
von sich aus Mitteilung machen, wcnn sie vermuten, dass cine Veranla­
gung unvollstandig ist. 

Art. 142. 1 Unter Vorbehalt des Berufsgeheimnisses erleilen die Verwal­
tungs- und Gerichtsbehürdcn des Staates und der Gemeinden kostenlos 
den mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Behürden auf Ersu­
chen hin aile crfordcrlichen Auskünfle. Sie ki'mnen den Steuerhehürden 
von sich aus Mitteilung machen, wenn sie vermuten, dass eine Veranla­
gung unvollstandig ist. 
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2 Organe von Korperschaften und Anstalten, soweit sie Aufgaben der of­
fentlichen Verwaltung wahrnehmen, haben die gleiche Pflicht zur Amts­
hilfe wie die Behordcn nach Absatz 1. 

3 Von der Auskunfts- und Mitteilungspflicht ausgenommen sind die Orga­
ne der Schweizerischen Post und der offentlichen Kreditinstitute für Tat­
sachen, die einer besonderen, gesetzlich auferlegten Geheimhaltung un­
terstehen. 

Abrufverfahren Art. 143. 1 Die für den Vollzug dieses Gesetzes oder anderer kantonaler 
Steuergesetze notwendigen Daten künnen den zustandigen Bchêirden ge­
genseitig durch ein elektronisches Abrufverfahren zuganglich gemacht 
werden. 

2 Der Staatsrat beschliesst die Ausführungsbestimmungen für diese Art 
von elektronischer Datenübermittlung. 

2. ABSCHNITT 

Ve,jahrensrechtliche Stell11ng der Ehegatten 

Art. 144. 1 Ehegatten, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe 
leben, üben die nach diesem Gesetz der steuerptlichtigen Person zukom­
mcnden Vcrfahrensrechte und -pflichtcn gcmeinsam aus. 

2 Sie unterschreiben die Steuererkliirung gemeinsam. 1st die Steuerer­
kliirung nur von einem der beiden Ehegatten unterzeichnet, so wird dem 
nichtunterzeichnenden Ehegatten eine Frist eingeriiumt. Nach deren un­
bcnutztem Ablauf wird die vertragliche Vertretung un ter Ehegatten ange­
nommen. 

3 Rechtsmittel und andere Eingaben gelten ais rechtzeitig eingereicht, 
wenn ein Ehegatte innert Frist handelt. Ein von Ehegatten gemeinsam 
oder von einem Ehegatten selbststiindig eingelegtes Rechtsmittel kann 
nur gemeinsam oder von demjenigen Ehegatten, der das Rechtsmittel ein­
gelegt hat, zurückgezogen werden. 
4 Siimtliche Mitteilungen der Steuerbehürden an verheiratete Steuer­
pflichtige, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe leben, werden 
an die Ehegatten gemeinsam gerichtet. 

5 Die getrennten oder geschiedenen Ehegattcn bewahren ihre Rechte und 
Pflichten ais Ehegatten, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe 
lcben, für die der Trennung oder Schcidung vorangehenden Steuerperi­
odcn. 
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3. ABSCHNITT 

Verfahremrechte der steuerpflichtigen Person 

Art. 145. 1 Steuerptlichtige sind berechtigt, in die von ihnen cingereichten Akteneinsicht 

oder von ihnen unterzeichneten Akten Einsicht zu nehmen. Gemeinsam 
zu veranlagenden Ehegatten stcht ein gegenseitiges Akteneinsichtsrecht 
zu. 

2 Die übrigen Akten stehen der steuerptlichtigen Person zur Einsicht off en, 
sofern die Ermittlung des Sachvcrhaltes abgeschlossen ist und soweit 
nicht offentliche oder private lnteressen entgcgenstehen. 

3 Wird einer stcucrpflichtigen Person die Einsichtnahmc in ein Akten­
stück verwcigert, so darf darauf zum Nachtcil der stcucrptlichtigen Person 
nur abgcstellt werden, wenn ihr die Behürde von dem für die Sache we­
sentlichen Inhalt mündlich oder schriftlich Kenntnis und ausserdem Gele­
genheit gcgeben hat, sich zu aussern und Gegenbewcismittel zu bezeich­
nen. 

4 Auf Verlangen der steuerptlichtigen Person bcstatigt die Behürde die 
Verweigcrung der Akteneinsicht durch eine Verfügung, die durch Be­
schwerde angefochten werden kann. 

Art. 146. 1 Die von der steuerptlichtigen Person angebotenen Beweise 
müssen abgenommen werden, soweit sic geeignet sind, die für die Veran­
lagung erheblichen Tatsachen festzustellen. 

2 Aufzeichnungen auf Bild- oder Datentragern ha ben dieselbe Beweis­
kraft wic Aufzeichnungen, die ohne Hilfsmittel lesbar sind. 

3 Diese Aufzeichnungen sind der Kantonalen Steuerverwaltung so vorzu­
legen, dass sie ohne Hilfsmittel lesbar sind. Die Kantonalc Steuerverwal­
tung kann Ausnahmen vorsehen. Wo das Gesetz die persünliche Unter­
zeichnung vorschreibt, kann die Kantonale Stcuerverwaltung anstelle der 
handschriftlichen Unterzeichnung eine andere Form der Unterzeichnung 
zulassen. 

Beweisahnahme: 
Aufzeichnungen 
auf Bild- odcr 
Dalentriigcrn 

Art. 147. 1 Veranlagungsverfügungcn und Ordnungsbusscn werdcn der Eriiffnung 

steuerpflichtigcn Person schriftlich eroffnet; sie enthalten eine Rechtsmit­
telbelehrung. Die übrigen Verfügungen und Entschcide müsscn zudem 
eine Begründung enthalten. Die Erüffnung erfolgt mit gewühnlichcr Post-
zustellung. 

21st der Aufenthalt einer steuerpflichligcn Person unbekannt oder bcfindet 
sie sich im Ausland, ohne in der Schweiz einen Vcrtreter zu haben, so wird 
ihr cine Verfügung oder ein Entschcid rcchtswirksam durch Publikation 
im Amtsblatt eroffnet. 
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Yertragliche 
Yertretung 

Notwendige 
Yertretung 
und Eintritt 
ins YerFahren 

Art. 148. 1 Die steuerpflichtige Person kann sich vor den mit dem Vollzug 
dieses Gesetzes beauftragten Behorden vertraglich vertreten lassen, so­
weil ihre personliche Mitwirkung nicht notwendig ist. 

2 Ais Vertreter wird zugelassen, wer handlungsfühig ist und in bürgerlichen 
Ehren und Rechten steht. Die Behorde kann den Vcrtreter auffordern, 
sich durch schriftlichc Vollmacht auszuwcisen. 

3 Die steuerpflichtige Person ist verpflichtet, den vertraglichen Vertreter 
sorgfültig auszuwahlen, ihn zu informicren und eine gewisse Kontrolle 
auszuüben. 

4 Haben Ehegatten, die in rechtlich und tatsiichlich ungetrennter Ehe lc­
ben, keinen gemeinsamen Vertreter oder Zustellungsberechtigten be­
stellt, so ergehen samtliche Zustellungen an die Ehegatten gemeinsam. 

5 Zustellungen an Ehegatten, die in gerichtlich oder tatsiichlich getrennter 
Ehe leben, erfolgen an jeden Ehegatten gesondert. 

Art. 149. 1 Die Steuerbehorden konnen von einer steuerpflichtigen Per­
son mit Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, dass sie einen Vertreter 
in der Schweiz bezeichnet. 

2 Die Erben der steuerpflichtigen Person, der Vormund oder der Liquida­
tor treten in ein laufendes Veranlagungsverfahren ein. 

3 Die Erben ha ben innert angemessener Frist einen gemeinsamen Vertre­
ter zu bezeichnen. lm Unterlassungsfall lasst die Steuerbehorde den Ver­
treter durch das zustandige Friedensgericht bestellen. 

4. ABSCHNITT 

Fristen 

Art. 150. 1 Die vom Gesetz bestimmten Fristen konnen nicht erstreckt 
werden. 

2 Eine von einer Behorde angesetzte Frist wird erstreckt, wenn zureichen­
de Gründe vorliegen und das Erstreckungsgesuch innert der Frist gestellt 
worden ist. Fristen konnen nicht mehr ais zweimal verliingert werden. 

3 Ein Fristversiiumnis wird entschuldigt, wenn die steuerpflichtige Person 
die versiiumte Handlung innert 30 Tagen seit Wegfall des Hinderungs­
grundes nachholt und gleichzeitig nachweist, dass sie durch Militardienst, 
Zivildienst, Krankhcit, Todesfall, Landesabwesenhcit oder andere erhebli­
che Gründe an der rechtzeitigen Handlung verhindert war. 
4 Die vom Gesetz oder durch die Behürde bestimmten Fristen stehen 
wiihrend den Gerichtsferien nach Artikel 30 Abs. 1 des Gesetzes vom 23. 
Mai 1991 über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) nicht still. 
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5.ABSCHNITT 

Verjiihm11g 

Art. 151. 1 Das Recht, einc Steuer zu veranlagen, verjiihrt 5 Jahre nach 
Ablauf der Steuerperiade. Varbehalten bleiben die Artikel 169, 193 und 
229. 

2 Die Verjiihrung beginnt nicht oder steht still: 

a) wahrend eines Einsprache-, Beschwerde- ader Revisiansverfahrens; 

b) salange die Steuerforderung sichergestellt ader gestundet ist; 

c) salange weder die steuerpflichtige Persan noch der Mithaftende in der 
Schweiz steuerrechtlichen Wahnsitz oder Aufenthalt haben. 

3 Die Verjiihrung beginnl neu mit: 

a) jeder auf Feslstellung ader Gellendmachung der Steuerforderung ge­
richtelen Amtshandlung, die einer steuerpflichtigen Persan oder ei­
nem Mithaftenden zur Kenntnis gebracht wird; 

b) jeder ausdrüeklichen Anerkennung der Steuerforderung durch die 
steuerpflichtige Persan ader den Mithaftenden; 

c) der Einreichung cines Erlassgesuches; 

d) der Einlcitung einer Strafvcrfolgung wegcn vollcndcter Stcucrhinter-
zichung oder wegen Steuervergehens. 

4 Das Recht. eine Steuer zu veranlagen, ist 15 Jahre nach Ablauf der Steu­
erperiode auf jeden Fall verjiihrt. 

Art. 152. 1 Sleuerfordcrungen verjahrcn 5 Jahre, nachdem die Vcranla­
gung rcchtskriiftig gcworden ist. 

2Stillstand und Unterbrechung der Verjiihrung richten sich nach Artikel 
151 Abs. 2 und 3. 

3 Die Verjiihrung tritt in jedem Fall 10 Jahre nach Ablauf des Jahres ein, in 
<lem die Stcuern rechtskraflig feslgeselzt worden sind. 

3.KAPITEL 

Veranlagung im ordentlichen Verfahren 

1. ABSCHNITT 

Veran/agungsort 

Art. 153. 1 Die natürlichen Personcn mit Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kan tan werden in der Wohnsitz- oder Aufenthaltsgcmeinde vcranlagt. 

2 Die juristischen Persanen werden in der Gemeinde veranlagt, wo sich ihr 
Sitz oder ihre tatsiichliche Verwaltung befindet. 
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Aufgaben der 
Steuerbehiirde 

Verfahrens­
kosten 

Termin und 
Formular der 
Steuererklarung 

Ptlichten der 
steuerpflichtigcn 
Person 
a) Steuer­
erklarung 

31st die steuerpflichtige Persan auf Grund der wirtschaftlichen Zu­
gehorigkeit im Kanton steuerpflichtig, so ist jene Gemeinde zustandig, in 
der die Voraussetzungen der Steuerpflicht erfüllt sind. 1st dies in mehreren 
Gemeinden der Fall, so ist jene Gemeinde zustandig, in der sich der gross­
te Anteil der steuerbaren Werte befindet. 

4 Massgebend sind die Verhiiltnisse am Ende der Steuerperiode oder der 
Steuerpflicht. 

5 In Zweifelsfallen bestimmt die Kantonale Steuerverwaltung die zustiin­
dige Gemeinde. 1hr Entscheid kann mit den ordentlichen Rechtsmitteln 
angefochtcn werden. 

2.ABSCHNITT 

Verfahrenspflichten 

Art. 154. 1 Die Kantonale Steuerverwaltung stellt zusammen mit der steu­
erpflichtigen Persan die für cine vollstiindige und richtige Besteuerung 
massgebenden tatsiichlichen und rechtlichen Verhiiltnisse fest. 

2 Sie kann insbesondere Sachverstiindige beiziehen, Augenscheine durch­
führen und Geschiiftsbücher und Belege an Ort und Stelle einsehen. 

Art. 155. 1 Die Verfahrenskosten sind im Gesetz über die Verwaltungs­
rechtspflege (VRG) geregelt. 

2 Die Kostcn jedoch, die sich durch die Untersuchungsmassnahmen 
gemass Artikel 154 Abs. 2 ergehen, konncn ganz oder teilweise der steuer­
pflichtigen Persan oder jeCÎer andern zur Auskunft verpflichteten Persan 
auferlegt werden, die diese durch eine schuldhafte Verletzung von Verfah­
renspflichten notwendig gemacht hahen. 

3 Der Staatsrat legt den Tarif der von der Kantonalen Steuerverwaltung 
erhobenen Gehühren fest. 

Art. 156. 1 Die Kantonale Steuerverwaltung setzt den Termin für die Ein­
reichung der Steuererklarung fest. 

2 Mindestens 30 Tage vor diesem Zeitpunkt wird jeder mutmasslichen 
steuerpllichtigen Persan das amtliche Erkliirungsformular zugestellt. 

Art. 157. 1 Die Steuerpflichtigen werden durch Zustellung des Formulars 
oder durch offentliche Bekanntgabe aufgefordcrt, die Steuererkliirung 
einzureichen. Steuerpflichtige, die kein Formular crhalten, müssen es bei 
der Kantonalen Steuerverwaltung verlangen. 

2 Die steucrpflichtige Persan muss das Formular für die Steuererkliirung 
wahrhcitsgemass und vollstandig ausfüllen, persünlich unterzeichnen und 
samt den vorgcschriehencn Beilagen fristgemass der Kantonalcn Steucr­
verwaltung einrcichen. 
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3 Die steuerpflichtige Person, die die Steucrerklürung nicht odcr mangcl­
haft ausgefüllt einreicht, wird aufgefordert, das Vcrsliumte innert ange­
messener Frist nachzuholen. 

4 Bei verspliteter Einreichung und bei verspütetcr Rückgabe eines der 
steuerpflichtigen Person zur Erglinzung zurückgesandtcn Steuerer­
klarungsformulars isl das Fristversaumnis zu cntschuldigen, wcnn die 
steuerpflichtige Person nachweist, dass sie durch Militür- oder Zivildienst, 
Landesabwesenheit, Krankheit odcr andere erhebliche Gründe an der 
rechtzeitigen Einreichung oder Rückgabc verhinderl war und dass sie das 
Versaumte innert 30 Tagen nach Wegfall der Hinderungsgründe nachge­
holt hat. 

Art. 158. 1 Natürliche Personen müssen der SteuererkUirung insbesondere b) Acilagen zur 
Steuererkllirung beilegen: 

a) Lohnausweise über aile Einkünfte aus unselbstslandiger Erwerbs­
tatigkcit; 

b) Ausweise über Bezüge ais Mitglied der Verwaltung oder eines andcren 
Organs einer juristischen Person; 

c) Verzcichnisse über samtliche Wertschriflen, Forderungen und Schul-
den. 

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbststiindiger Erwcrbstütig­
keit und juristische Personen müssen der Steuererklürung die unterzeich­
neten Jahresrechnungen (Bilanzen, Erfolgsrechnungen) der Steuerperi­
ode oder, wenn eine kaufmlinnische Buchhaltung fehlt, Aufstellungen 
über Aktiven und Passiven, Einnahmen und Ausgaben sowie Privatent­
nahmen und Privateinlagen beilegen. 

Art. 159. 1 Die steuerpflichtige Person muss alles tun, um cine vollstündi- c) Wcitere 
Milwirkungs-ge und richtige Veranlagung zu ermüglichcn. pflichten -

2 Die steuerpflichtige Person muss auf Verlangen der Kantonalen Steuer-
verwaltung insbesondere mündlich oder schriftlich Auskunft erteilen, Ge­
schaftsbücher, Belege und weitere Bescheinigungen sowie Urkunden 
über den Geschaftsverkehr vorlegen, wobei das gesetzlich geschützte Bc­
rufsgeheimnis gewahrt wird. 

3 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstsUindiger Erwerbstatig­
keit und juristische Personen müssen Geschliftsbücher und Aufstellungcn 
nach Artikel 158 Abs. 2 und sonstige Belege, die mit ihrer Tütigkeit in Zu­
sammenhang stehen, wührend 10 Jahren aufbewahren. Die Art und Weise 
der Führung, der Autbewahrung und der Edition richtet sich nach den Be­
stimmungen des Obligationenrechts (Art. 957 und 963 Abs. 2). 
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Bcscheinij?,ungs­
ptlicht Dntter 

Auskunftspflicht 
Dritter 

Meldeptlicht 
Driller 

Art. 160. 1 Gegenüber der steuerpflichtigen Person sind zur Ausstellung 
schriftlicher Bescheinigungen verpOichtet: 

a) Arbeitgeber über ihre Lcistungen an Arbeitnehmer; 

b) Glaubiger und Schuldner über Bestand, Hôhe, Verzinsung und Sicher­
stellung von Forderungen; 

c) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherungen und über 
die aus dem Versicherungsverhaltnis ausbezahlten oder geschuldeten 
Leistungen; 

d) Trcuhander, Vermôgensverwalter, Pfandglaubiger, Beauftragte und 
andere Personen, die Vermôgen der steuerpflichtigen Person in Besitz 
odcr in Verwaltung haben oder hatten, über dieses Vermôgen und sei­
ne Ertragnisse; 

e) Personen, die mit der sleuerpflichtigen Person Geschafte tatigen oder 
getatigl haben, über die beiderseitigen Ansprüche und Leistungen. 

2 Auf Verlangen der Steuerbehôrde ist der Arbcitgeber zur Einreichung 
von Einzel-Lohnausweisen oder einer Liste samtlicher ausgerichteten 
Lôhne und Spesenvergütungen verptlichtet. 

3 Reicht die steuerpflichtige Person trotz Mahnung die nôtigen Bescheini­
gungen nicht ein, so kann die Veranlagungsbehôrde sie vom Dritten ein­
fordern. Das geselzlich geschützte Berufsgeheimnis bleibt vorbehalten. 

Art. 161. Gesellschafter, Miteigentümer und Gesamteigentümer müssen 
auf Verlangen den Steuerbehorden über ihr Rechtsverhaltnis zur steuer­
pflichtigen Person Auskunft erteilen, insbesondere über deren Anteile, 
Ansprüche und Bezüge. 

Art. 162. 1 Der Kantonalen Steuerverwaltung müssen für jede Steuerperi­
ode eine Bescheinigung einreichen: 

a) juristische Personen über die den Mitgliedern der Verwaltung und an­
derer Organe ausgerichlcten Leistungen; Stiftungen reichen zusatzlich 
eine Bescheinigung über die ihren Begünstigten erbrachten Lcistun­
gen ein; 

b) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbst­
vorsorge über die den Vorsorgenehmern oder Begünstigten erbrachten 
Leislungen; 

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften über alle Verhalt­
nisse, die für die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, ins­
besondere über ihren Anteil an Einkommen und Vermôgen der Ge­
sellschaft. 

2 Der sleucrpflichtigen Pcrson ist ein Doppel der Bescheinigung zuzustel­
len. 
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3 Die Anlagefonds müssen den Veranlagungsbehürden für jede Steuerpe­
riade einc Bescheinigung über aile Verhiiltnisse einreichen, die für die Be­
steuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Ertrage massgeblich 
sind. 

Art. 163. 1 Der Gemeinderat kann der Kantanalen Steuerverwaltung 
Steuererklarungen einverlangen, für die er cincn Antrag stellen më>chte. 
Die Kantonale Steuerverwaltung kann auch den Gemeinderat ersuchen, 
einen Antrag zu einer SteuererkHirung einer steuerpflichtigen Person 
ader zu jcdem anderen Element des Steuerverfahrens abzugeben. 

2 Der Gemeindeantrag bezieht sich auf die von der steuerpflichtigen Per­
san angegebenen Steuerelementc und enthalt aile zweckdienlichen Anga­
ben zu dcren Bemessung. Der Gemeinderat muss seinen Antrag oder an­
dere für die Veranlagung nolwendigen Angaben abgeben und die Steuer­
akte der Kantonalen Steuerverwaltung innert 30 Tagen zurückgeben. 

3 Der Gemeinderat kann die Steuerpflichtigen anhüren, fehlende Belege 
einfordern und auf ihr Verlangen Ortsbesichtigungen für die Bewertung 
der Grundstücke durchführen. 

4 Der Gemeinderat meldet regelmassig und ohne Verzug der Kantonalen 
Steuerverwaltung aile für die Veranlagung und für die Führung des Regis­
ters der steuerpflichtigen Person notwendigen Angaben. 

5 Der Gemeindcrat kann seine Befugnisse für den Gemeindeantrag einer 
Steuerkommission übertragen. Er kann dicse auch um eine Stellungnahme 
im Rahmen eines Einsprache- ader Beschwerdeverfahrens über ein Ge­
meindesteuerkapitel ersuchen. 

3.ABSCHNITT 

Veran/agung 

Mitwirkungs­
pflicht der 
Gemeindcn 

Art. 164. 1 Nach Einholen aller zweckdienlichen Auskünftc nimmt die Durchführung 

Kantonalc Steuerverwaltung die Veranlagung der natürlichen und juristi-
schen Pcrsonen vor und bestimmt die steuerbaren Faktoren. 

2 Hat die steuerpflichtige Person trotz Mahnung ihrc Verfahrenspflichten 
nicht erfüllt oder künnen die Steucrfaktoren mangels zuverHissigcr Untcr­
lagen nicht einwandfrei ermittelt werden, so nimmt die Kantonale Steuer­
verwaltung die Veranlagung nach pflichtgcmassem Ermessen vor. Sie 
kann dabei Erfahrungszahlen, Vermë>gcnsentwicklung und Lcbensauf­
wand der steuerpnichtigen Persan berücksichtigen. 

Art. 165. 1 Die Kantanalc Steuerverwaltung setzt in der Veranlagungsver- Eroffnung 

fügung die Steuerfaktoren (steuerbares Einkommen und Vermë>gen, steu-
erbarer Reingewinn und steuerbares Eigenkapital) und den Steuerbetrag 
fest und nennt die Rechtsmittel. 
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Mitwirkung 
andercr 
Behiirden 

Pfüchten der 
stcuerpflichtigen 
Person 

2 Abweichungen von der Steuererkliirung gibt sie der steuerpflichtigen 
Person spiitestens bei der Eroffnung der Veranlagungsverfügung bekannt. 

3 Die Veranlagungsverfügung wird der steuerpflichtigen Person und der 
zustiindigen Gemeinde eroffnet. 

4.KAPITEL 

Veranlagungsverfahren der Grundstückgewinnsteuer 

Art. 166. Alle Behorden und Beamten, insbesondere die Grundbuchver­
walter, melden der Kantonalen Steuerverwaltung schriftlich innert 30 Ta­
gen jede ihnen zur Kenntnis gelangende Tatsache, welche die Besteuerung 
eines Grundstückgewinns veranlassen konnte. 

Art. 167. 1 lnnert 30 Tagen ab der Veriiusserung muss die steuerpflichtige 
Person der Kantonalen Steuerverwaltung jede Veriiusserung, die nicht im 
Grundbuch eingetragen wird, jedoch im Sinne von Artikel 42 Abs. 2 der 
Besteuerung unterliegt, melden und die erforderlichen Beweisstücke bei­
legen. 

2 Die Frist liiuft vom Tag an, an dem die Veriiusserung ihre Rechtswirkun­
gen zu entfalten beginnt. 

Stcuercrklarung Art. 168. 1 Sobald die Kantonale Steuervcrwaltung Kenntnis einer steuer­
baren Veriiusserung erhiilt, stellt sie der steuerpflichtigen Person ein 
Steuererkliirungsformular für die Grundstückgewinnsteuer zu. 

Veranlagung, 
Berichtigung der 
Veranlagung 

2 Die steuerpflichtige Person muss ihre Erkliirung samt allen Belegen in­
nerhalb der angesetzten Frist der Kantonalcn Steuerverwallung einrei­
chen. 

3 Die Bestimmungen über das ordentliche Veranlagungs- und das Einspra­
chevcrfahren, mit Ausnahmc von Artikel 140, gelten sinngemiiss. 

Art. 169. 1 Die Kantonale Steuerverwaltung vcranlagt die Grundstückge­
winne und setzt den Steuerbetrag fcst. Die Veranlagungsverfügung mit 
Rechtsmittelbelehrung wird der steuerpflichtigen Person und der betrof­
fenen Gemeindc eroffnet. 

2 Das Veranlagungsrecht erlischt 5 Jahre nach der Eintragung ins Grund­
buch oder nach dem Zcitpunkt, in dem die Veriiusserung ihre Rechtswir­
kungen zu entfalten begann. 

3 Die Veranlagung wird berichtigt, wenn nachtriiglich ein Verlust anzu­
rechnen ist. 
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5.KAPITEL 

Verfahren bei Erhebung der Quellensteuer 

Art. 170. 1 Zur Kontrolle der Steucrerhcbung muss der Schulc.lner der 
steuerbaren Leistung der Kantonalen Steuerverwallung Einblick in aile 
Unterlagen gewiihren und ihr auf Verlangen münc.llich odcr schriftlich 
Auskunft ertcilen. 

2 Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gcbundenen Selbstvor­
sorge sind verpflichtet, Leistungen an Vorsorgenehmer oder Begünstigte 
spiitestens 30 Tage vor Auszahlung der Kantonalen Steuerverwaltung zu 
melden. 

3 Die steuerpflichtige Pcrson muss der Kantonalen Steuerverwaltung und 
dem Schuldner der steuerbaren Leistung über <lie für die Erhebung der 
Quellensteuern massgebenden Verhaltnissc mündlich oder schriftlich 
Auskunft erteilen. 

4 Die stcuerpflichtige Persan kann von der Kantonalen Steuerverwaltung 
zur Nachzahlung der von ihr geschuldcten Quellensteuern verpflichtet 
werden, wenn die stcuerbare Lcistung nicht oc.Ier nicht vollstiindig um die 
Quellenstcuer gekürzl ausbczahlt wordcn ist und ein Nachbezug beim 
Schuldner der steuerbaren Leistung nicht môglich ist. 

5 Die Bestimmungen über die Pflichten der Veranlagungsbehürdc und die 
Meldepllicht geltcn sinngcmiiss. 

Verfahrens­
pflichten 

Art. 171. 1 1st die steuerpflichtige Person oder der Schulc.lncr der stcuer- Vcrfügung 

baren Leistung mit dem Steuerabzug nicht einverstanden, so kônnen sic 
bis Ende Juni des auf die Fiilligkcit der Leistung folgenden Kalenderjahres 
von der Kantonalen Steuerverwaltung eine Verfügung über Bestand und 
Umfang der Steucrpflicht verlangen. 

2 Der Schuldner der steuerbaren Lcistung bleibt bis zum rcchtskriiftigcn 
Entscheid zum Steuerabzug verpflichtet. 

Art. 172. 1 Hat der Schuldner der steucrbaren Leistung den Steuerabzug 
nicht oc.Ier ungenügcnd vorgenommen, so vcrpflichtet ihn die Kantonale 
Steucrvcrwaltung zur Nachzahlung. Der Rückgriff des Schuldncrs auf <lie 
stcuerpllichtige Persan bleibt vorbehaltcn. 

2 Hat der Schuldner der steuerbarcn Leistung einen zu hohen Steuerabzug 
vorgenommen, so muss cr der steuerpllichtigen Pcrson die Differenz 
zurückzahlen. Die Kantonale Steucrverwaltung kann c.Ier stcucrpllichti­
gen Person zuvicl abgczogene unc.l abgcrcchnete Qucllenstcuern auch di­
rckt zurückerstatten. 
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Rechtsmittel 

Grundsatz 

Allgemeine Vor­
aussetzungen; 
Frislen 

Einsprache 
gegen eine 
Veranlagungs­
verfügung 
a) lnhalt 

h) Aufschiehen­
de Wirkung 

Art. 173. 1 Die steuerpflichtige Person oder der Schuldner der steuerba­
ren Leistung kann gegen eine Verfügung über die Quellensteuer Einspra­
che erheben. 

2 Gegen einen Einspracheentscheid kann beim Verwaltungsgericht Be­
schwerde nach den Artikeln 180 ff. gcführt werden. 

6.KAPITEL 

Einsprache 

Art. 174. 1 Gegen Verfügungen nach diesem Gesetz kann Einsprache er­
hoben werdcn, sofern das Gesetz nichts anderes vorsieht. 

2 Einsprachebehorde ist die Kan tonale Steucrverwaltung. 

3 Zur Einsprache befugt sind die steuerpflichtige Person und der betroffe­
ne Gemeinderat. 

Art.175. 1 Gegen die Veranlagungsverfügung kann die steuerpflichtige 
Person innert 30Tagen nach Zustellung bei der Kantonalen Steuervcrwal­
tung schriftlich Einsprache erhebcn. Eine Einsprache gegen eine andcre 
Verfügung muss eine Begründung enthalten und allfallige Beweismittel 
nennen. Entspricht die Einsprache diesen Anforderungen nicht, so wird 
der steuerpflichtigen Person unter Androhung des Nichteintretens eine 
angemessene Frist zur Verbesserung gesetzt. 

2 Der Gemeinderat kann seine Einsprache innert 60 Tagen nach Zustel­
lung der Veranlagungsverfügung an die steuerpflichtige Person erheben. 
Die Kantonale Steuerverwaltung stellt der steuerpflichtigen Person eine 
Kopie zu; diese kann innert der gesetzten Frist ihre Bemerkungen einrei­
chen. 

Art. 176. 1 Die steuerpflichtige Person kann gegen die Veranlagungsver­
fügung bei der Kantonalen Steuerverwaltung Einsprache erheben. Sie hat 
dabei die Beweismittel zu nennen und die sachdienlichen Beweisurkun­
den, die sie besitzt, beizulegen. 

2 Richtet sich die Einsprache gegen eine einlasslich begründete Veranla­
gungsverfügung, so kann sic mit Zustimmung des Einsprechers und der 
übrigen Antragsteller ais Beschwerde an den Steuergerichtshof des Ver­
waltungsgerichts weitergeleitet werden. 

3 Eine Veranlagung nach pflichtgemassem Ermessen kann die steuer­
pflichtige Person nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten. Die 
Einsprache ist zu begründen und muss allfallige Beweismittcl nennen. 

Art. 177. Die Einsprache der steuerpflichtigen Person schicbt die Fallig­
kcit der Steucrforderung auf, hemmt aber den Laur der Zinsen nicht. 
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Art. 178. 1 lm Einspracheverfahrcn hat die Kanlonalc Steucrvcrwaltung 
dicselbcn Bcfugnissc wie im Vcranlagungsvcrfahrcn. Sic trifft die zur Ab­
kliirung des Sachverhalts notwendigen Instruktionsmassnahmcn, ohnc 
dabei an die Antriige des Einsprechers gebunden zu sein. 

2 Einem Rückzug der Einsprache wird nicht Folge gegebcn, wenn nach 
den Umstandcn anzunehmen ist, dass die Veranlagung unrichtig ist. 

3 Beabsichtigt die Kantonalc Steucrverwaltung, den Entschcid zum Nach­
teil der stcuerpflichtigen Person zu iindern, so teilt sic ihr mit und setzt ihr 
eine Frist. wiihrend der sie ihre Bemerkungen cinreichen und allenfalls 
neue Beweismillel vorlegen kann. 

c) Einsprachc­
vcrfahren 

Art.179. 1 Die Kantonale Steuerverwaltung entscheidet gestützt auf die Entscheid 

Untersuchung über die Einsprache. 

2 Sic kann aile Steucrfaktoren ncu festsctzen und, nach Anhéiren der steu­
erpilichligen Person, die Veranlagung auch zu deren Nachleil abiindern. 

3 Der Entscheid wird kurz begründet und mit einer Rechtsmittelheleh­
rung der steuerpflichtigen Person und dem hetroffenen Gemeinderat 
schriftlich crôffnct. 

4 Das Einspracheverfahren ist kostenfrei. Arlikel 155 Ahs. 2 gilt sinn­
gemass. 

7.KAPITEL 

Beschwerdeverfahren 

Art.180. 1 Die steuerpllichtige Person kann gcgen den Einspracheent­
scheid der Veranlagungsbehôrde innert 30 Tagen nach Zustellung beim 
Verwaltungsgericht schriftlich Beschwerde erhcben. Artikel 176 Abs. 2 
bleibt vorhehalten. 

2 Sie muss in der Beschwcrdeschrift ihre Antrage stellen, sic hcgründen und 
die Beweismittel anführen; Urkunden, die ais Beweise diencn, sind heizu­
legen oder genau zu bezeichnen. Entspricht die Beschwerde diesen Anfor­
derungen nicht, so wird der sleuerpflichtigen Person unter Androhung des 
Nichteintretens cine angemessene Frist zur Vcrhesserung gesetzt. 
3 Mit der Beschwerde künnen aile Mangcl des angefochtenen Entscheids 
und des vorangcgangenen Verfahrcns gerügt werden. 

Art. 181. 1 Der Gemeinderal ist zur Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
berechtigl. 

2 Die schriftliche Bcschwerdc gegen den Einsprachccntschcid muss innert 
30 Tagen nach Zustcllung des Entschcidcs an die stcuerpllichtigc Pcrson 
crhoben werden. Die formellen Voraussetzungen gemiiss Artikel 180 Ahs. 
2 gclten für die vom Gemeinderat eingercichtc Beschwerde sinngemass. 
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Verfahren 

Aufschiebende 
Wirkung 

lnstruktion 

Rückzug 
der Beschwerde 

Prasidial­
entscheid 

Eroffnung 

Gründe 

3 Der steuerpflichtigen Person wird ein Doppel der Beschwerdeschrift zu­
gestellt und eine Frist zur Einreichung ihrer Bemerkungen gesetzt. 

Ar.t. 182. Das Beschwerdeverfahren richtet sich unter Vorbehalt der 
nachfolgenden Bestimmungen nach dem Gesetz über die Verwaltungs­
rechtspflege. 

Art. 183. Die Beschwerde der steuerpflichligen Person schiebt die Ftillig­
keit der Steuerforderung auf, hemmt aber den Lauf der Zinsen nicht. 

Art. 184. 1 Der Prasident der Beschwerdeinstanz instruiert die Beschwer­
desache. Er kann seine Befugnisse durch General- oder Spezialvollmacht 
an ein anderes Mitglied der Beschwerdeinslanz oder an einen Gerichts­
schreiber-Berichlerslatter delegieren. 

2 Die Inslruklionsbehorde verfügt über die gleichen Befugnisse wie die 
Veranlagungsbehôrde im Veranlagungsverfahren. 

3 Beabsichtigt die Behôrde, den Enlscheid zum Nachteil des Beschwerde­
führers zu andern, so teilt sie dies dem Beschwerdeführer und der Behor­
de, deren Entscheid angefochten wird, mil und selzt ihnen eine Frist, 
wahrend der sie ihre Bemerkungen einreichen und allenfalls neue Be­
weismittel vorlegen këmnen. 

Art. 185. Die Behôrde ist an einen allfülligen Rückzug der Beschwerde 
nicht gebunden. 

Art. 186. Zusatzlich zu den Fallen, die in den allgemeinen Verfahrensvor­
schriften vorgesehen sind, ist der Prasidenl der Beschwerdeinslanz zu­
standig, über Beschwerden zu enlscheiden, deren Streitwert, berechnet 
auf Grund der jahrlichen Kantonssteuer, 1000 Franken nicht überschreitet 
oder bei denen die angefochtene Busse hochstens 600 Franken betriigt. 

Art. 187. Der Beschwerdeentscheid des Verwaltungsgerichts wird schrifl­
lich begründel und der sleuerpflichtigen Person, der Veranlagungsbehôrde 
und dem beschwerdeführenden Gemeinderat eroffnet. 

8.KAPITEL 

Anderung rechtskriiftiger Verfügungen 

/. ABSCHNJTT 

Revision 

Art. 188. 1 Eine rechtskraftige Verfügung kann auf Antrag oder von Amtes 
wegen zugunslen der steuerpflichtigen Persan revidiert werden, wenn: 

a) erhebliche Tatsachen oder entscheidende Beweismittel entdeckl wer­
den; 
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b) die erkennende Behôrde erhebliche Tatsachen oder cntscheidemle 
Beweismittel, die ihr bekannl waren oder bekannt sein mussten, ausser 
Acht gelassen oder in anderer Weise wesenlliche Verfahrensgrundsiil­
ze verletzt hat; 

c) ein Verbrechen oder ein Vergehen die Verfügung beeinilusst hat. 

2 Die Revision ist ausgeschlossen, wenn der Antragstcllcr ais Rcvisions­
grund vorbringt, was er bei der ihm zumutbaren Sorgfalt schon im ordent­
lichen Verfahren halle gellend machen konnen. 

Art. 189. Das Revisionsbegehren muss innert 90 Tagen nach Entdeckung 
des Revisionsgrundes, spatestens aber innert 10 Jahren nach Erüffnung 
der Verfügung eingereicht werden. 

Art. 190. 1 Für die Behandlung des Revisionsbegehrens ist die Behürde 
zustandig, welche die frühere Verfügung erlassen hat. 

2 1st ein Revisionsgrund gcgeben, so hebt die Behôrde ihre frühere Verfü­
gung auf und verfügt oder entscheidet von neucm. 

3 Gegen die Abweisung des Revisionsbegehrens und gegen die neue Ver­
fügung konnen die gleichen Rechtsmittel wie gegen die frühere Verfü­
gung ergriffen werden. 

4 lm Übrigen sind die Vorschriften über das Verfahren anwendbar, in dem 
die frühere Verfügung ergangen ist. 

5 Der Revisionsentscheid ist in gleichem Mass für die Gemeinde-, Kir­
chen- und Schulsteuern verbindlich. 

2. ABSCHNITT 

Berichtigung von Rechnungsfeh/ern und Schreibversehen 

Art. 191. 1 Rechnungsfehler und Schreibversehen in rechtskraftigen Ver­
fügungen künnen innert 5 Jahren nach Erüffnung auf Antrag oder von 
Amtes wegen von der Behorde, der sie unterlaufen sind, berichtigl wer­
den. 

2 Gegen die Berichtigung oder ihre Ablehnung konnen die gleichen 
Rechtsmittel wie gegen die Vcrfügung ergriffen werden. 
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3. ABSCHNITT 

Nachsteuer 

Voraussetzungen Art. 192. 1 Ergibt sich auf Grund von Tatsachen oder Beweismitteln, die 
der Steuerbehôrde nicht bekannt waren, dass eine Veranlagung zu Un­
recht unterblieben oder eine rechtskriiftige Veranlagung unvollstiindig ist, 
oder ist eine unterbliebene oder unvollstiindige Veranlagung auf ein Ver­
brechen oder ein Vergehcn gegen die Steuerbehôrde zurückzuführen, so 
wird die nicht erhobene Stcucr samt Zins ais Nachsteuer eingefordert. 

Verwirkung 

Nachsteuer­
verfahren 

I nventarpflicht 

2 Hat die steuerpflichtige Person die steuerbaren Elemente in ihrer Steuer­
erkliirung vollstiindig und genau angegeben und waren die für die Bewer­
tung der einzelnen Bestandteile erforderlichen Grundlagen der Steuer­
behôrde bekannt, so kaon wegen ungenügender Bewertung keine Nach­
steuer erhoben werden. 

Art. 193. 1 Das Recht, ein Nachsteuerverfahren einzuleiten, erlischt 10 
Jahre nach Ablauf der Steuerperiode, für die eine Veranlagung zu Unrecht 
unterblieben oder eine rechtskriiftige Veranlagung unvollstandig ist. 

2 Die Eroffnung der Strafverfolgung wegen Steuerhinterziehung oder 
Steuervergehens gilt zugleich ais Einlcitung des Nachsteuerverfahrens. 

3 Das Recht, die Nachsteucr festzusetzen, erlischt 15 Jahre nach Ablauf 
der Steuerperiode, auf die sie sich bezieht. 

Art. 194. 1 Die Einleitung eines Nachsteuerverfahrens wird der steuer­
pllichtigen Person schriftlich mitgetcilt. 

2 Das Verfahren, das beim Tod der steuerpflichtigen Person noch nicht ein­
geleitet oder noch nicht abgeschlossen ist, wird gegenüber den Erben ein­
geleitet oder fortgesetzt. 

3 Die Kosten von Untersuchungsmassnahmen konnen der steuerpllichti­
gen Person in Anwendung von Artikel 155 Abs. 2 auferlegt werden. 

4 lm Übrigen gelten die Vorschriften über die Verfahrensgrundsiitze, das 
Veranlagungs- und das Beschwerdeverfahren sinngemilss. 

5 Der Entscheid ist in demselben Masse für die Gemeinde-, Kirchen- und 
Schulsteuern verbindlich. 

9.KAPITEL 

Inventar 

Art. 195. 1 Nach dem Tod einer steuerpflichtigen Person wird innert 2 Wo­
chen ein amtliches Inventar aufgenommen. 

2 Die lnventaraufnahme kaon untcrbleiben, wenn anzunehmen ist, dass 
kein Vermügen vorhanden ist. 

322 



Art. 196. 1 In das Inventar wird das am Todestag bestehende Vermôgen Gegensland 

des Erblasscrs, seines in ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten und der 
unter seiner elterlichen Sorge stehenden minderjahrigen Kinder aufge-
nommen. 

2 Tatsachen, die für die Steuerveranlagung von Bedeutung sind, werden 
festgestellt und im Inventar vermerkt. 

Art. 197. 1 Die Erben und die Personen, die das Nachlassvermügen ver- Yerfahrcn 

walten oder verwahren, dürfen über dieses vor Aufnahme des Inventars a) Sicherung 
der lnvenlar-

nur mit der Zustimmung der Inventarbehürde verfügen. aufnahme 

2 Zur Sicherung des Inventars kann die Inventarbehürde die sofortige Sie-
gelung vornehmen. 

Art. 198. 1 Die Erben, die gesctzlichen Vertreter von Erben, die Erb- b) Mitwirkungs-
pllichten " schaftsverwalter und die Willensvollstrecker sind verpllichtet: 

a) über aile Verhaltnisse, die für die Feststellung der Steuerfaktoren des 
Erblassers von Bedeutung sein künnen, wahrheitsgemass Auskunft zu 
erteilen; 

b) aile Bücher, Urkunden, Ausweisc und Aufzcichnungen, die über den 
Nachlass Aufschluss verschaffen künncn, vorzuweisen; 

c) aile Raumlichkeiten und Behiiltnisse zu üffnen, die dem Erblasser zur 
Verfügung gestanden hahen. 

2 Erben und gesetzliche Vertreter von Erben, die mit dem Erblasser in 
hauslicher Gemeinschaft gelebt oder Vermôgensgegenstande des Erblas­
sers verwahrt oder verwaltet haben, müssen auch Einsicht in ihre Raume 
und Behaltnisse gewahren .. 

"Erhalt cin Erhe, ein gesetzlicher Vertrcter von Erben, ein Erhschaftsvcr­
walter oder ein Willensvollstrecker nach Aufnahmc des Invenlars Kcnnt­
nis von Gegenstanden des Nachlasses, die nichl im lnventar verzeichnet 
sind, so muss cr diese innert 10 Tagen der Inventarbehôrde bekanntgeben. 

4 Der Inventaraufnahme müssen mindestcns ein handlungsfiihiger Erbe 
und der geselzliche Verlreler unmündiger oder entmündigler Erben bei­
wohnen. 

Art. 199. 1 Drittc, die Vermügenswerle des Erblassers verwahrtcn oder 
verwalteten oder denen gegcnübcr der Erhlasser geldwerte Rechte oder 
Ansprüche halte, sind verpflichtet, den Erben zuhanden der Invenlar­
behürdc auf Verlangen schriftlich aile damit zusammenhangenden Aus­
künfte zu erteilen. 
2 Stehen der Erfüllung dieser Auskunftspflicht wichtige Gründc entgegen, 
so kann der Dritte die verlangten Angabcn direkt der Inventarbehürde 
machen. 
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Behiirden 

Termine 

3 lm Übrigen gelten die Bestimmungen über die Auskunftspllicht Dritter 
sinngemass. 

Art. 200. 1 Für die Inventaraufnahme und die Siegelung ist die Behôrde 
des Orles zustandig, an dem der Erblasser seinen letzten steuerrechtlichen 
Wohnsitz oder Aufenthalt gehabt oder steuerbare Werte besessen hat. 

2 Ordnet die Vormundschaftsbehôrde oder der Richter eine Inventarauf­
nahme an, so wird eine Ausfertigung des Inventars der Inventarbehôrde 
zugestellt. Diese kann es übernehmen oder notigenfalls erganzen. 

3 Die Zivilstandsamter informieren bei einem Todesfall unverzüglich die 
Steuerbehôrde am letzten steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt des 
Verslorbenen. 

4 Der Staatsrat erlasst zum vorliegenden Kapitel die notigen Ausführungs­
bestimmungen, insbesondcre über die für die Aufnahme des Inventars zu­
standige Inventarbchôrde, das Verfahren sowie das Verhaltnis zwischen ci­
nem Steuerinventar und dcm Inventar gemass Zivilrecht. 

10.KAPITEL 

Bezug und Sicherung der Steuer 

/. ABSCHNITT 

Fiilligkeit 

Art. 201. 1 Der Staatsrat setzt den allgemeinen Falligkeitstermin und die 
Falligkeitsterminc der Akontozahlungen der Steuer auf dem Einkom­
men, dcm Vermogen, dem Gewinn und dcm Kapital fest. Er kann der 
Kantonalen Steuerverwaltung die Befugnis übertragen, gewisse Fallig­
keitstermine festzusetzen. Der allgemeine Falligkeitstermin ist unabhangig 
von einer Fakturierung. 

2 Mit der Zustellung der Veranlagungsverfügung werden namentlich fiillig: 

a) die Steucr auf Kapitalleistungen aus Vorsorge; 

b) die Grundstückgewinnsteuer; 

c) die Nachsteuer und die Bussen; 

d) die Kosten. 

3 In jedem Fall wird die Steuer füllig: 

a) am Tag, an dem die steuerpflichtige Person, die das Land dauernd ver­
lassen will, Anstalten zur Ausreise trifft; 

b) mit der Anmeldung zur Loschung einer steuerptlichtigen juristischen 
Person im Handelsregister; 
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c) irn Zeitpunkt, in dern die steucrpllichtige Person ohne Wohnsilz in der 
Schweiz ihren Geschaftshetrieh oder ihre Beteiligung an einem Ge­
schaflshetrieh im Kanton, ihre BetriehssUitte im Kanton, ihren Grund­
besitz irn Kanton oder ihre durch irn Kanton gelegene Grundstücke 
gesicherte Forderungen aufgibt; 

d) bei der Konkurseroffnung über die steuerpl1ichtige Person; 

e) beirn Tode der steuerpllichtigen Person. 

4 Die Fiilligkeilstermine bleiben unveriindert, auch wenn der steuerpllich­
tigen Person lediglich eine provisorische Rechnung zugestellt worden ist 
oder wenn sie gegen die Veranlagung oder die Schlussabrechnung Ein­
sprache oder Beschwerde erhoben hat. 

5 Der Staatsrat erliissl zum vorliegcnden Ka pi tel die nütigen Ausführungs­
vorschriften. 

Art. 202. 1 Die Fiilligkeit bezieht sich auf Steuerbetriige, die durch die Bedeutung 
Veranlagungsverfügungen oder provisorische Abrechnungcn festgelegt der Falligkeit 

werden. 

21st der uefinilive Steuerbetrag geringer ais der ursprünglich festgelegte 
Betrag, so gill nur der definitive Betrag ais fiillig. 

3 Die Tatsache, dass die Veranlagung irn Zeitpunkt der Steuerfiilligkeit 
nicht erstellt ist oder die Steucrschuld bestritten wird, schiehl die Fiilligkeit 
der Steuer nichl auf. 

2. ABSCHNITT 

Bewg 

Art. 203. Die Kanlonale Steuerverwaltung ist mil dcrn Bezug aller Kan­
tonssteucrn, der Bussen und der Kostcn, die in Anwendung diescs Geset­
zes erhoben werden, beauftragt. 

Art. 204. 1 In der Steuerperiode sind Akontozahlungen für die geschulde­
ten Steuern auf dern Einkomrnen, Verrnogen, Gewinn und Kapilal des 
Steuerjahres zu entrichten. 
2 Die Kanlonale Steuerverwaltung legt den Betrag der Akontozahlungen 
auf der Grundlage der lelzten Veranlagung oder auf Grund einer Schiit­
zung des voraussichtlichen Steuerbetrages für das laufende Stcuerjahr 
fest. 

3 Jede Akontozahlung wird mit dem Eintritt des Akontozahlungstcrmins 
fallig und ist innert 30 Tagen seit der Fiilligkeit zu entrichtcn. 
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b) Schluss­
abrechnung 

Zinsen 

Bezug der nicht 
periodischen 
Steuern, Bussen 
und Koslen 

4 Die Kantonale Steuerverwaltung kann eine oder mehrere Akontozah­
lungen ermiissigen oder aufueben, wenn die steuerpflichtige Person nach­
weist, dass ihre definitive jiihrliche Steuer erheblich tiefer ausfallcn wird 
ais die fakturicrten Akontozahlungen. 

5 Auf den nicht bezahlten oder zu spat bezahlten Akontozahlungen wird 
ein Verzugszins zugunsten des Staates geschuldet. 

fi Auf den im voraus bezahlten Akontozahlungen wird der steuerpllichtigen 
Person ein Vergütungszins gutgeschrieben. 

Art. 205. 1 Nach Vornahme der Veranlagung wird der steuerpflichtigen 
Person die Schlussabrechnung eroffnet. 

2 Bisher erfolgle Zahlungen werden an die veranlagte Steuer angerechnet. 

3 Die Schlussabrechnung berücksichtigt die gutgeschriebenen Vergütungs­
zinsen auf den im Voraus bezahlten Akontozahlungen sowie die geschul­
deten Verzugszinsen auf den nicht bezahlten oder zu spat bezahlten 
Akonlozahlungen. 

4 Zuviel bezahlte Betriige werden mit einem Vergütungszins zurückerstat­
tet. 

5 Noch ausstehende Betriige werden mit Ausgleichszins ab dem allgemei­
nen Fiilligkeitstermin der Steuer nachgefordert. 

fi Wird der in der Schlussabrechnung festgelegte Restbetrag nicht spates­
tens am dreissigsten Tag nach Fiilligkeit entrichtet, so wird ein Verzugszins 
geschuldet. 

Art. 206. 1 Die Finanzdirektion setzt folgende Zinssatze fcst: 

a) Vergütungszinsen für im Voraus bezahlte Akontozahlungen; 

b) Verzugszinsen für nicht bezahlte odcr zu spiit bezahlte Akontozahlun­
gen; 

c) Vergütungszinscn für zuviel bezahlte Betriige; 

d) Ausgleichszinsen für beim allgemeinen Fiilligkeitstermin der Steuer 
nicht bezahltc Steuern; 

e) Verzugszinsen für die verspiitete Zahlung der Schlussabrechnung. 

2 Die Finanzdirektion legt die Bedingungen fest, un ter denen auf die Be­
rechnung eines Zinses aus Billigkeitsgründen oder zur Vermeidung 
unnotiger Umlriebe verzichtet wird. 

Art. 207. 1 Die Steuer auf Kapilalleistungen aus Vorsorge, die Grund­
stückgewinnsteuer, die Nachsteuer, die Bussen und die Kosten wcrden auf 
Grund einer Verfügung erhoben. 
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2 Die Bctrlige müsscn innert 30 Tagcn nach Falligkeit entrichtet werdcn. 

3Für die Betrage, die nicht fristgemiiss bezahlt werden, wird ab dem Ver­
falltag zu den von der Finanzdirektion festgelegten Bedingungen ein Ver­
zugszins geschuldet. 

4 Bezahlte Betrage, die gemass rcchtskrafliger Veranlagung oder rechts­
kraftigem Entscheid nicht geschuldet sind, werden der steucrpflichtigen 
Person mit Zins, dessen Bedingungen von der Finanzdirektion festgelegt 
werden, zurückerstattet. 

Art. 208. 1 Die Quellensteuer ist an dem vom Staatsrat festgelegten Fal­
ligkeitstermin flillig. 

2 Der Betrag der Quellensteuer ist der Kantonalen Steuerverwaltung in­
nert 30 Tagen nach Falligkei t zu üherweisen 

3 Verzugs- oder Ausgleichszinsen werden im Fall einer verspateten oder 
unvollsttindigen Bezahlung der Steuer geschuldet. Zuvicl hczahlte Betra­
ge werdcn mit einem Vergütungszins zurückerstattet. Die Zinsen werden 
gemass den von der Finanzdircktion fcstgelegten Bedingungen erhohen. 

Art. 209. 1 Müssen Steuerhetrage, die auf Grund einer gemeinsamen Ver­
anlagung erhoben werden, an Ehegatten, die in tatsachlich und rechtlich 
ungetrennter Ehe lehen, zurückerstattet werden, so gilt jeder Ehegatte ais 
berechtigt, Zahlungen entgegenzunehmen. 

2 Müsscn Steuerbetrage, die von Ehcgatten hezogen wurden, die in 
tatsachlich und rechtlich ungetrennter Ehe lehtcn, nach ihrer Scheidung 
oder rechtlichen oder tatsachlichen Trennung zurückerstattet werden, so 
erfolgt die Rückerstattung je zur Halfte an jeden der beiden Ehegatlen. 

3.ABSCHNITT 

Eintreih11ng von Ste11ern 

Art. 210. 1 Werden der geschuldete Steuerbetrag, die Kosten odcr Bussen 
nicht innert 30 Tagen nach der Falligkeit entrichtet, so wird der Zahlungs­
pflichtige gemahnt. Werden der Steuerbetrag, die Kosten oder Bussen 
nicht in der gemass Mahnung angesetztcn Fris! hezahlt, so wird gegcn den 
Zahlungspflichtigen die Bctreihung cingeleitct. 

2 Hat der Zahlungspflichtige keinen Wohnsitz in der Schweiz oder sind 
ihm gehôrende Vermôgenswerte mit Arrest helegt, so kann die Betrei­
bung ohne vorherige Mahnung eingeleitct werden. 

3 lm Bctrcibungsverfahrcn sind die rechtskraftigen Veranlagungsverfi.i­
gungen der Kantonalen Steuerverwaltung vollslreckharen gerichtlichen 
Urteilen im Sinne von Artikel 80 des Bundesgesetzes vom 11. April 1889 
über Schuldbetreibung und Konkurs gleichgestellt. 
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4 Die Kosten der Eintreibung gehen zu Lasten des Zahlungspflichtigen. 

Zahlungs- Art. 211. 11st die Zahlung der Steuer, Zinsen und Kosten odcr einer Bus-
erleichterungen se wegen Ühertretung innert der vorgeschriebenen Frist für den Zah­

lungspflichtigen mit einer erhehlichen Harle verbunden, so kann die Be­
zugsbchorde die Zahlungsfrist erstrecken oder Ratenzahlungen bewilli­
gen. 

Erlass 

Rückforderung 
bezahlter 
Steuern 

2 Zahlungserleichterungen konnen von einer angemessenen Sicherheits­
leistung abhangig gemacht werden. 

3 Zahlungserleichterungen werden widerrufen, wenn ihre Voraussetzun­
gen wegfallen oder wenn die Bedingungen, an die sie geknüpft sind, nicht 
erfüllt werden. 

4 Vcrfügungen über Zahlungserleichterungen konnen nicht mit ordentli­
chen Rechtsmittcln angefochten werden. 

Art. 212. 1 Der steuerpflichtigen Persan, für die infolge einer Notlage die 
Bezahlung der Steuer, eines Zinses, der Kosten oder einer Busse eine 
grosse Harle bedeuten würde, konnen die geschuldeten Betrage ganz 
oder teilweise erlassen werden. 

2 Das Erlassgesuch muss schriftlich, begründet und mit den notigen Be­
weismittcln an die Finanzdirektion eingereicht werden. Diese entscheidet 
darüber nach Anhoren der Gemeindebehorde. 1st ein Erlass ungerecht­
fertigt, hestimmt die Finanzdireklion den Bussenbetrag gemass Artikel 
220. 

3 Der Erlassentscheid ist im selhen Umfang verhindlich für die Gemein­
de-, Kirchen- und Schulsteuern. 

4 Der Entscheid über ein Erlassgesuch ist endgültig. Er kann an Bedingun­
gen wie Abzahlungen oder die Leistung von Sicherheiten geknüpft wer­
den. 

5 Das Erlassverfahren ist kostenfrei. Kosten konnen ganz oder tcilweise 
aufcrlegt werdcn, wenn ein Gesuch offensichtlich unbcgründet ist. 

Art. 213. 1 Die steuerpflichtige Persan kann einen von ihr bezahlten Steu­
erbetrag zurückfordern, wenn sie irrtümlicherweise eine ganz oder teil­
wcise nicht geschuldete Steuer bezahlt hat. 

2 Zuviel bezahltc Steuerbetrage werden, wenn seit der Zahlung mchr ais 30 
Tage verflossen sind, zu den von der Finanzdirektion festgelegten Bedin­
gungen mit einem Vergütungszins zurückerstattet. 
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3 Der Rückerstattungsanspruch muss innert 5 Jahren nach Ahlauf des Ka­
lenderjahrcs, in dem die Zahlung geleistet worden ist, bei der Kantonalen 
Steuerverwaltung geltend gemacht werden. Weist diese den Antrag ab, so 
stehen dem Betroffenen die gleichen Rechtsmillel zu wie gegen eine Ver­
anlagungsverfügung. Der Anspruch erlischt 10 Jahre nach Ablauf des 
Zahlungsjahres. 

4.ABSCHNITT 

Steuersicherung 

Art. 214. 1 Hat die steuerpflichtige Person keinen Wolmsitz in der Sicherstcllung 

Schweiz oder erschcint die Bezahlung der von ihr gcschuldeten Steuer ais 
geführdet, so kann die Kantonalc Stcuerverwaltung auch vor der rechts-
kraftigen Feststellung des Steucrhetrages jedcrzeit Sicherstellung verlan-
gen. Die summarisch bcgründetc Sichcrstcllungsvcrfügung giht den si­
cherzustcllenden Betrag an und ist sofort vollstreckhar. Sie hat im Bctrci­
bungsverfahren die gleichen Wirkungen wie ein vollstreckharcs Gerichts-
urtcil. 

2 Die Sicherstcll ung muss in Gcld, durch Hinterlegung sicherer, marktgiin­
giger Wertschriflcn odcr durch Bankhürgschaft geleistet werdcn. 

3 Die Sicherstellungsvcrfügung wird der steuerpl1ichtigen Persan mit cin­
geschriehcncm Bricf erôffnct. Sic ist mit Bcschwerde heim Verwaltungs­
gericht anfcchtbar. 

4 Die Beschwerdc hemmt die Vollstrcckung der Sicherstellungsverfügung 
nicht. 

Art. 215. 1 Die Sicherstcllungsverfügung gilt ais Arresthefchl nach Artikcl 
274 des Bundesgcsetzes vom 11. April 1889 üher Schuldhetreihung und 
Konkurs. Der Arrest wird durch das zustandigc Betreibungsamt vollzo­
gen. 

2 Die Einsprache gegen den Arresthefehl nach Artikel 278 des Bundcsgc­
sctzcs vom 11. April 1889 über Schuldhctreihung und Konkurs isl nicht 
zulassig. 

Art. 216. Eine juristischc Pcrson darf im Handclsregister erst dann ge­
loscht werden, wenn die Kantonale Steuerverwaltung dcm Handelsrcgis­
teramt angczeigt hat, dass die gcschuldcte Stcucr bczahlt oder sicherge­
stellt isl. 

329 

Arrest 

Uischung im 
Handelsregister 



Gesetzliches 
Grundpfand­
recht 

Sicherstellung 
der für die 
Yermittlungs­
tiitigkeit an 
Grundstücken 
gcschuldeten 
Steuern 

Art. 217. 1 Auf den der Steuer unterliegenden Grundstücken besteht 
ohne Eintrag im Grundbuch ein gesetzliches Grundpfandrecht für die 
Grundstückgewinnsteuer und die Liegenschaftsgewinne, die innert 3 Jah­
ren seit dem Tag, an <lem die Veriiusserung rechtswirksam geworden ist, er­
zielt wurdcn. Dieses Pfandrecht garantiert auch die Zahlung der auf die 
Grundstücke entfallenden Einkommens-, Vermogens- und Gewinnstcuer 
des laufenden und der letzten 2 Jahre. 

2 Es besteht im gleichen Rang wie für die andern Steuern und Abgaben 
und gehl allen eingelragenen Pfandrechten vor (Art. 324 EG ZGB}. 

Art. 218. Vermittelt eine nalürliche oder juristische Persan, die in der 
Schweiz wedcr Wohnsitz noch Sitz noch die tatsiichliche Verwaltung hat, 
ein im Kanton gelegenes Grundstück, so kann die Kantonale Steuerver­
waltung vom Kiiufer oder Verkiiufer verlangen, 20% der Provision ais Si­
cherstellung (Art. 214) des für die Vermittlungstatigkeit geschuldeten 
Steuerbetrages zu hinterlegen. 

SECHSTER TITEL 

Steuerstrarrecht 

1.KAPITEL 

Verletzung von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehung 

/. ABSCHNITT 

Verfahrenspflichten 

Art. 219. 1 Wer einer Pflicht, die ihm nach den Vorschriften dieses Geset­
zes oder nach einer auf Grund dieses Gesetzes getroffenen Anordnung 
obliegt, trotz Mahnung vorsiitzlich oder fahrlassig nicht nachkommt, ins­
besondere: 

a) die Steuererklarung oder die dazu verlangten Beilagen nicht einreicht; 

b) eine Bescheinigungs-, Auskunfts- oder Meldepflicht nicht erfüllt; 

c) Pflichten verletzt, die ihm ais Erben oder Dritten im lnventarverfahren 
oblicgcn, 

wird mit Busse bcstrafl. 

2 Die Kantonale Steuerverwaltung ist für die Verfügung einer Busse bei 
Verletzung von Ordnungsvorschriftcn zustandig. 

3 Die Busse bctriigt bis zu 1000 Franken, in schwercn Fiillen oder bei 
Rückfall bis zu 10000 Franken. 
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4 Win! eine amtliche Anordnung, wegen deren Missachtung eine Busse 
verhiingt worden ist, wiederholt, so ist auch die Nichtbefolgung der neuen 
Anordnung naeh Absatz 1 stralbar. Der Gesamtbetrag der Busse darf pro 
Steuerperiode 10000 Franken nicht übersteigen. 

2. ABSCHNITT 

Ste11erhi11terzieh1111g 

Art. 220. 1 Wer ais steuerpflichtige Person vorsiitzlich oder fahrlüssig be­
wirkt, dass eine Veranlagung zu Unrecht unterbleibl oder dass eine rechts­
kraftige Vefanlagung unvollstündig ist, 

wer ais zum Steuerabzug an der Quelle Verpflichteter vorsützlich oder 
fahrlassig einen Steuerabzug nicht oder nicht vollstandig vornimmt, 

wer vorslitzlich oder fahrlassig eine unrcchtmlissige Rückerstattung oder 
einen ungerechtfertigten Erlass erwirkt, 

wird mit Busse bestraft. 

2 Die Busse betriigt in der Regel das Einfache der hinterzogenen Steuer. 
Sie kann hei leichtem Verschulden bis auf einen Drittel ermlissigt, hei 
schwerem Verschulden bis auf das Dreifachc erhoht werden. 

'Zeigt die steuerpllichtige Person die Steuerhinlerziehung an, hevor sie 
der Steuerhehürde bekannt isl, so wird die Busse auf einen Fünftel der 
hinterzogenen Kantonssteuer ermlissigt. 

Art. 221. 1 Wer eine Steuer zu hinterzichen versucht, wird mit Busse hc­
straft. 

2 Die Busse hetriigt zwei Drittel der Busse, die hei vorsatzlicher und voll­
endeter Steuerhinterzichung fcstzusctzcn wiirc. 

Art. 222. 1 Wer vorsatzlich zu einer Steuerhinterziehung anstiftet, Hilfe 
leistet oder ais Vertreter der steuerpflichtigen Person eine Steuerhinter­
ziehung hewirkt oder an einer solchen mitwirkt, wird ohne Rücksicht auf 
die Str;lbarkeit der steuerpllichtigcn Persan mit Busse hcstrafl und haftct 
überdics solidarisch für die hinterzogenc Steuer. 

2Die Busse hetrligt bis zu 10 000 Franken, in schwcren Flillen oder hei 
Rückfall bis zu 50 000 Franken. 
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Verheimlichung 
oder Beiseite­
scharfung von 
Nachlasswerten 
im lnventarver­
fahren 

Erbenhaflung 

Steuer­
hinterziehung 
von Ehegatten 

Art. 223. 1 Wer ais Erbe, Erbenvertreter, Testamentsvollstrecker oder 
Driller Nachlasswerte, zu deren Bekanntgabe er im Inventarverfahren 
verpllichtet ist, verheimlicht oder beiseite schafft in der Absicht, sie der 
Inventaraufnahme zu entziehen, 

wer zu einer solchen Handlung anstiftet oder dazu Hilfe leistet oder eine 
solche Tat begünstigt, 

wird mit Busse bestraft. 

2 Die Busse betragt bis zu 10 000 Franken, in schweren Fallen oder bei 
Rückfall bis zu 50 000 Franken. 

3 Der Versuch einer Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlass­
werten ist ebenfalls strafbar. Die Strafe kann milder sein ais bei vollende­
ter Begehung. 

Art. 224. Die Erben haften solidarisch bis zur Hôhe ihrer Erbanteile für 
die vom Erblasser geschuldeten Nachsteuern und hinterzogenen Steuern. 

Art. 225. 1 Die steuerpflichtige Persan, die in rechtlich und tatsachlich un­
getrenntcr Ehe lebl, wird nur für die Hinterziehung ihrer eigenen Steuer­
faktoren gebüsst. 
2Jedem Ehegattcn sleht der Nachweis offen,dass die Hinlerziehung seiner 
Steuerfaktoren durch den anderen Ehegatten ohne sein Wissen erfolgte 
oder dass er ausserstande war, die Hinterziehung zu verhindern. Gelingt 
dieser Nachweis, wird der andere Ehegatte wie für die Hinterziehung ei­
gener Steuerfaktoren gebüsst. 

3. ABSCHNITT 

J11ristische Personen 

Art. 226. 1 Werden mit Wirkung für eine juristische Person Yerfahrens­
pflichten verletzt, Steuern hinterzogen oder Steuern zu hinterziehen ver­
suchl, so wird die juristische Persan gebüsst. 

2 Werden im Geschaftsbereich einer juristischen Person Teilnahmehand­
lungen (Anstiftung, Gehilfenschaft, Mitwirkung) an Steuerhinterziehun­
gen Driller begangen, so ist Artikel 222 auf die juristische Persan anwend­
bar. 

3 Die Bestrafung der handelnden Organe oder Vertreter nach Artikel 222 
bleibt vorbehalten. 

4 Bei Kôrperschaften und Anstalten des auslandischen Rechts und bei aus­
landischen Personengesamtheiten ohne juristische Persônlichkeit gelten 
die Absatze 1-3 sinngemass. 
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4. ABSCHNITT 

Ve,jahren 

Art. 227. 1 Nach Abschluss der Untersuchung trifft die zustandige Behor- Allgemeines 

de eine Straf- oder Einstellungsverfügung, die sic dem Betroffcnen 
schriftlich eroffnet. 

2 Die Vorschriften über die Verfahrensgrundsatze, das Veranlagungs- und 
Bezugsvcrfahren und der Rechtsmittel gelten sinngemass. 

Art. 228. 1 Die Einleitung eines Strafverfahrens wcgen Steuerhinterzie­
hung wird dem Betroffenen schriftlich mitgcteilt. Es wird ihm Gelegen­
heit gegeben, sich zu der gegen ihn crhobcnen Anschuldigung zu iiussern. 

2 Die Kosten besondercr Untersuchungsmassnahmen (Buchprüfung, Gut­
achten Sachverstandiger usw.) werden in der Regel demjenigen aufcrlcgt, 
der wegen Hinterziehung bestraft wird; sic künnen ihm auch bei Einstel­
lung der Untersuchung auferlegt werden, wenn cr die Strafverfolgung 
durch schuldhaftes Verhalten verursacht oder die Untersuchung wcsent­
lich erschwert oder verzügert hat. 

5. ABSCHNITT 

Verjiihrung der Strafverfolg1111g 

Art. 229. 1 Die Strafverfolgung verjiihrt: 

a) bei Verletzung von Verfahrenspflichtcn 2 Jahrc und bei versuchter 
Steuerhinterziehung 4 Jahre nach dem rechtskraftigen Abschluss des 
Verfahrens, in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder die versuchte 
Steuerhinterziehung begangen wurden; 

b) bei vollendctcr Steuerhinterziehung 10 Jahrc nach dem Ablauf der 
Steuerperiode, für die die steuerpflichtige Pcrson nicht oder unvoll­
standig veranlagt wurde oder der Stcuerabzug an der Quelle nicht ge­
setzmassig erfolgte, oder l O Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres für 
die Grundstückgewinnsteuer oder einer auf Grund von Artikel 39 er­
hobenen Steuer oder 10 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
einc unrechtmassige Rückcrstattung oder ein ungerechtfertigter Er­
lass erwirkt wurde oder Vermügenswerte im Invcntarverfahrcn ver­
heimlicht odcr bciseitc geschafft wurdcn. 

2 Die Verjahrung wird durch jede Strafvcrfolgungshandlung gegenüber 
der stcucrpflichtigen Person oder gcgenüber einer der in Artikel 222 ge­
nannten Personen unterbrochcn. Die Unterbrechung wirkt sowohl ge­
genübcr der steuerpllichtigen Person wic gegenübcr diesen andern Perso­
nen. Mil jedcr Unterbrcchung beginnt die Verjiihrungsfrist neu zu laufen; 
sie kann aber insgesamt nicht um mehr ais die Halfte ihrer ursprünglichen 
Dauer hinausgeschoben werden. 
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Gebrauch 
falscher 
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von 
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Yerfahren 

Yerjahrung der 
Strafverfolgung 

Schweizerisches 
Strafgesetzbuch 

6. ABSCHNITT 

Bewg und Verjiihrung der Bussen und Kosten 

Art. 230. 1 Die im Stcuerstrafverfahren aufcrlegten Bussen und Kosten 
wcrden nach den Artikeln 207 und 210-217 bezogen. 

2 Für die Verjiihrung gilt Artikel 152 sinngemiiss. 

2.KAPITEL 

Steuervergehen 

Art. 231. 1 Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung im Sinne der Arti­
kel 220-222 gefiilschte, verfiilschte oder inhalllich unwahre Urkunden wie 
Geschaflsbücher, Bilanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und 
andere Bescheinigungen Driller zur Tauschung der Steuerbchorden ge­
braucht, 

wird mit Gefiingnis oder mit Busse bis zu 30 000 Franken bestraft. 

2 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten. 

Art. 232. Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezo­
gene Steuern zu seincm oder eines andern Nutzen verwendct, 

wird mit Gefiingnis oder mit Busse bis zu 30000 Franken bestraft. 

Art. 233. Das Strafverfahren wegen Steuervergehen richtet sich nach den 
Vorschriften des kantonalen Strafprozessrechtes. 

Art. 234. 1 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjahrt nach Ablauf 
von 10 Jahren, seitdem der Taler die letzle strafüare Tatigkeit ausgeführt 
bat. 

2 Die Verjahrung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber 
dem Taler, dem Anstifter oder dem Gehilfen unterbrochen. Die Unter­
brechung wirkt gegenüber jcder dieser Personcn. Mit jeder Unterbre­
chung beginnt die Verjahrungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt 
nicht um mehr ais 5 Jahre hinausgeschoben werden. 

Art. 235. 1 Die allgemeinen Bestimmungen des Schweizerischen Strafge­
setzbuches sind anwcndbar, soweit das Gesetz nichts anderes vorschreibt. 

2 Artikel 68 des Schweizerischen Strafgesetzbuches ist nur für die Frci­
heitsstrafen anwendbar. 
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SIEBTER TITEL 

lnterkantonales Verhiiltnis 

Art. 236. Die Folgen des Beginns, der Ânderung und des Endes der Steu­
erpllicht auf Grund personlicher und wirtschaftlicher Zugehorigkeit wer­
den im interkantonalcn Verhiiltnis durch Jas Bundesgesetz über die Har­
monisierung der direkten Stcuern der Kantone und Gemeindcn sowie 
durch die Grundsiitze des Bundcsrechts über das Verbot der interkanto­
nalen Doppelbesteuerung bestimmt. 

ACHTERTITEL 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

1.KAPITEL 

Übergangsbestimmungen 

Art. 237. Das neue Recht findet erstmals Anwendung für die Steuerperi­
ode 2001. Die Veranlagung und der Bezug von Steuerforderungcn wcrden 
bis und mit dcm Steuerjahr 2000 nach altcm Recht vorgenommen. 

Art. 238. Die Bestimmungen über den Wechscl zur einjiihrigcn Vcranla­
gung der natürlichen Personen betreffen Stcuerpflichtige, die zu Beginn 
des Jahres 2001 im Kanton steuerpflichtig sind und auch in der Steuerperi­
ode 1999/2000 steuerpflichtig waren. 

Art. 239. 1 Die Einkommenssteuer der Steuerperiode 2001 wird nach 
neuem Recht veranlagt. 

2 Die Vermogenssteuer wird nach neuem Recht erhoben. 

Art. 240. 1 Ausserordcntliche Einkünftc, die wiihrend der Jahre 1999 und 
2000 oder innerhalb eines in dieser Periodc abgeschlossenen Geschafts­
jahres erzielt werdcn, unterlicgen für das Steuerjahr, in dem sie zugeCTossen 
sind, gesamthaft einer vollen Jahresstcucr zu dcm Satz, der sich für diese 
Einkünfte allcin ergibt. 

2 Ais ausserordentliche Einkünftc geltcn insbesonderc aperiodische Ver­
mügenscrtriige wie Einkünfte aus der Vcrausscrung odcr Rückzahlung 
von Obligationen mit überwicgender Einmalverzinsung und Substanzdivi­
denden. Lottericgewinne, die der ordcntlichen Steuer unterstellten Kapi­
talleistungen, ausserordentliche Einkünfte aus selbststündigcr Tatigkcit 
wie erziclte Kapitalgewinne, buchmassige Aufwertungcn von Vermügens­
gegenstiinden des Geschiiftsvermügens, die AuCTosung von Rückstellun­
gen und die Unterlassung geschiiftsmassig begründcter Abschreibungen 
und Rückstcllungen. 
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d) Veranlagungs­
verfahren für die 
ausserordentli­
chen Einkünfte 

e) Ausserordent­
liche Aufwcn­
dungen 

3 Die Sonderbesteuerung der Kapitalabfindungen gemass Artikel 46 des 
alten Gesetzes über die Kantonssteuern wird getrennt aufrechlerhalten. 

4 Ausserordentliche Einkünfte, die gemiiss altem Recht der Bcsteuerung 
nicht unterlagen, werden nicht besteuert. 

Art. 241. 1 Ausserordentliche Einkünfte, die im Verlaufe eines einzigen 
Jahres erzielt werden, werden zusammengerechnet und unterliegen ge­
samthaft einer separaten Jahressteuer. 

2 Die gesamte Jahressteuer für die ausserordentlichen Einkünfte wird gemiiss 
den Artikeln 47 und 47bis des alten Gesetzes über die Kantonssteuern erho­
ben. Massgebend sind die persëinlichen Verhiiltnisse am 1. Januar eines jeden 
Jahres. 

3 Die Sozialabzüge werden nicht gewiihrt. Ausserordentliche Aufwendun­
gen werden von den ausserordentlichen Einkünften nicht in Abzug gc­
bracht. Einzig Aufwendungen, die mit der Erziclung der ausserordentli­
chen Einkünfte unmittelbar zusammenhangen, këinnen abgezogen wer­
den. 
4 Bei Zwischenveranlagung oder Beginn der Steuerpllicht wiihrend der 
Jahre 1999 und 2000 werden die ausserordentlichcn Einkünftc im Sinne 
von Artikel 240 besteuert. Ausscrordentliche Aufwendungen hingegen 
werden gemiiss Artikel 242 in Abzug gebracht. 

Art. 242. 1 Die in den Jahren 1999 und 2000 angefallenen ausserordentli­
chen Aufwendungen werden von den für die Steuerperiode 1999/2000 zu­
grunde gelegten stcuerbaren Einkommen abgezogen, wenn am 1. Januar 
2001 eine Steuerpflicht im Kanton besteht; bereits rechtskriiftige Veranla­
gungen werden zu Gunsten der steuerpflichtigen Person im Sinne der Arti­
kel 188 ff. revidiert. Die Einreichung der Steuererkliirung kommt einem 
Revisionsgesuch gleich. 

2 Ais ausserordentliche Aufwendungen gelten: 

a) die Unterhaltskosten für Liegenschaften, sowcit diese jahrlich den 
Pauschalabzug übersteigen; 

b) die Beitriige des Versicherten an Einrichtungen der beruflichen Vor­
sorge für den Einkauf von Beitragsjahren; 

c) die Krankheits-, Unfall-, Invaliditiits-, Weiterbildungs- und Umschu­
lungskosten, soweit diese die bercits berücksichtigten Aufwendungen 
übersteigen. 

3 Die Abzüge werden auf Grund des Zahlungsdatums gewiihrt. 
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Art. 243. 1 Die steuerpllichtige Person hat im Jahre 2001 ein nach dem al­
ten System der zweijahrigcn Vergangenheitsbesteuerung ausgcfülltes 
Stcuererklarungsformular einzureichcn. Diescs hat insbesondere den 
Zweck, die ausserordentlichen Einkünftc und Aufwendungen der Artikel 
240 und 242 zu bestimmen, die Rückerstallung der Verrechnungssteuer zu 
verlangen, die AHV-Mitteilungen für die Selbststandigerwerbenden und 
die Personen ohne Erwerbstatigkeit vorzunehmen und die Falle von 
Zwischenveranlagungen zu ermilleln. 

2 Bei dieser Gelegenheit muss die steuerpllichtige Person ihre ausseror­
dentlichen Einkünfte angeben. 

3 lm Allgemeinen muss das Steuererklarungsformular für die Steuerperi­
ode des Übergangsjahrs zur einjahrigen Veranlagung (2001) im Jahre 2002 
eingereicht werden. 

Art. 244. 1 Kapitalgewinne auf Beteiligungen, der Erlos aus dem Verkauf 
von zugehürigen Bezugsrechten sowie Aufwertungsgewinne gemiiss Arti­
kel 670 des Obligationenrechts werden bei der Berechnung des Nettoer­
trages nach Artikel 112 Abs. 1 nichl berücksichligl, wcnn die belreffenden 
Beteiligungen schon vor dem 1. Januar 2000 im Besitz der Kapitalgescll­
schaft oder Genossenschaft waren und diese Gewinne vor dcm 1. Januar 
2007 erzielt werden. 

2 Für Beteiligungen, die vor dem 1. Januar 2000 im Besitz der Kapitalge­
sellschaft oder Genossenschafl waren, gelten die Gewinnsteuerwerte zu 
Beginn des Geschaftsjahres, das im Kalenderjahr 2000 endet, ais Gesle­
hungskosten (Art.104 Abs. 4 und 112 Abs. 5 Bsl. a). 

3 Übertriigl eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft cine Beteiligung 
von mindestens 20% am Grund- oder Stammkapital anderer Gesellschaf­
ten, die vor dem 1. Januar 2000 in ihrem Besitz war, auf eine auslandische 
Konzerngesellschafl, so wird die Differenz zwischen dem Gewinnsteuer­
werl und dem Verkehrswert der Betciligung zum steuerbaren Reingewinn 
gerechnet. In diesem Fall gchi:iren die betreffenden Betciligungen weiter­
hin zum Bestand der vor dem 1. Januar 2000 gehaltenen Beteiligungen. 
Gleichzeitig ist die Kapitalgesellschaft oder Gcnossenschaft berechtigt, in 
der Hühe dieser Differenz eine unbesteuerte Reserve zu bilden. Diese 
Reserve isl steuerlich wirksam aufzuli:isen, wenn die übertragcne Beteili­
gung an einen konzernfremden Dritten veraussert wird, wenn die Gesell­
schaft, deren Betciligungsrechte übertragen wurden, ihre Aktivcn und 
Passiven in wesenllichem Umfang veraussert oder wcnn sie liquidiert 
wird. Die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft muss jeder Steuerer­
klarung cin Verzeichnis der Betciligungen beilegen, für die cine unbesteu­
erte Reserve im Sinne dieses Artikcls bcstcht. Am 31. Dezembcr 2006 
wird die unbcsteuerte Reserve steucrneutral aufgelüst. 
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erklarung 
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Kapitalgewinne 
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1 iquidation 
,on lmmobilien­
gesellschaften 

Interkantonales 
Gegenrecht 

Verfahren 

4 Ais auslandische Konzerngesellschaften im Sinne von Absatz 3 gelten 
solche, die direkt oder indirekt von der steuerpflichtigen Kapitalgesell­
schaft oder Genossenschaft oder von der gemeinsamen schweizerischen 
Muttergesellschaft (Zwischen- oder Obergesellschaft) beherrscht werden. 
Eine Beherrschung wird angenommen, wenn die schweizerische Kapital­
gesellschaft oder Genossenschaft über 50% oder mehr der Stimmrechte 
der auslandischen Kapitalgesellschaft verfügt. 

5 Sofern das Geschiiftsjahr nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes endet, 
wird die Gewinnsteuer für dieses Geschaftsjahr nach neuem Recht festge­
setzt. 

Art. 245. 1 Die Steuer auf dem Kapitalgewinn, den eine vor dem 1. Januar 
1995 gegründete Immobiliengesellschaft bei Überführung ihrer Liegen­
schaft auf den Aktionar erzielt, wird um 75% gekürzt, wenn die Gesell­
schaft aufgekist wird. 

2 Die Steuer auf dem Liquidationsergebnis, das dcm Aktionar bei Über­
führung einer Liegenschaft von einer Immobiliengesellschaft, die vor dem 
1. Januar 1995 gegründet wurde, zufliesst, wird um 75 % gekürzt, wenn die 
Gesellschaft aufgelost wird. 

3 Liquidation und Loschung der Immobiliengesellschaft müssen spates­
tens am 31. Dezember 2003 vorgenommen werden. 

4 Wird die Liegenschaft innert 2 Jahren nach ihrer Überführung auf den 
Aktioniir weiter veraussert, so wird die auf Grund von Absatz 2 gewahrte 
Steuerermassigung in Anwendung der Artikel 192 ff. nachbesteuert. 

Art. 246. Bis nach Ablauf der Frist von 5 Jahren gemiiss Artikel 72a des 
Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die Harmonisierung der di­
rekten Steuern der Kantone und Gemeinden sind die Bestimmungen über 
die Reform der Unternehmensbesteuerung 1997 nur unter Vorbehalt von 
Gegenrecht anwendbar. 

Art. 247. 1 Entscheide des Verwaltungsgerichts, die nach neuem Recht ge­
fiillt werden, konnen mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesge­
richt im Sinne von Artikel 73 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 
über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemein­
den angefochten werden. 

2Strafrcchtliche Entschcide der letzten kantonalen Instanz, die nach neu­
em Recht gefiillt werden, konnen mit Nichtigkeitsbeschwerde beim Bun­
desgericht im Sinne von Artikel 61 des Bundesgesctzes vom 14. Dezember 
1990 über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Ge­
meinden angefochten werden. 
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Art. 248. 1 Nachsteuern werdcn für die Stcuerpcriodcn. die vor dem 1. Ja­
nuar 2001 endcn, nach altcm Recht fcstgesclzt. Für das Vcrfahren gill ncu­
es Recht. ebenso für die Verjahrung, wcnn sic am 1. Januar 2001 nach allcm 
Recht noch nicht eingetreten isl. 

2 Bussen wegen Verletzung von Verfahrenspnichten und Steuerhinterzie­
hung wcrden für Steuerperioden, die vor dem 1. Januar 2001 enden, nach 
altem Recht fcstgesetzt, sofern das neue Recht für die betroffene Person 
nicht milder ist. Für das Verfahren gilt neues Recht, ebenso für die Ver­
jahrung. wenn sie am 1. Januar 2001 nach altem Recht noch nicht eingetre­
ten ist. 

2.KAPITEL 

Schlusshestimmungen 

Nachstcucr und 
Hinterziehung 

Art. 249. Das Gesetz vom 7. Juli 
631.1) wird aufgehoben. 

1972 über die Kantonssteuern (SGF Aufhchung his­
hcrigen Rcchls 

Art. 250. Das Gesetz vom 25. Scptember 1980 über die Gemeinden (SGF Anderungen 
140.1) wird wie folgt geandert: a) Geselz über 

die Gemcindcn 

Art. 12 Abs. 2 

2 Die Einberufung enthalt die vom Gemeinderat erstellte Traktan­
denliste. Handelt es sich um eine Steuer, so blcibcn die Erforder­
nisse des Gcsetzes über die Gcmeindestcuern vorbchalten. 

Art. 38 Abs. 2 

2 ln der Einladung sind die Verhandlungsgegenstande aufzuführen. 
Handelt es sich um eine Steuer, so bleiben die Erfordernisse des 
Gesetzes über die Gemeindesteuern vorbehalten. 

Art. 251. Das Gesetz vom 26. Scptember 1990 über die Beziehungen zwi­
schen den Kirchen und dcm Staal (SGF 190.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 12 Abs. 2 

2 Der Artikel 9 Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 und der Artikel 11 des Gesetzes 
vom 10. Mai 1963 über die Gemcindesteuern sind sinngemass an­
wendbar auf den Steuerort und die Verteilung des Besteuerungs­
rechts unler den Pfarreien (Kirchgemeinden). 

Art. 12a (neu). Steuererleichterungen 

Die Steuererleichterungen, die der Staatsrat den Unternehmen, 
die neu eréiffnet werden, gewahrt, erslrecken sich auf die Kirchen­
steuern. 
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Art. 16. Steuerfuss 

1 Der Steuerfuss der Kirchensteuern ist in Prozenten der entspre­
chenden einfachen Kantonssteuer festgesetzt. 

2 Der maximale Steuerfuss betriigt: 

a) 20% der einfachen Kantonssteuer für die natürlichen Perso­
nen; 

b) 10% der einfachen Kantonssteuer für die j uristischen Perso­
ncn. 

Art. 17. Berechnung 

1 Unter Vorbehalt von Artikel 17a berechnen die Pfarreien (Kirch­
gemeinden) den Betrag der Kirchensteuern auf der Grundlage der 
kantonalcn Veranlagungen und ziehen ihn ein. Der Staal und die 
Gemeinden stellen die dazu erforderlichen Angaben ohne Verzug 
und kostenlos zur Verfügung. 

2 lm Übrigen sind die Bestimmungen des Gesetzes über die direk­
ten Kantonssteuern betreffend die Steuerveranlagung sowie den 
Steuerbezug und die Steuersicherung sinngemiiss anwendbar. 

Art. 17a (neu). Bezug 

1 Die von den natürlichen Personen geschuldeten Kirchensteuern 
konnen auf Grund einer Vereinbarung mit den interessierten Pfar­
rcien (Kirchgemeinden) von der Kantonalen Steuerverwaltung 
odcr von einer Gemeinde bezogen werden. Der Bezug der Steuern 
umfasst auch die Behandlung der Strcitfiille. 

2 Die von den juristischen Personen geschuldete Steuer wird mit­
tels eincr Bezugsprovision, deren Hohe der Staatsrat festlegt, von 
der Kantonalen Steuerverwaltung bezogen. Für Pfarreien (Kirch­
gemcinden), deren Gebiet nicht mit den Gemeindegrenzen über­
einstimmt, werden die Steuern nach einem einheitlichen Steuer­
fuss bezogen. Konnen sich die Pfarreien (Kirchgemeinden) darüber 
nicht einigen, legt ihn der Staatsrat nach Anhoren der Pfarreiriite 
und der Exekutivriite der betroffenen kirchlichen Korperschaften 
fest. 

Art. 18 Abs. 1 und 1bi, (neu) 

1 Gegen die Unterstellung unter die Kirchensteuerpflicht, gegen 
die irrtümliche Berücksichtigung des Datums des Kirchenaustritts 
sowie, unter Vorbehalt von Absatz 1 bis, gegen die Festsetzung der 
Kirchensteuern kann die steuerpOichtige Persan bei der Pfarrei­
behürde (Kirchgemeindebehürde) Einsprache erheben. 



lhis Beim Bezug der Kirchensteuern durch ein Gcmeindeorgan 
oder durch die Kantonale Steuerverwaltung bcstehen die gleichen 
Rechtsmittel, wic für die entsprechenden Gemeinde- und Kan­
tonssteuern. 

Art. 24 Ahs. 2 

~ Unter den zwischen den bctroffenen Parteien vercinbarten Be­
dingungen kann sich die administrative Zusammenarbeit auf wei­
tere Gebiele erslrecken, namenllich aur die Benülzung von Ge­
meindelokalen. 

Art. 252. Das Gesetz vom 28. Februar 1986 über das Grundbuch (SGF c) Gesetz ühcr 
das Grundhuch 214.5.1) wird wic folgt geandert: 

Art. 77 Ah1·. 5 (neu) 

~ Die Kan tonale Steuerverwaltung teill auf Ersuchen die rür die 
Berechnung der Gebühren erfor<lerlichen Elementc mit. Diese 
Daten këmnen durch cin elektronisches Abrufverfahren zugiing­
lich gemacht werden. 

Art. 80 Abs. 2 

"Die Gebühren sind innert dreissig Tagen zahlbar. Nach Ablauf 
dicser Frist wird ein Verzugszins geschuldet, dessen Satz dem in 
Anwendung von Artikel 207 Abs. 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 
über die direkten Kantonssteuern festgeselzlcn Satz entsprichl. 
Die In~assokoslen gehen ebenfalls zu Laslen des Schuldners. 

Art. 253. Das Gesetz vom 2. Februar 1988 über die Katastervermessung d) Gcsetz über 
die Kataster­(SGF 214.6.l) wird wie folgt geanderl: 

Art. 92 Ahs. 2 

~ Die Kosten sind innerl dreissig Tagen zu bezahlen. Nach Ablauf 
dieser Fris! wird ein Verzugszins geschuldel, desscn Satz dem in 
Anwendung von Artikel 207 Abs. 3 des Gesctzes vom 6. Juni 2000 
über die direkten Kantonssteuern festgeselztcn Salz entspricht. 
Die Inkassokosten gehcn ebenfalls zu Lasten des Schuldners. 
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e) Gesetz über 
die Gemeinde­
steuern 

Art. 254. Das Gesetz vom 10. Mai 1963 über die Gemeindesteuern (SGF 
632. l) wird wie folgt geandert: 
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Art. l Abs. 4 

4 Die allgemeinen Vorschriften des Gesetzes über die direkten 
Kantonssteuern sind sinngemass anwendbar; vorbehalten bleiben 
die Bussenverfügungen und die besonderen Beslimmungen dieses 
Gesetzes. 

Art. 2. Steuerbefreiung 

1 Die Befreiung von der Kantonssteuer zieht die Befreiung von der 
Gemeindesteuer nach sich; nachfolgende Bestimmungen bleiben 
vorbehalten. 

2 Der Staal, die Gemeinden und ihre Anstalten sowie die kirchli­
chen Korperschaften und die anderen Gebietskorperschaften des 
Kantons unterliegen der Liegenschaftssteuer für ihre Liegenschaf­
ten, die nicht Verwaltungszwecken dienen. 

3 Die Freiburgischen Elektrizitatswerke und die Freiburger Kanto­
nalbank entrichten die Liegenschaftssteuer bis zum Satz von 1 %0 
für die Liegenschaften, die dem Betrieb des Hauptunternehmens 
und dessen Nebenbetrieben dienen; für die übrigen Liegenschaf­
ten werdcn sie gemass Artikel 13 besteuert. 

4 Einrichtungen der beruflichen Vorsorge unterliegen der Liegen­
schaftssteuer gemass Artikel 13. 

5 Juristische Personen, die ôffentliche oder gemeinnützige Zwecke 
verfolgen, sowie juristische Personcn, die kantonal oder gesamt­
schweizerische Kultuszwecke verfolgen, unterliegen der Liegen­
schaftssteuer für ihre Liegenschaften, die nicht diesen Zwecken ge­
widmet sind, gemass Artikel 13. 

6 Die juristischen Personen im Sinne der Absatze 2-5 entrichten 
überdies die in Artikel 25 vorgesehenen ôffentlich-rechtlichen Ab­
gaben. 

7 Die vom Staatsrat gewahrten Steuererleichterungen für Unter­
nehmen, die neu erôffnet werden, erstrecken sich auf die Gemein­
de- und Schulgemeindesteuern. 

Art. 3Abs. 3 

J Der Steuerfuss der ordentlichen Gemeindesteucrn wird in Pro­
zenten der cntsprechenden einfachcn Kantonssteuer festgesetzt. 



Art. 4. Steuerfüsse 
a) der Einkommens- und Vermügcnssteuer 

1 Der Steuerfuss der Einkommens- und Vermi:igcnssteuer darf 
l 00% der einfachcn Kantonssteuer nichl übersteigen. 

'Ausnahmsweise kann der Staatsrat eine Gemeinde ermachligen, 
diesen Steuerfuss bis auf 125% zu erhühen. 

:i Die Steuerfüsse der Einkommens- und Vermi:igenssteuer dürfcn 
nichl verschieden sein. 

Art. 5. b) der Gewinn- und Kapitalsteucr 

1 Der Steuerfuss der Gewinn- und Kapitalstcucr wird in den Grcn­
zcn des Artikels 4 Abs. 1 festgcsclzt. 

'Die Steuerfüsse der Gewinn- und Kapitalsteuer dürfen nicht vcr­
schicden sein. 

Art. 6-8 

Aufgehohen 

Art. 9. Interkommunales Verhaltnis 

1 Der Aufenthah einer steuerpllichtigen Person ausscrhalb ihres 
Wohnsitzes wird einem neuen Domizil glcichgestellt. In diesem 
Fall werdcn die jahrlichen Steuern auf dem Einkommen und Ver­
mügen pro rata lemporis auf die Wohn- und die Aufenthaltsgc­
meinde vcrleih. 

'Verlegt eine steuerpllichtigc Pcrson ihr Domizil oder den Sitz ih­
rcs Untcrnehmens in einc andcrc Gcmeinde, so wcrden die jahrli­
chen Steuern auf dcm Einkommcn und Vcrmügen nach Massgabc 
der Dauer des Wohnsilzes oder des Sitzcs des Untcrnehmens auf 
die Gemeinden verleilt. 

.i Wird einc steuerpllichtige Person, die aus einem anderen Kan Ion 
zuzieht, aufgrund persünlicher Zugchürigkcil stcuerpllichtig, so 
fallcn der Ankunflsgemeinde die Stcucrn zu, die für den Teil der 
Sleuerperiode, der dem Zuzug in den Kanlon vorangehl, geschul­
det werden. 

4 Übt eine steuerpllichlige Person ausserhalb der Wohngcmeindc 
eine selbslstandige Erwerbstatigkeit aus odcr bekleidct sic eine 
leitcnde Stellung in einem Untcrnehmen, so wird die Steuer auf 
dem Erwerbseinkommcn aus dicscr Tatigkcit für die Verteilung 
der jahrlichcn Stcuer je zur Halfte auf die Wohngemeinde und die 
Gemcinde verteill, in der die T~iligkeil ausgeübt wird. 
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5 Übt ein Handels- oder lndustrieunternehmen seine Tatigkeit in 
mehreren Gemeinden durch Betriebsstatten aus, so werden die 
jiihrlichen Einkommens- und Vermogenssteuern oder die Steuern 
der Steuerperiode auf dem Gewinn und Kapital dieser Unterneh­
mung auf die Gemeinden nach den für die interkantonale Doppel­
besteuerung geltenden Grundsatzen verteilt. 

6 Liegenschaften und deren Ertrag sowie das landwirtschaftliche 
Einkommen werden in der Gemeinde besteuert, in der die Liegen­
schaften gelegen sind. 

Art. JO 

Aufgehoben 

Art. 11 Randtitel 

Vorbehaltenes Recht 

Art. 13 Abs. 3 
3 Diese Steuer ist von dem am 1. Januar der Steuerperiode im 
Grundbuch eingetragenen Eigentümer oder Nutzniesser zu ent­
richten. Sie wird berechnet auf dem Steuerwert, der am 31. Dezem­
ber des der Steuerperiode vorangehenden Kalenderjahres gilt. 

Art. 18. Grundstückgewinnsteuer 

Die Gemeinden erheben einen Steuerzuschlag auf der Grund­
stückgewinnsteucr von 60 Rappen pro Franken der vom Staal er­
hobencn Steucr. 

Art. 38 Abs. l 

1 Für die Beschlussfassung über die Erhebung einer Steuer und die 
Festsetzung des Steucrfusses oder Stcuersatzes sind die Gemein­
deversammlung oder der Generalrat und die Versammlung des 
Schulkreises zustandig. 

Art. 41 Abs. 3 

3 Die Gemeindesteuern konnen auf Grund einer Vereinbarung mit 
den interessiertcn Gcmeinden von der Kantonalen Steuerverwal­
tung bezogen werden. 

Art. 42 Abs. 1 und lhis (neu) 

1 Unter Vorbehalt von Absatz 1 bis kann die steuerpflichtige Persan 
innert 30 Tagen seit Eroffnung der Veranlagung oder der Steuer­
rechnung bei der Gemeindebchorde Einsprache erheben. 



Ibis Werden die Gemeindesteuern durch die Kantonalc Stcuerver­
waltung bezogen, so sind die Rechtsmittel anwendbar, die für die 
entsprechenden Kantonssteuern gelten. 

Art. 44. Inkasso 
a) Grundsatz 

1 Für den Bezug der ordentlichcn Gcmeindesteuern setzt der Ge­
meinderat den allgemeinen Hilligkeitstermin und die Anzahl der 
Akontozahlungen fest, ausser der Bezug erfolgt durch die Kanto­
nale Steuerverwaltung. 

è Bezieht die Kantonale Steuerverwaltung die Stcuern, so sind für 
den Bezug ausschliesslich die Bestimmungen für die cntsprechcn­
den Kantonsstcuern anwendbar. 

.1 lm Übrigen gelten die Vorschriften für die Kantonssteucr sinn­
gemiiss. 

Art. 45. b) Ausnahme 

Für den Bczug der ausschliesslich der Gcmeinde zustchenden 
Steuern setzt der Gcmeinderat die Hilligkeiten fest; die Zinsen 
werden gemiiss den Bestimmungen über die ordentlichen Steuern 
festgelegt. 

Art. 46. Vollstreckbarkcit 

Rechtskriiftige Entscheide der Bezugs-, Einsprache- und Be­
schwerdebehürden sind vollstreckbaren Urteilen im Sinne von Ar­
likel 80 des Bundesgesetzes vom 11. April 1889 über Schuldbetrei­
bung und Konkurs gleichgcstcllt. 

Art. 47. Gesctzliches Pfandrccht 

1 Auf den der Stcuer unterliegendcn Grundstückcn bcsteht cin ge­
setzliches Grundpfandrecht gleich wie bei den entsprechenden 
Kantonssteuern. 

2 Die Bezahlung der Liegenschaftssteucr wird für die 2 vorange­
henden und für das laufcnde Steuerjahr durch ein gesetzliches 
Pfandrecht gemiiss Artikcl 324 EGZGB sichergcstellt. 

Art. 47a (neu). Wechsel zur jiihrlichen Besteuerung 

Der massgcbcnde Steucrwert für die Erhcbung der von den natür­
lichen Pcrsonen für das Jahr 2001 geschuldeten Licgenschaftsstcu­
er entspricht dem für die Steucrperiode 1999/2000 geltenden Steu­
erwert. 
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f) Gesetz über 
die Hand­
anderungs- und 
Grundpfand­
rechtssteuern 

g) Gesetz betref­
fend die Ein­
registrierungs­
gcbühren 

Art. 255. Das Gesetz vom 1. Mai 1996 über die Handanderungs- und 
Grundpfandrechtssteuern (SGF 635.1.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 24 Abs. 2 (neu) 
2 Die Kan tonale Steuerverwaltung teilt auf Ersuchen die für die 
Anwendung dieses Gesetzes erforderlichen Elemente mit. Diese 
Daten künnen durch ein elektronisches Abrufverfahren zugiing­
lich gemacht werden. 

Art. 29 Abs. 3 
3 Die Parteien und ihre Vertreter, die Urkundsperson und die betref­
fende Gemeinde müssen die von ihnen angeforderten zusatzlichen 
Angaben nachreichen. lm Übrigen gelten die Artikel 142, 149, 159, 
160 und 162 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kan­
tonssteuern. 

Art. 42 Abs. 2 
2 Auf den nicht fristgemass bezahlten Steuern und Zusatzabgaben 
wird vom Zeitpunkt der Falligkeit an ein Verzugszins geschuldet, 
dessen Satz dcm in Anwendung von Artikel 207 Abs. 3 des Geset­
zes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern festgesetz­
ten Satz entspricht. 

Art. 64. 5. Stillstand und Unterbrechung der Verjahrung 

Der Artikel 151 Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die 
direkten Kantonssteuern gilt sinngemass für den Stillstand und die 
Unterbrechung der Vcrjahrung. 

Art. 256. Das Gesetz vom 4. Mai 1934 betreffend die Einregistrierungsge­
bühren (SGF 635.2.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 14 Bst. d Abs. 1 

[Der Wert des Eigentums oder der Nutzniessung an beweglichen 
Sachen oder Grundstücken wird für die Berechnung der verhalt­
nismassigen Gebühr wie folgt bestimmt:] 

d) 1 Für unentgeltliche Übertragung von Vermogenswerten unter 
Lebendcn odcr von Todes wegen, nach den Erklarungen der 
Parleien oder nach der Schatzung durch Sachverstandige, ohne 
Abzug der Lasten für bewegliche Sachen und nach dem Steucr­
wert am Tage der Übertragung oder des Heimfalles, festgcsetzt 
gemass Gcsetz über die direktcn Kantonssteuern, ohne Abzug 
der Lasten für die Grundstücke; jedoch in beiden Fallen un ter 
Abzug der im Zeitpunkt der Schenkung oder des Todes beste­
henden Schulden. 



Art. 36 

Haben die Parteien innert der in Artikel 26 festgesetzten Frist die 
Einregistrierungsgebühren nicht bezahlt, so werden sie hierfür von 
den Bezirksfinanzdiensten betrieben und müssen zudem vom Ver­
falltag an einen Verzugszins sowie die lnkassokosten entrichten. 
Der Satz des Vcrzugszinses cntspricht dem in Anwendung von Ar­
tikel 207 Abs. 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die direkten 
Kantonssteuern festgesetzten Satz. 

Art. 63 

Erben oder Beschenkte haben die Erbschaftssteuer innert einer 
Frist von dreissig Tagen nach Empfang der Anzcige betrcffend 
Festsetzung derselben zu entrichten. Nach Ablauf dieser Frist wird 
ein Verzugszins geschuldet. Die Inkassokosten gehen cbenfalls zu 
Lasten der Schuldner. Der Satz des Verzugszinses entspricht dem in 
Anwendung von Artikel 207 Abs. 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 
über die direkten Kantonssteuern festgesetztcn Satz. 

Art. 67a (neu) 

Die Kantonale Steuerverwaltung teilt auf Ersuchen die für die An­
wendung dieses Gesetzes erforderlichen Elemente mit. Diese Da­
ten künncn durch ein elektronisches Abrufverfahren zugiinglich 
gemacht werden. 

Art. 257. Das Gesetz vom 23. Mai 1957 betreffend besondere Besteuerung 
der Immobilien von Gesellschaften, Vereinen und Stiftungen (SGF 635.3.1) 
wird wie folgt geiindert: 

Art. 9. IV. Verfahren 

Die Bestimmungen des Gesetzcs über die direkten Kantonssteu­
crn betreffend die Veranlagung der Gesellschaften und juristi­
schen Personen, die Rechtsmittel und den Steuerbezug gelten sinn­
gemiiss für die aufgrund dieses Gesetzes erhobcnen Steuern. 

h) Gesetz hctref­
fend hesondere 
Besteuerung der 
lmmohilien von 
Gcscllschaftcn, 
Vereinen und 
Stiftungcn 

Art. 258. Das Gesetz vorn 25. Septernber 1974 betreffend die Bcsteue- i) Gesetz hetrcf-

rung der Schiffe (SGF 635.4.2) wird wie folgt gciindert: ~~;ie~~en~d~r 
Schiffe " 

Art. 1 Abs. 3 

J Das Gesetz über die direkten Kantonssteuern gilt sinngerniiss. 
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j) Gesetz über 
die Steuer zurn 
Ausgleich der 
Vc:rrninderung 
des Kulturlandes 

k) Gesetz über 
die Farnilicn­
zulagen 

Art. 259. Das Gesetz vom 28. September 1993 über die Steuer zum Aus­
gleich der Verminderung des Kulturlandes (SGF 635.6.1) wird wie folgt 
geiindcrt: 

Art. 7 Abs. 2 
2 Der Artikel 151 Abs. 2 und 3 des Gesetzcs vom 6. Juni 2000 über 
die direkten Kantonssteuern gill sinngemiiss für den Stillstand und 
die Unterbrechung der Verjiihrung. 

Art. 10 Abs. 2 (neu) 

2 Die Kantonale Steuerverwaltung teilt auf Ersuchen die für die 
Anwendung dieses Gesetzes crforderlichen Elemente mit. Diese 
Daten kt:innen durch ein elektronisches Abrufverfahren zugiing­
lich gemacht werden. 

Art. 15 Abs. 2 
2Sie [die Veranlagungj beruht ausserdem auf den zusiitzlichen Aus­
künften, die der Steuerschuldner oder sein Vertreter beim Rechts­
geschiift, die Urkundsperson, allfüllige andere Parteien des Rechts­
geschiifts sowie die betreffende Gemeinde auf Verlangen erteilen 
müssen. Die Artikel 142, 149, 159, 160 und 162 des Gesetzes vom 6. 
Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern sind ebenfalls anwend­
bar. 

Art. 27. Verzugszins 

Auf der nicht innert dieser Frist bezahlten Steuer wird ab Frist­
ablauf ein Verzugszins gcschuldet, dessen Satz dem in Anwendung 
von Artikel 207 Abs. 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die di­
rekten Kantonssteuern festgesetzten Satz entspricht. 

Art. 33 Abs. 1 
1 In den Fiillen nach Artikel 213 Abs. 1 des Gesetzes vom 6. Juni 
2000 über die direkten Kantonssteuern kann der Schuldner die 
Steucr, den Verzugszins oder die Busse, die er gezahlt hat, zurück­
fordern. 

Art. 260. Das Gesetz vom 26. September 1990 über die Familienzulagen 
(SGF 836.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 37 Abs. 2 
2 Die den Kassen entrichteten Beitriige gelten ais abziehbare Un­
kostcn nach dem Gcsetz über die dirckten Kantonssteuern. 



Art. 261. Das Gesetz vom 20. September 1988 über die Bildung stcuerbe­
günstigter Arbcitsbeschaffungsrescrven (SGF 866.3.3) wird wie folgt 
geiindert: 

Art. 5 Abs. 2 

~ Die Steuer berechnet sich auf den Bruttobetriigen der freigcgebe­
nen Arbeitsbeschaffungsreserven in Anwendung von Artikel 37 des 
Geselzes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern. 

Art. 6 

Die steuerliche Behandlung der Arbeitsbeschaffungsreserven, ins­
besondere die unrechtmiissige Erlangung einer Stcucrvcrgünsti­
gung, sind im Gesetz über die dirckten Kantonssteuern geregcll 
(Art. 220 Il). 

1) Gcsetz über 
die Bildung steu­
erbegünstigter 
Arbeitsbeschaf­
fungsreserven 

Art. 262. Der Staatsrat wird mit dem Vollzug dicses Gesetzcs beauftragt, Inkrafttreten 

das am 1. Januar 2001 in Kraft lrilt. 

Yom Grossen Rat beschlossen in Freiburg am 6. Juni 2000. 

Die Prasidentin: Der 1. Sekretar: 

E. KRAUSKOPF R. AEBISCHER 

Der Staatsrat hat dieses Gesetz am 3. Oktober 2000 promulgiert. 
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Dekret 

vom 7. Juni 2000 

über die Einbürgerungen 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf das Gesetz vom 15. November 1996 über das freiburgische 
Bürgerrecht; 

auf Antrag des Staatsrates vom 16. Mai 2000, 

beschliesst: 

Artikel 1. Es erwerben das Schweizer und Freiburger Bürgerrecht: 

1. Adeli Tohidi née Sadighe, Fereshteh, de nationalité iranienne, à Fri­
bourg, née le 23 février 1949 à Ghazvine (Iran), caissière, mariée, droit 
de cité: Fribourg. 

2. *Bernard, Jean-Paul Georges Claude, de nationalité française, à Praro­
man, né le 10 mars 1963 à Saint-Denis (France), ouvrier, célibataire, 
droit de cité: Praroman. 

3. Bernardi, Josette Liliane, de nationalité française, à Fribourg, née le 
19 novembre 1944 à Rions (France), aide-soignante, célibataire, droit 
de cité: Fribourg. 

4. Carvalho née Gaspar, Ermelinda, de nationalité portugaise, à Cressier, 
née le 6 mai 1967 à Oliveira de Azeméis (Portugal), employée, divorcée, 
droit de cité: Cressier; 

ses enfants, Cindy Carva/ho, née le 29 septembre 1987 à Mey riez, Jimmy 
Carvalho, né le 8 novembre 1996 à Fribourg, et Rabbie Carva/ho, né le 
29 septembre 1998 à Fribourg. 

5. Carvalho, José Antonio, de nationalité portugaise, à Cressier, né le 
27 avril 1962 à Oliveira de Azeméis (Portugal), concierge technique, di­
vorcé, droit de cité: Cressier. 

6. *Catalina, Josje Luis, de nationalité espagnole, à Fribourg, né le 3 dé­
cembre 1967 à Fribourg, employé de commerce, célibataire, droit de 
cité: Fribourg. 
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7. Chamakh, Hassen, de nationalité tunisienne, à Romont, né le 4 janvier 
1945 à Tunis (Tunisie), infirmier, marié, droit de cité: Romont; 

son épouse, Samia Chamakh née Boussada, de nationalité tunisienne, 
née le 27 octobre 1967 à Gabès (Tunisie}, mère au foyer; 

leurs enfants, Hanua Chamakh, née le 10 juin 1990 à Fribourg, Achraf 
Chamakh, né le 9 juillet 1992 à Fribourg, Nadia Chamakh, née le 
10 juillet 1993 à Fribourg, et Karim Chamakh, né le 10 mars 1997 à Fri­
bourg. 

8. Cordone, Gabriela Ines, de nationalité argentine et italienne, à Fri­
bourg, née le 24 août 1963 à La Plata (Argentine), licenciée en théolo­
gie, enseignante, célibataire, droit de cité: Fribourg. 

9. *Cristaldi Pizzimento née Cristaldi, Graziel/a, de nationalité italienne, à 
Montagny-la-Ville, née le 23 novembre 1976 à Fribourg, laborantine en 
biologie, mariée, droit de cité: Montagny. 

10. Dang, Ngoc Nghia, vietnamesischer Staatsangehoriger, in Flamatt, ge­
boren am 16. Mlirz 1957 in Saigon (Vietnam}, Elektro-Ingenieur, ver­
heiratet, Bürgerrecht: Wünnewil-Flamatt; 

seine Ehefrau Tie11 Mai Dang geb. Tran, vietnamesische Staatsan­
gehürige, geboren am 13. Juli 1964 in Quang Ninh (Vietnam), Zeichen­
kopistin; 

ihre Kinder My-Vân Dang, geboren am 7. Juli 1991 in Bern, My-Hanh 
Dang, geboren am 16. Mai 1995 in Bern, und My-My Linda Dang, ge­
boren am 18. Dezember 1999 in Bern. 

11. * De Liddo, Gi11seppi11a Gianna, de nationalité italienne, à Fribourg, 
née le 23 juillet 1965 à Fribourg, employée de bureau, célibataire, droit 
de cité: Fribourg. 

12. * Del Vecchio, Donatel/a, de nationalité italienne, à Villars-sur-Glâne, 
née le 22 avril 1971 à Fribourg, enseignante, célibataire, droit de cité: 
Villars-sur-Glâne. 

13. Farcs. Joseph, de nationalité libanaise. à Fribourg, né le 17 février 1955 à 
Kfarchellal (Liban), commerçant indépendant, marié, droit de cité: Fri­
bourg; 

son épouse, Joséphine Fares née Braidi, de nationalité libanaise, née le 
l 0 février 1961 à Kobayal (Liban), vendeuse; 

leur enfant, Marc Fares. né le 25 juin 1989 à Fribourg. 

14. *Ferg11son O 'Meara, Catherine Alixe, de nationalité américaine, à Pont­
la-Ville, née le 16 août 1979 à Washington (Etats-Unis), étudiante, céli­
bataire, droit de cité: Pont-la-Ville. 
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15. * Franz. Sonia Cristine, de nationalité italienne, à Fétigny, née le 20 
février 1987 à Payerne (VD ), étudiante, célibataire, droit de cité: Fétig­
ny. 

16. *Franz, Stéphanie, de nationalité italienne, à Fétigny, née le 6 janvier 
1984 à Paye me (VD ), étudiante, célibataire, droit de cité: Fétigny. 

17. * Fuentes Mondaca, Andrea del Rosario, de nationalité chilienne, à Fri­
bourg, née le 9 octobre 1982 à Vina del Mar (Chili), étudiante, célibatai­
re, droit de cité: Fribourg. 

18. *Fuentes Mondaca, Francisca Barbara, de nationalité chilienne, à Fri­
bourg, née le 17 février 1985 à Vina del Mar (Chili), étudiante, céliba­
taire, droit de cité: Fribourg. 

19. *Fuentes Mondaca, Karin Alejandra, de nationalité chilienne, à Fri­
bourg, née le JO juin 1986 à Vina del Mar (Chili), étudiante, célibataire, 
droit de cité: Fribourg. 

20. Genç née Y11rdak11l, Giiliizar, de nationalité turque, à Bulle, née le 12 
novembre 1974 à Pazarcik (Turquie), employée, mariée, droit de cité: 
Bulle; 

son enfant, Bilai Genç, né le 20 avril 2000 à Fribourg. 

21. Heydarian, Nadereh, de nationalité iranienne, à Granges-Paccot, née le 
3 août 1966 à Chaloos (Iran), étudiante, divorcée, droit de cité: Fri­
bourg. 

22. Ka/an, Hamza, de nationalité turque, à Fribourg, né le 19 janvier 1974 à 
Pazarcik (Turquie), aide-mécanicien, marié, droit de cité: Fribourg; 

ses enfants, Duygu Ka/an, né le 14 octobre 1994 à Fribourg, et Sibel Ka­
/an, née le 20 août 1998 à Fribourg. 

23. * Kara/ar, Riza, de nationalité turque, à Villars-sur-Glâne, né le 1er no­
vembre 1978 à Kemah (Turquie), apprenti tôlier, célibataire, droit de 
cité: Villars-sur-Glâne. 

24. * Khomutov, Alexandre, de nationalité russe, à Bclfaux, né le 13 septem­
bre 1985 à Moscou (Russie), étudiant, célibataire, droit de cité: Belfaux. 

25. Koren née Djuricic, Vesna, de nationalité yougoslave, à Fribourg, née le 
29 juin 1955 à Belgrade (Yougoslavie), infirmière, divorcée, droit de 
cité: Fribourg. 

26. Lacerda Caravela, Célia de Jesus, de nationalité portugaise, à Bulle, née 
le 11 mars 1974 à Evora Monte (Portugal), étudiante, célibataire, droit 
de cité: Bulle. 
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27. Lombardo, Salvatore Natale, de nationalité italienne, à Broc, né le 
Ier janvier 1950 à Marianopoli (Italie), machiniste, marié, droit de cité: 
Broc; 

son épouse, Gaetana Lombardo née Madonia, de nalionalilé italienne, 
née le 25 juin 1953 à Marianopoli (Italie), mère au foyer; 

leur enfant, Carlo Lombardo, né le 16 mars 1982 à Fribourg. 

28. *Miholjcic, Maja, de nationalité bosniaque, à Estavayer-le-Lac, née le 
26 octobre 1982 à Sarajevo (Bosnie-Herzégovine), étudiante, célibatai­
re, droit de cité: Estavayer-le-Lac. 

29. * Myftari, La11ra, de nationalité albanaise, à Fribourg, née le 19 janvier 
1980 à Tirana (Albanie), étudiante, célibataire, droit de cité: Fribourg. 

30. Nguyen, Ngoc-Dang, de nationalité vietnamienne, à Fribourg, né le 
1er novembre 1939 à Binh-Phu (Vietnam), infirmier, marié, droit de 
cité: Fribourg; 

son épouse, Thi Lieu Ng11yen, de nationalité vietnamienne, née le 
14 juin 1940 à Cat-Dông (Vietnam), mère au foyer; 

leur enfant, Q11oc-Bao Ng11yen, né le 23 mars 1982 à Fribourg. 

31. Nguyen, Tuan-Khanh, de nationalité vietnamienne, à Fribourg, né le 
12 novembre 1973 à Qui-Nhon (Vietnam), vendeur, célibataire, droit 
de cité: Fribourg. 

32. *Osmani, Algjira, de nationalité yougoslave, à Corpataux, née le 30 jan­
vier 1988 à Fribourg, étudiante, célibataire, droit de cilé: Corpataux­
Magnedens. 

33. * Pila11er, Stjepan, de nationalité yougoslave, à Villars-sur-Glâne, né le 
3 décembre 1975 à Fribourg, ingénieur en chimie ETS, célibataire, droit 
de cité: Villars-sur-Glâne. 

34. * Roder, Jessica, de nationalité belge, à Villars-sur-Glâne, née le 5 aoüt 
1987 à Fribourg, étudiante, célibataire, droit de cité: Villars-sur-Glâne. 

35. * Sahinli, Ali, de nationalité turque, à Fribourg, né le 12 juin 1982 à Ka­
raman Maras (Turquie), étudiant, célibataire, droit de cité: Fribourg. 

36. *Sahinli, Aziz, de nationalité turque, à Fribourg, né le 20 juillet 1979 à 
Kara man Maras (Turquie), célibataire, droit de cité: Fribourg. 

37. * Sahinli, E/if. de nationalité turque, à Fribourg, née le 20 janvier 1976 à 
Kara man Maras (Turquie), vendeuse, célibataire, droit de cité: Fri­
bourg; 

son enfant, Serhat Sahinli, né le 30 octobre 1995 à Fribourg. 
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38. * Sahinli, Mehmet, de nationalité turque, à Fribourg, né le 18 juin 1978 à 
Karaman Maras (Turquie), carreleur, célibataire, droit de cité: Fri­
bourg. 

39. * Selimovic, A mir, de nationalité bosniaque, à Cousset, né le 25 septem­
bre 1984 à Zvornik (Bosnie-Herzégovine), étudiant, célibataire, droit 
de cité: Montagny. 

40. Sengiil, Efendi, de nationalité turque, à Fribourg, né le 10 mai 1953 à 
Pülümür (Turquie), magasinier, marié, droit de cité: Fribourg; 

son épouse, Hiisniye Sengiil née Yilmaz, de nationalité turque, née le 
14 avril 1956 à Pülümür (Turquie), aide de cuisine; 

leur enfant, Ergiin Sengiil, né le 22 décembre 1990 à Fribourg. 

41. *Skivjani née Masukawa Sanchez, Ingrid Jeanne((e, de nationalité chili­
enne, à Fribourg, née le 19 novembre 1976 à Quilpue (Chili), employée 
de commerce, mariée, droit de cité: Fribourg; 

son époux, Fehmi Skivjani, de nationalité yougoslave, né le 30 avril 1972 
à Djakovica (Yougoslavie), chef de ligne; 

leur enfant, Adelina Skivjani, née le 13 août 1994 à Fribourg. 

42. * Spina née D 'Agostino, Rosalia, de nationalité italienne, à Fribourg, 
née le 3 octobre 1967 à Fribourg, vendeuse, mariée, droit de cité: Fri­
bourg; 

ses enfants,Alessandro Sebastiano Spina, né le 18 mars 1994 à Fribourg, 
et Luca Spina, né le 10 décembre 1997 à Fribourg. 

43. Suppa, Pasquale, italienischer Staatsangehôriger, in Galmiz, geboren 
am 23. September 1950 in Vazzano (Italien), Maurer, verheiratet, Bür­
gerrecht: Galmiz; 

seine Ehefrau Rosalba Suppa geb .. Perruccio, italienische Staatsan­
gehorige, gehoren am 4. September 1960 in Chiaravalle Centrale (Itali­
en), Hausfrau; 

ihre Kinder Francesco Suppa, geboren am 22. September 1982 in Bern, 
und Romina Pia Suppa, geboren am 17. September 1986 in Meyriez. 

44. *Thakoor, Marie Angelina Cécika, de nationalité mauricienne, à Fri­
bourg, née le 28 juillet 1984 à Plaines Wilhems (île Maurice), étudiante, 
célibataire, droit de cité: Fribourg. 

45. Thiagarasa, Matheesan, de nationalité sri lankaise, à Fribourg, né le 
18 juillet 1974 à Point Pedro (Sri Lanka), cuisinier, marié, droit de cité: 
Fribourg; 

son épouse, Tharshini Matheesan née Nagarasa, de nationalité sri lan­
kaise, née Le 14 octobre 1978 à Jaffna (Sri Lanka), aide-infirmière. 
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46. Tigani, Paolo, italienischer Staatsangehüriger, in Cordast, geboren am 
5. August 1949 in Vazzano (Italien), Maurer, verheiratet, Bürgerrecht: 
Cordast; 

seine Ehefrau Maria Angela Tigani, italienische Staatsangehorige, ge­
boren am 11. August 1951 in Vazzano (Italien), Hausfrau; 

ihr Kind Sonia Tigani, geboren am 8. Januar 1981 in Meyriez. 

47. Tumolo, Cosimino, de nationalité italienne, à Fribourg, né le 19 mai 
1950 à Leverano (Italie), rentier AI, marié, droit de cité: Fribourg; 

ses enfants, Nina Fabiola Tumolo, née le 23 mai 1994 à Fribourg, et Cy­
prien Christian Twno/o, né le 11 octobre 1996 à Fribourg. 

48. *Witt, Jean-Marie François, de nationalité française, à Fribourg, né le 
28 mai 1947 à Allschwil (BL), contrôleur de gestion, marié, droit de 
cité: Fribourg; 

son épouse, Halina-L11Lja Witt née Ta/aga, de nationalité polonaise et 
française, née le 26 octobre 1949 à Borck (Pologne), femme au foyer. 

* Ausliinder der zweiten Generation. 

Art. 2. 1 Dieses Dekret ist nicht allgemein verbindlich. 

2 Der Staatsrat wird mit der Aushiindigung der Einbürgerungsdokumcnte 
beauftragt. 

Yom Grossen Rat beschlossen in Freiburg am 7. Juni 2000. 

Die Prasidentin: Der 1. Sckreliir: 

E. KRAUSKOPF R. AEBISCHER 

Der Staatsrat hat dieses Dekret am 14. J11ni 2000 prom11/giert und mit sofor­
tiger Wirk11ng in Kraft gesetzt. 
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